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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 28/2018 

StEA Nr. 4/2018 

 
 
An die Mitglieder  

des Ausschusses für Stadtentwicklung 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 24.04.2018 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim lade ich 
Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 25.04.2018, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 11/2018 
vom 21.02.2018 und 23/2018 vom 21.03.2018 

 

5 Bebauungsplan Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf; Ergebnis der frühzeiti-
ge Öffentlichkeitsbeteiligung, Offenlagebeschluss 

176/2018-7 

6 Bebauungsplan Ro 15 in der Ortschaft Bornheim / 4. Änderung; Aufhe-
bung des Aufstellungsbeschlusses 

250/2018-7 

7 Neuaufstellung Regionalplan; Teilplan Nichtenergetische Rohstoffe 
(Lockergesteine); Kommunalbefragung 

265/2018-7 

8 Verwaltungsvereinbarung zwischen Landesbetrieb Straßen NRW und 
Stadt Bornheim zum Bau eines Bürgerradweges zwischen Hersel und 
Widdig 

232/2018-9 

9 Gewerbegebiet "Alfter Nord" - Gründung einer kommunalen Arbeitsge-
meinschaft zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit bei der Entwick-
lung und Vermarktung des Gewerbegebietes "Alfter Nord" 

230/2018-1 

10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 27.02.2018 betr. Bebauung RO 17 / 
SUTI-Center 
(BüA 18.04.2018) 

202/2018-7 

11 Antrag der CDU-Fraktion vom 20.03.2018 betr. Antrag auf Aufstel-
lungsbeschluss für eine Bebauungsplanentwicklung gemäß §13a 
BauGB in Bornheim-Waldorf, Schmiedegas-
se/Lücherweg/Kampsweg/Blumenstraße 

251/2018-7 

12 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 26.03.2018 betr. Auf-
lösung der Bahnquerung der L118 im Bereich der Kreuzung L118/L300 
in Hersel 

263/2018-7 

13 Antrag der UWG/Forum-Fraktion vom 26.03.2018 betr. Prüfung zur 
Installierung eines Schrammbordes, sowie Sanierung der Parkstreifen 
vor dem Nahkauf- Markt in Merten 

264/2018-9 
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14 Mitteilung zum Sanierungsverfahren an der Brücke "Ackerweg" in Wal-
berberg 

214/2018-9 

15 Mitteilung betr. barrierefreier Ausbau von 58 Bushaltestellen im Gebiet 
der Stadt Bornheim 

254/2018-1 

16 Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 26.03.2018 
betr. Überarbeitung des Regionalplans 

262/2018-7 

17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

269/2018-1 

18 Anfragen mündlich  

 Nicht-öffentliche Sitzung 
 

 

19 Finanzielle Rahmenbedingungen zum Entwicklungsträgervertrag mit 
NRW.URBAN Kommunale Entwicklung GmbH 

260/2018-7 

20 Entwicklungsträgervertrag mit NRW.URBAN Kommunale Entwicklung 
GmbH 

261/2018-7 

21 Vergabe des Auftrages zur Straßensanierung 207/2018-1 

22 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

270/2018-1 

23 Anfragen mündlich  

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Wolfgang Schwarz beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim am Mittwoch, 
21.02.2018, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 11/2018 

  Nicht-öffentliche Sitzung  StEA Nr. 2/2018 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Schwarz, Wolfgang CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Bertram, Martin CDU-Fraktion  
Breuer, Paul fraktionslos  
Engels, Hans-Günther CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Keils, Ewald CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Paveh, Siyamak SPD-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
Roitzheim, Frank SPD-Fraktion  
Schüller, Alexander FDP-Fraktion  
Schulz, Heinz-Peter Fraktion-DIE LINKE  
Stadler, Harald SPD-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Brauner, Norbert CDU-Fraktion  
Kuhn, Arnd Jürgen Dr. Bündnis 90/Grüne-Fraktion ab TOP 4 tw. 
Müller, Heinz UWG/Forum-Fraktion  
Weiler, Jürgen Bündnis 90/Grüne-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Will, Madeleine Dr. Seniorenbeirat  

Verwaltungsvertreter 
Erll, Andreas  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Brief, Rolf UWG/Forum-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
Liebeskind, Annette Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
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T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Weiterentwicklung des Busverkehrsangebotes in Bornheim 110/2018-7 

5 Bebauungsplan Ro 23; Beschluss zur Änderung des Geltungsberei-
ches; Beschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

076/2018-7 

6 Bebauungsplan Ro 25 in der Ortschaft Roisdorf; Beschluss zur früh-
zeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

090/2018-7 

7 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Ortschaft Roisdorf; Ein-
leitung des Verfahrens; Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit 

091/2018-7 

8 Gewerbegebiet „Alfter Nord“ – Gründung einer interkommunalen Ar-
beitsgemeinschaft zur informellen Kooperation bei der Entwicklung 
und Vermarktung 

106/2018-1 

9 Investitionsprogramm zur barrierefreien Ausgestaltung des Bornhei-
mer Verkehrsraums 

043/2018-5 

10 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, UWG/Forum und FDP vom 
16.01.2018 betr. Entwicklung Schulstandort Merten 

088/2018-5 

11 Mitteilung über den Ablauf und die Ergebnisse des Workshops Bahn-
hof Roisdorf 

098/2018-7 

12 Mitteilung zur Veröffentlichung des Baulückenkatasters 107/2018-7 

13 Mitteilung betr. Integriertes Handlungskonzept Grüne Infrastruktur 
(IHK GI) 

111/2018-7 

14 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

104/2018-1 

15 Anfragen mündlich  

 
 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wolfgang Schwarz eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt 
Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Ausschuss 
für Stadtentwicklung beschlussfähig ist. 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt den Tagesordnungspunkt 8 von der Sitzung 
abzusetzen, da keine Vorlage vorliegt. 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-7, 9-15. 
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 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  

Die gestellten Einwohnerfragen und die Antworten sind als Anlage der Niederschrift beige-
fügt. 
 
Anlagen siehe Seiten 10-11 
 

4 Weiterentwicklung des Busverkehrsangebotes in Bornheim 110/2018-7 

Auf Anregung der CDU-Fraktion sollen beim Entwurf zur Weiterentwicklung des Busver-
kehrsangebotes die Orte Waldorf Üllekoven und Brenig Bisdorf mit geprüft werden. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt den Entwurf zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Bebauungsplan Ro 23; Beschluss zur Änderung des Geltungsbe-
reiches; Beschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

076/2018-7 

AM Breuer beantragt getrennte Abstimmung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 
1. den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ro 23 um den noch unbebauten Grund-

stücksteil des Flurstücks 373 nördlich des Fuhrweges geringfügig zu verkleinern, 
2. die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit dem vorlie-

genden Vorentwurf des Bebauungsplanes Ro 23 in der Ortschaft Roisdorf und der Dar-
legung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung,  

3. die Planung für die Dauer von 4 Wochen öffentlich auszulegen und eine Einwohnerver-
sammlung durchzuführen, 

4. auf Antrag der SPD-Fraktion, für das Plangebiet Ro 23 eine 20% Quote der Wohneinhei-
ten für sozialen Wohnungsbau anzustreben. 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1 
Einstimmig 
bei 1 Stimmenthaltung (Breuer) 
 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 2 und 3 
Einstimmig 
 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4 

22 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, B90/Grüne, UWG, LINKE, Breuer) 
01 Stimme gegen den Beschluss (FDP) 

 
 

8



11/2018  Seite 4 von 11 

 

6 Bebauungsplan Ro 25 in der Ortschaft Roisdorf; Beschluss zur 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

090/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
Der Rat beschließt, 
 
1. die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit dem vorlie-

genden Vorentwurf des Bebauungsplanes Ro 25 in der Ortschaft Roisdorf und der Dar-
legung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung,   
 

2. die Planung für die Dauer von 4 Wochen öffentlich auszulegen und eine Einwohnerver-
sammlung durchzuführen. 

 
- Einstimmig - 
bei 1 Stimmenthaltung (Breuer) 
 

7 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Ortschaft Rois-
dorf; Einleitung des Verfahrens; Beschluss zur frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit 

091/2018-7 

Auf Antrag des AM Wehrend wird die Sitzung von 20.10 Uhr bis 20.15 Uhr unterbrochen. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 
 
1. 

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 9. Änderung des Flächennutzungs-
planes. Das Plangebiet liegt in der Ortschaft Roisdorf und umfasst den Bereich 
zwischen Herseler Straße, Koblenzer Straße, Maarpfad und einem Wirtschafts-
weg,  

 
2. die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB mit dem vorlie-

genden Planentwurf der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Ortschaft 
Roisdorf und der Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, 

 
3. 

die Planung für die Dauer von 4 Wochen öffentlich auszulegen und eine Einwoh-
ner-versammlung durchzuführen. 
 

- Einstimmig -  
 

8 Gewerbegebiet „Alfter Nord“ – Gründung einer interkommunalen 
Arbeitsgemeinschaft zur informellen Kooperation bei der Ent-
wicklung und Vermarktung 

106/2018-1 

- vertagt -  
 

9 Investitionsprogramm zur barrierefreien Ausgestaltung des 
Bornheimer Verkehrsraums 

043/2018-5 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Empfehlungen des Seniorenbeirates und die 
Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und beauftragt auf Antrag der SPD-Fraktion die  
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Verwaltung, im weiteren Verfahren (Erstellung der Prioritätenliste) die Ortsvorsteher zu betei-
ligen. 
 
- Einstimmig -  
 

10 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, UWG/Forum und FDP 
vom 16.01.2018 betr. Entwicklung Schulstandort Merten 

088/2018-5 

Der Antrag der SPD-Fraktion die Verwaltung zu beauftragen zu prüfen, ob die beschlosse-
nen Steuererhöhungen ausreichen, um die Folgen dieses Vorhabens abzudecken, wird mit 
einem Stimmenverhältnis von 
09 Stimmen für den Antrag (SPD, B90/Grüne, LINKE) 
14 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG, FDP, Breuer) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung insbesondere 
zu den in der Prüfung befindlichen Aufträgen zur Kenntnis und beauftragt auf Antrag der 
CDU-Fraktion die Verwaltung, 
 
1. im nächsten Ausschuss für Stadtentwicklung einen Aufstellungsbeschluss für die 

Fläche nördlich der Händelstraße, Lannerstraße und Bonn-Brühler-Straße Me-N-
01-W, für Wohnbebauung und Neubau der Sekundarschule vorzulegen, 

 
2. gleichzeitig ein Planverfahren inklusive Abstimmung mit der Bezirksregierung ein-

zuleiten, um den Flächennutzungsplan nördlich bis zur Lannerstraße für Wohnbe-
bauung und / oder Neubau der Sekundarschule zu ergänzen, 

 
3. eine Auflistung aller von der Stadt angemieteten Immobilien dem zuständigen 

Haupt- und Finanzausschuss vorzulegen und dabei darzustellen, ob und ggf. wel-
che Einrichtungen für eine Unterbringung in den freiwerdenden Räumen am vor-
handenen Schulstandort Merten in Frage kämen. 

 
4. beauftragt auf Antrag der SPD-Fraktion die Verwaltung folgende Fragen zu prü-

fen: 
 

4.1 Wie hoch ist die Differenz der Kosten eines Neubaus der Sekundarschule und der 
Grundschule? 

 
4.2 Welche Ertüchtigung der Beethovenstraße muss vorgenommen werden, um den 

zusätzlichen Verkehr durch bringende und abholende Eltern von Schul-und Kin-
dergartenkindern zu ermöglichen? 

 
4.3 Wie hoch ist der Bedarf an weiteren Schul- und Kindergartenplätzen in Merten, 

wenn Me 16 und das Baugebiet Händelstraße parallel entwickelt werden? 
 

4.4 Entstehen weitere Kosten für den Ausbau der Infrastruktur, wenn die o.g. Bauge-
biete gleichzeitig entwickelt werden? 

 
 

Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1 
15 Stimmen für den Beschluss (CDU, FDP, UWG, LINKE, Breuer) 
08 Stimmen gegen den Beschluss (SPD, B90/Grüne) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 2 und 3 
Einstimmig 
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Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4.1 

17 Stimmen für den Beschluss (CDU tw., SPD, B90/Grüne, LINKE, Breuer) 
03 Stimmen gegen den Beschluss (FDP, UWG) 
03 Stimmenthaltungen (CDU tw.) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4.2 

15 Stimmen für den Beschluss (CDU tw., SPD, B90/Grüne, LINKE, Breuer) 
04 Stimmen gegen den Beschluss (CDU tw., UWG, FDP) 
04 Stimmenthaltungen (CDU tw.) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4.3 

19 Stimmen für den Beschluss (CDU tw., SPD, UWG, B90/Grüne, LINKE, Breuer) 
01 Stimme gegen den Beschluss (FDP) 
03 Stimmenthaltungen (CDU tw.) 

 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4.3 

16 Stimmen für den Beschluss (CDU tw., SPD, B90/Grüne, LINKE, Breuer) 
03 Stimmen gegen den Beschluss (CDU tw.,FDP) 
04 Stimmenthaltungen (CDU tw., UWG) 

 
AM Dr. Kuhn erklärt zu seinem Abstimmungsverhältnis dass er gegen die Ziffern 1 gestimmt 
habe, weil er der Meinung ist, dass hier der 2. Schritt vor dem 1. Schritt gemacht wird. 
 
AM Wehrend erklärt zu seinem Abstimmungsverhältnis dass er für alle Punkte gestimmt ha-
be, weil diese Fragen bereits der Verwaltung seit September in Auftrag gegeben wurden.  
 

11 Mitteilung über den Ablauf und die Ergebnisse des Workshops 
Bahnhof Roisdorf 

098/2018-7 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen  
AM Brauner 
1. Liegen der Verwaltung Unterlagen vor, die über die verschiedenen Schritte, so-

wohl über die Gespräche die von der Firma im Vorfeld geführt wurden, als auch 
hinsichtlich des Workshops, welcher am 10.10.2017 durchgeführt wurde? Gibt es 
dazu Protokolle und Arbeitsergebnisse? 

 
Antwort: 
Es haben Gespräche sowie eine Ortsbesichtigung stattgefunden. Derzeit ist man dabei eine 
Bürgerwerkstatt auf Grund der Unterlagen vorzubereiten. Das Ergebnis des Workshops ist 
abgebildet. 
 
2. Ich kann nicht nachvollziehen, dass die Firma den Auftrag erfüllt hat. 
 
Antwort: 
Man befindet sich noch mitten in der Bearbeitung. Was bis jetzt gelaufen ist, ist quasi ein 
Vorworkshop vor der eigentlichen Bürgerwerkstatt. 
Die Auftragslage wird nochmals geprüft. 
 
AM Breuer 
Ist das alles was bisher geliefert wurde? 
Antwort: 
Es ist nicht alles. Der Kern der Veranstaltung findet noch statt und der bildet den Schwer-
punkt des Auftrages. 
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AM Kleinekathöfer betr. Interesse an Fahrradstation bekundet 
Wird dieses Vorhaben nur weiter im Verfahren betrachtet oder könnte man es abkoppeln und 
diesen Teil früher einer Realisierung zuführen? 
Antwort: 
Dieser Teil ist nicht im Besitz der Stadt Bornheim. 
Die vorbereitende Veranstaltung hat deutlich werden lassen, dass es eventuell Fördermittel 
geben kann. Dafür müsste ein ganzheitliches Konzept vorgelegt werden. Wenn Teile her-
ausgelöst werden, wäre dies nicht sinnvoll. 
 
AM Krüger betr. Fördermittel 
Gibt es über das hinaus, noch weitere Informationen zu Fördermitteln, und was muss getan 
werden, um diese zu erhalten? 
Antwort: 
Die Frage der Fördermittel kann nur allgemein beantwortet werden. NVR hat signalisiert, 
dass wenn die Stadt eine tolle Mobilstation errichtet, dann dafür Fördermittel bereitgestellt 
werden können. Entscheidend ist, dass die Stadt etwas in den Förderaspekt mit einbringen 
muss. Die Bahnflächenentwicklungsgesellschaft hat deutlich gemacht, dass die Stadt, bevor 
sie in weitere Planung gehen sollte und Fördermittel beantragt werden, in der Lage sein 
müsste, ein adäquates Grundstück in dem Bereich zu erhalten, wo man eine P & R Anlage, 
Mobilstation unterbringen kann. Diesbezüglich befindet man sich in intensiven Gesprächen. 
 
AM Stadler 
Können den Ausschussmitgliedern die Protokolle der bisherigen Veranstaltungen zur Verfü-
gung gestellt werden? 
Antwort: 
Dies wird geklärt. 
Versehentlich ist die Dokumentation des Workshops der Vorlage nicht beigefügt. 
Diese wird nachgereicht. 
 
AM Dr. Kuhn 
Sieht die Verwaltung es auch so, dass die Fördermöglichkeiten, wenn ein innovatives Kon-
zept vorliegt, deutlich höher sind? 
Antwort: 
Ja. 
 

12 Mitteilung zur Veröffentlichung des Baulückenkatasters 107/2018-7 

- Kenntnis genommen -  
 

13 Mitteilung betr. Integriertes Handlungskonzept Grüne Infrastruk-
tur (IHK GI) 

111/2018-7 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen  
AM Kleinekathöfer 
1. Sieht die Verwaltung andere Finanzierungsmöglichkeiten, um doch noch viel von 

dem, was man sich dort vorgenommen hatte, realisieren zu können? 
Antwort: 
Chancen werden im Zusammenwirken mit der Stadt Bonn und den anderen anliegenden 
Kommunen gesehen. Dies wird sich in den nächsten 6-8 Monaten entscheiden. 
Es können sich immer wieder Förderhorizonte auftun. 
2. Kann man davon ausgehen, dass es in diesem und im nächsten Jahr nicht weiter-

geht? 
Antwort: 
So pessimistisch ist man nicht, es kann sogar in der 2. Jahreshälfte weitergehen. 
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AM Dr. Kuhn 
Ist es richtig, dass alle Kommunen, die an der Erstellung beteiligt waren, noch immer dabei 
und davon überzeugt sind, eventl. dies auch gemeinsam anders finanziert durchzuführen? 
Antwort: 
Ja, alle möchten die Arbeit grundsätzlich fortsetzen.  
 

14 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen 

104/2018-1 

Mündliche Mitteilung 
betr. Verkehrsabläufe in der Kartäuserstraße und Secundastraße 
Alternierendes Parken soll Ende Februar starten. 
 
- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage AM Kleinekathöfer 
Kann man davon ausgehen, dass die Einmündungsbereiche von der Schillerstraße auf die 
Secundastraße sowie die einmündenden Straßen in die Karthäuserstraße nochmals eine 
besondere Beachtung finden? 
Antwort: 
Durch das alternierende Parken besteht die Pflicht nur in den eingezeichneten Bereichen zu 
parken. Dies wird dann von Amt 3 überwacht. 
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Sitzungsvorlage-Nr. 104/2018-1 Kenntnis genommen. 
 

15 Anfragen mündlich  

AM Prinz 
1. Was finden derzeit für umfangreiche Maßnahmen am alten Herseler Sportplatz 

statt? 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
2. Wie geht es weiter bezüglich des Bürgerradwegs? 
Antwort: 
Die Stadt hat in den letzten Monaten widersprüchliche Signale des Landesbetriebes erhal-
ten. Der Ausschuss wird schriftlich darüber unterrichtet. 
 
3. Wie ist der Fortschritt und aktuelle Sachstand betr. Höherlegung der Bahnsteige? 
Antwort: 
Die Stadt ist beim Rhein-Sieg-Kreis für März zu einem Gespräch eingeladen, bei dem über 
die Bedeutung als Güterverkehrsstrecke gesprochen werden soll. 
Gezielte Hinweise deuten darauf hin, dass man politisch gesehen in Bonn weiß, dass es im 
Rat der Stadt Bonn keine positive Unterstützung für das Ende der Güterverkehrsstrecke gibt. 
 
4. Kann der Ausschuss über das Ergebnis der Besprechung beim Rhein-Sieg-Kreis 

informiert werden und können dann die Hürden explizit aufgelistet werden? 
Antwort: 
Die Hürde besteht darin, dass die Stilllegung und Entwidmung der Strecke nicht vorangeht.  
 
AM Dr. Kuhn betr. Ampel Einmündung Offenbachstraße 
1. Was hat die Ampel für einen Sinn? 
Antwort: 
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Durch die Ampel kann während der größeren Kanalbaumaßnahme in der Lindenstraße die 
Schulstraße geöffnet bleiben. Wenn die Ampel dort nicht stehen würde, müsste die Schul-
straße geschlossen werden. 
 
2. Wie lange wird die Ampel da noch stehen? 
Antwort: 
Solange die Baustelle läuft (Monate), ist die Baustellenampel behördlich zwingend erforder-
lich. Es kann versucht werden, die Schaltung zu optimieren. An dem Tag, wo die Baustelle 
die Ampel nicht mehr zwingend erforderlich macht, wird der Kreis erwarten, dass die Ampel 
abgebaut und die Schulstraße wieder gesperrt wird.  
 
3. Kann die Ampel möglichst bedarfsgerecht geschaltet werden? 
Antwort: 
Technisch gesehen ist dies möglich und wird aufgenommen. 
 
AM Dr. Will 
Kann der Brief über die Höhe des Sitzungsgeldes den Ausschussmitgliedern nicht per Post 
sondern per e-mail zugesandt werden? 
Antwort: 
Dies wird weitergeleitet. 
 
AM Müller betr. vor der Ampel (aus Merten rauskommend) stehen regelmäßig parkende Au-
tos 
 
1. Kann dies überprüft werden und eventl. ein Halteverbot vor der Ampel angeordnet 

werden? 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
2. betr. Ampel an der Lindenstr./L 193 aus Waldorf kommend, dreieckiges Schild 

Kann das Schild versetzt werden, da man es nicht sieht? 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
Antwort AM Feldenkirchen: 
Dies wurde heute überprüft. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 22:10 Uhr 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Schwarz  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Anlage zu TOP 3 
Von: Barbara Brumhard-Rehbann [mailto:brehbann@web.de]  
Gesendet: Donnerstag, 15. Februar 2018 16:27 
An: Bürgerdialog Stadt Bornheim 
Betreff: Einwohnerfrage für den StEA am 21.02.18 
 
Barbara Brumhard-Rehbann                                                  53332 Bornheim, den 15.02.18 
Koblenzer Str. 26 
  
  
Herrn Vorsitzenden des 
Stadtentwicklungsausschusses 
Wolfgang Schwarz 
Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
  
  
  
Einwohnerfragestunde zu Beginn der nächsten Ausschusssitzung (21.02.18) 
Ausgleich für Garagenabriss 
  
  
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
  
gem. § 20 GeschO bitte ich um Beantwortung folgender Frage: 
  
  
In der Vorlage 090-2018-7 ist in der Anlage "Städtebaulicher Entwurf" zu erkennen, dass die 
nach § 34 BauGB genehmigten Doppelhaushälften Koblenzer Straße 11/13 und 15/17 ca. 
3,50 Meter näher an der Straße gebaut werden durften als die anderen Doppelhaushälften 
und die damals auf dieser Seite bereits vorhandene Eckbebauung Koblenzer Str./Maarpfad. 
Durch ein einfaches Anlegen eines Lineals im Plan an die Häuser links und rechts ist die 
deutlich nähere Baugrenze der beiden Doppelhäuser sehr gut sichtbar. 
  
Trifft es zu, dass bei einem Abstand der genannten Doppelhaushälften entsprechend der 
Umgebungsbebauung für den jetzt geplanten Ausbau der Koblenzer Straße der Abriss und 
Neubau der auf der gegenüberliegenden Straßenseite an der Grundstücksgrenze stehenden 
Garage nicht erforderlich wäre ? 
  
Ich wünsche auch eine schriftliche Beantwortung und bedanke mich für Ihre Bemühungen 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
  
Barbara Brumhard-Rehbann 
 

Antwort: 
Der Bebauungsplan Ro 25 befindet sich noch im Aufstellungsverfahren und ist demnach 
noch nicht abschließend beschlossen.  
 
Die vordere Grundstücksgrenze der Grundstücke mit den Hausnummern 11 bis 17 in der 
Koblenzer Straße hat den gleichen Verlauf wie  die Grundstücksgrenzen der Nachbarbebau-
ung. Insoweit entspricht der vorliegende Entwurf den vorhandenen Grundstücksgrenzen aller 
Gebäude auf der Ostseite der Koblenzer Straße. 
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Antwort: 
Im Zeitraum vom 01.10.2017 bis 19.02.2018 wurden insgesamt 26 Verwarnungen im Rah-
men der Überwachung des ruhenden Verkehrs durch die Überwachungskräfte in der Secun-
dastraße erteilt. Von den insgesamt 26 Verwarnungen wurden 21 Verwarnungen wegen 
„Parken im eingeschränkten Halteverbot“, 4 Verwarnungen wegen „Parken innerhalb einer 
Grenzmarkierung“ und 1 Verwarnung wegen „Parken auf dem Gehweg“ erteilt 
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Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bornheim am Mittwoch, 
21.03.2018, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 23/2018 

  Nicht-öffentliche Sitzung  StEA Nr. 3/2018 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Schwarz, Wolfgang CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Breuer, Paul fraktionslos  
Brief, Rolf UWG/Forum-Fraktion  
Engels, Hans-Günther CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Keils, Ewald CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Paveh, Siyamak SPD-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
Roitzheim, Frank SPD-Fraktion  
Schulz, Heinz-Peter Fraktion-DIE LINKE  
Stadler, Harald SPD-Fraktion  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Hochgartz, Markus Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Klein, Stefan FDP-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  
Weiler, Jürgen Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Will, Madeleine Dr. Seniorenbeirat bis TOP 14 tw. 

Verwaltungsvertreter 
Bruchmann, Andre  
Erll, Andreas  
Gissmann, Constanze  
Pieck, Johannes  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

 

17



23/2018  Seite 2 von 7 

 

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Bertram, Martin CDU-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
Liebeskind, Annette Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schüller, Alexander FDP-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 8/2018 vom 
31.01.2018 

 

5 Städtebaulicher Entwurf zum Bereich Bo 05, Kallenberg 181/2018-7 

6 Vorstellung der Sanierungsplanung zur Beseitigung der Fahrbahnver-
sackung an der Sandstraße (Bereich Grundschule) in Bornheim-
Waldorf 

136/2018-9 

7 Bebauungsplan Me 18 in der Ortschaft Merten; Aufstellungsbeschluss 196/2018-7 

8 10. Änderung des Flächennutzungsplanes; Aufstellungsbeschluss 197/2018-7 

9 3. Änderung des Bebauungsplanes Sechtem Nr. 7 (Ortsteil Rösberg), 
Offenlagebeschluss 

177/2018-7 

10 Neuaufstellung Regionalplan - Siedlungsdichte und Bedarf Wohnen 096/2018-7 

11 Neuaufstellung Regionalplan - Gewerbeflächenbedarf 097/2018-7 

12 Straßenausbau Raiffeisenstraße in der Ortschaft Roisdorf, Beschluss 
des Städtebaulichen Vertrages 

186/2018-7 

13 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

190/2018-1 

14 Anfragen mündlich  

 
 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Wolfgang Schwarz eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt 
Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Ausschuss 
für Stadtentwicklung beschlussfähig ist. 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-14. 
 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
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2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  

Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 8/2018 
vom 31.01.2018 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die Sit-
zung Nr. 8/2018 vom 31.01.2018 keine Einwände mit der Maßgabe, dass bei der Anlage zu 
TOP 6 (Bearbeitungsstatus zu Öffnung der Einbahnstraßen für Radfahrer) bei Ziffer 14, Vor-
gebirgsstraße der Bearbeitungsstatus geprüft wird, da die Maßnahme bisher nicht umgesetzt 
ist, so dass der Bearbeitungsstatus auf „Umsetzung folgt“ gesetzt werden muss. 
 

5 Städtebaulicher Entwurf zum Bereich Bo 05, Kallenberg 181/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt den Entwurf zur Kenntnis, beschließt, auf dieser 
Grundlage die weitere Ausarbeitung vorzunehmen und beauftragt auf Antrag der SPD-
Fraktion die Verwaltung, die Umsetzung von Auto armen Verkehr in Teilen des Gebietes zu 
prüfen. 
 
- Einstimmig -  
 (ohne Mitwirkung des AM Knapstein gem. § 31 GO) 
 

6 Vorstellung der Sanierungsplanung zur Beseitigung der Fahr-
bahnversackung an der Sandstraße (Bereich Grundschule) in 
Bornheim-Waldorf 

136/2018-9 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt Kenntnis von der Sanierungsplanung für die 
Fahrbahnversackung an der Sandstraße und beauftragt die Verwaltung, die Fahrbahnversa-
ckung gemäß der vorgestellten Planung zu sanieren. 

 
- Einstimmig -  
 

7 Bebauungsplan Me 18 in der Ortschaft Merten; Aufstellungsbe-
schluss 

196/2018-7 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, den Bereich, der Landschaftsschutz vor-
sieht, aus dem Bebauungsplan herauszunehmen, wird mit einem Stimmenverhältnis von 
08 Stimmen für den Antrag (SPD tw., B90/Grüne, UWG tw.) 
14 Stimmen gegen den Antrag (CDU, UWG tw., FDP, LINKE, Breuer) 
01 Stimmenthaltung (SPD tw.) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes Me 18 in der 
Ortschaft Merten. Das Plangebiet umfasst einen Bereich zwischen Händelstraße, Bonn-
Brühler Straße und Stadtbahnlinie 18.  
 
- Einstimmig -  
bei 8 Stimmenthaltungen (SPD, B90/Die Grünen) 
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AM Hanft erklärt zu seinem Abstimmungsverhalten, dass er der Aufstellung dieses Bebau-
ungsplanes nicht zugestimmt habe, weil in seinen Augen die Ergebnisoffenheit der beiden 
Optionen zunehmend in Frage gestellt wird bzw. nicht mehr vorhanden ist und weil zum heu-
tigen Tag noch wesentliche Fakten fehlen, die für eine fundierte Entscheidung unerlässlich 
sind. 
 

8 10. Änderung des Flächennutzungsplanes; Aufstellungsbe-
schluss 

197/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:   
 
Der Rat beschließt gemäß § 2 BauGB die Aufstellung der 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes in der Ortschaft Merten. Das Plangebiet umfasst einen Teilbereich des Flur-
stücks 378, Flur 12, Gemarkung Merten zwischen Bonn-Brühler-Straße (L 183) und Lanner-
straße.  
 
Abstimmungsergebnis 

15 Stimmen für den Beschluss (CDU, FDP, UWG, LINKE, Breuer) 
02 Stimmen gegen den Beschluss (B90/Grüne) 
06 Stimmenthaltungen (SPD) 

 

9 3. Änderung des Bebauungsplanes Sechtem Nr. 7 (Ortsteil Rös-
berg), Offenlagebeschluss 

177/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 
1. zu den während der Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13 a Abs. 3 BauGB und 

den während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen zur 3. Änderung des Bebau-
ungsplans Sechtem Nr. 7 die vorliegenden Beschlüsse, 
 

2. den vorliegenden Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplans Sechtem Nr. 7 ein-
schließlich der vorliegenden textlichen Festsetzungen sowie der vorliegenden Begrün-
dung gemäß § 3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
- Einstimmig -  
 

10 Neuaufstellung Regionalplan - Siedlungsdichte und Bedarf Woh-
nen 

096/2018-7 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Verwaltung zu beauftragen, im Rahmen 
der Gespräche mit der Bezirksregierung Köln zur Neuaufstellung des Regionalplanes, eine 
Baudichte von 30 Wohneinheiten je ha für die Berechnung der Wohnbauflächenbedarfs zu-
grunde zu legen, wird mit einem Stimmenverhältnis von 
03 Stimmen für den Antrag (B90/Grüne, Breuer) 
20 Stimmen gegen den Antrag (CDU, SPD, UWG, FDP, LINKE) 
abgelehnt. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, im Rahmen der Gespräche 
mit der Bezirksregierung Köln zur Neuaufstellung des Regionalplanes, eine Baudichte von  
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25 Wohneinheiten je ha für die Berechnung der Wohnbauflächenbedarfs zugrunde zu legen.  
 
- Einstimmig - 
bei 2 Stimmenthaltungen (B90/Grüne) 
 

11 Neuaufstellung Regionalplan - Gewerbeflächenbedarf 097/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen zur Gewerbeflächenbedarfs-
ermittlung für den Regionalplan zur Kenntnis.  
 
- Einstimmig -  
 

12 Straßenausbau Raiffeisenstraße in der Ortschaft Roisdorf, Be-
schluss des Städtebaulichen Vertrages 

186/2018-7 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt, 
 

1. den Ausbau der Raiffeisenstraße auf Grundlage der vorgelegten Planunterlagen, 
2. den Städtebaulichen Vertrag zum Straßenausbau Raiffeisenstraße in der Ortschaft 

Roisdorf einschließlich der vorliegenden Anlagen mit der Firma Landgard, Straelen-
Herongen abzuschließen. 

 
- Einstimmig -  
 

13 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

190/2018-1 

Mündlichen Mitteilungen 
Keine. 
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Von der Vorlage-Nr. 190/2018-1 Kenntnis genommen. 
 
AM Dr. Kuhn (TOP 15, 21.02.2018) 
Kann die Ampel möglichst bedarfsgerecht geschaltet werden? 
Antwort: 
Die Ampelschaltung wurde mittlerweile so geändert, dass nun mehr die Nebenrichtungen 
Offenbach- und Schulstraße nur dann geschaltet werden, wenn auch eine Anforderung vor-
liegt. Dies bedeutet, dass die beiden Hauptrichtungen auf der Schubertstraße (K 33) wech-
selseitig auf „grün“ geschaltet und die Nebenrichtungen nur dann in den Phasenablauf ein-
bezogen werden, wenn tatsächlich von dort Verkehr in die Einmündung einfahren will.  Glei-
ches gilt für die separate Fußgängerführung über die K 33 an der Lichtsignalanlage. Die 
Leistungsfähigkeit der Anlage wurde somit verbessert. 
 

14 Anfragen mündlich  

AM Dr. Will betr. Anliegerstraße Stationenweg 
1. Kann kurzfristig eine Verkehrsberuhigung auf dem Stationenweg angebracht wer-

den? 
Antwort: 
Beim Stationenweg handelt es sich um eine Anliegerstraße und die Verkehrsmengen sind 
dort nicht übermäßig. Die Straßen müssen ihrem Verkehrszweck dienen und die Anlieger 
müssen die vorbeifahrenden Fahrzeuge dulden  Es werden keine zielführende Möglichkeiten 
gesehen, den Verkehr dort zu beruhigen. 
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2. Die Straße ist sehr schmal und hat keine Bürgersteige. 
Antwort: 
Sollten sich die Nachbarn des Stationenwegs, die den Ausbau wünschen, zusammen tun, 
damit die Fußgänger, Kinder und andere schwache Verkehrsteilnehmer sicher sind, kann 
dies in das Straßenausbauprogramm mit aufgenommen werden. 
 
3. Es gab auch an anderen Stellen in Borheim verkehrsverlangsamende Maßnah-

men, z.B. unterhalb der Servatiuskirche. Warum geht das nicht beim Stationen-
weg? 

Antwort: 
Der Servationsweg ist ein Bereich mit mehr als 4.000 Fahrzeugen am Tag und beim Servati-
usweg handelt es sich um einen Straßenausbau. 
 
AM Prinz 
Können meine Fragen bezüglich des Bürgerradweges und der Höherlegung der Bahnsteige 
(was ist in den letzten Monaten dazu passiert?) aus der Sitzung am 21.02.2018 schriftlich 
beantwortet werden? 
Bewohner aus Urfeld haben die Antwort auf ihre Nachfrage erhalten, warum es an der Bau-
stelle nicht weitergeht, dass es nicht weitergehe, weil Straßen NRW dieses Projekt in Urfeld, 
Widdig und Uedorf als ein Projekt verfolgt und Bornheim zur Zeit bremst. Solange die Stadt 
keine Lösung vorlegt, würde es dort nicht weitergehen. Dies soll bei der Beantwortung be-
rücksichtigt werden. 
Antwort: 
Durch eine ganze Reihe von Vorlagen wurde der Ausschuss in den letzten Jahren darüber 
informiert, welche Konfliktlage bei der Errichtung des Bürgerradweges bestanden hat. Das 
gipfelte vor 2 Jahren in der Auskunft, dass es keine Bürgerradwege mehr gäbe und dass die 
Stadt Bornheim diesen selber bauen könnte. 
Seit sehr langer Zeit ist man dabei, mit dem Landesbetrieb, für die Stadt Bornheim kosten-
günstige Umsetzung eines Radweges entlang der L 300, zu verhandeln. 
Zur nächsten Sitzung wird eine entsprechende Vorlage vorgelegt. 
 
2. Höherlegung der Bahnsteige, Besprechung beim Rhein-Sieg-Kreis 

Kann der Ausschuss darüber schriftlich unterrichtet werden, was Gegenstand der 
Besprechung war und wie weiter fortgefahren wird, im Rahmen der Beantwortung 
der Anfrage aus der letzten Sitzung? 

Antwort: 
Die HGK denkt wieder über Güterverkehrsoptionen nach. Modifiziert hat sich der Ansatz in-
sofern, als dass die HGK versucht, die Zielsetzung der Höherlegung der Bahnsteige (Barrie-
refreies Einsteigen) und die Erhaltung der Güterverkehrsfunktion zu vereinen.  
Der Ausschuss kann erst schriftlich darüber informiert werden, wenn die Stadt vernünftige, 
verwertbare Informationen schriftlich vorgelegt bekommt. Sobald dies geschieht, wird der 
Ausschuss informiert. 
 
3. betr. Bürgerradweg. Die Fragen werden gestellt um Gerüchte vorzubeugen. 
Antwort: 
Wenn ein Landesbetrieb einen Teilausbau eines Radweges vornimmt, was hat das mit dem 
Bürgerradweg zu tun, wenn diese schon eigenständig eine Maßnahme durchführen. 
Die Stadt wartet oft sehr lange auf Reaktionen des Landesbetriebes. Teilweise sind Ergeb-
nisse, die im Gespräch im April 2017 mit dem Landesbetrieb erreicht wurden, heute noch 
nicht schriftlich dokumentiert. Andererseits muss eingestanden werden, dass der Verlust von 
Mitarbeitern dazu führt, dass in bestimmten Bereichen keine Kapazitäten vorhanden sind 
und nicht direkt auf Schreiben des Landesbetriebes reagiert werden kann. 
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AM Kleinekathöfer betr. Alternierendes Parken Kartäuserstr. 
1. Handelt es sich dabei um die Probephase und ist die Verwaltung bereit einen Än-

derungsvorschlag entgegen zu nehmen? 
Antwort: 
Es handelt sich um einen Probebetrieb, der die Optimierung gewährleisten soll.  
Die Anregung daran etwas zu ändern, ist Ziel des Probebetriebes, daher werden Anregun-
gen gerne aufgenommen. 
 
2. Kann die letzte Markierung vor den Einmündung Secundastraße auf die gegen-

überliegende Straßenseite verlegt werden (Freie Sicht in die Kurve) 
Antwort: 
Dieser Antrag liegt der Stadt bereits vor. 
 
RM Heller betr. Sitzungsgeldabrechnung per Post anstatt per Mail. 
Im Rahmen von e-Government, Digitalisierung sollte es doch möglich sein, den Ratsmitglie-
dern die Abrechnung per Mail zur Verfügung zu stellen.  
Kann dies nochmals geprüft werden? 
Antwort: 
Das Thema, wie Verwaltung sich modernisiert und Papierärmer wird, wird nochmals beim 
Bürgermeister angesprochen. 
 
AM Stadler 
1. betr. Denkmaltor Einfahrt Villa Anna 

Warum liegt die Baustelle brach und wann geht es dort weiter? 
Antwort: 
Bei dem Winterwetter ist es möglich, dass es zu Verzögerungen kommt. Dies wird nochmals 
nachgefragt. 
 
2. Wann wird das Straßenausbauprogramm 2018/2022 dem Ausschuss vorgestellt? 
Antwort: 
Dafür sind die Sitzungen Juni und Juli 2018 vorgesehen. 
 
AM Heller betr. Sekundarschule Merten 
Warum gehen die Bauarbeiten in der Mensa nicht weiter? 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 20:45 Uhr 
 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Schwarz  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

Rat 26.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 176/2018-7 

    Stand 21.03.2018 

 
 
Betreff 
 

Bebauungsplan Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf; Ergebnis der frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung, Offenlagebeschluss 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: s. Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt, 

 
1. zu den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) 

BauGB sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
(1) BauGB zum Entwurf des Bebauungsplanes Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf die vor-
liegenden Stellungnahmen der Stadt Bornheim,  
 

2. den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Ro 24 einschließlich der vorliegenden 
textlichen Festsetzungen sowie der vorliegenden Begründung gemäß § 3 (2) BauGB für 
die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
Sachverhalt 
 
Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Bereich von Roisdorf und umfasst eine Fläche 
von ca. 1,47 h. In naher Entfernung verläuft die Stadtgrenze der Stadt Bornheim zur Ge-
meinde Alfter. Das Bebauungsplangebiet wird im Norden begrenzt durch die öffentliche Ver-
kehrsfläche der Straße Rosental, im Osten durch die Raiffeisenstraße, im Süden durch einen 
landwirtschaftlichen Betrieb und im Westen durch einen Logistikdienstleister.  
 
Bereits in den 1990er Jahren entwickelte die Stadt Bornheim in Zusammenarbeit mit der 
Gemeinde Alfter ein interkommunales Gewerbeparkkonzept Bornheim - Süd / Alfter - Nord, 
welches u.a. auch die Flächen des Plangebietes miteinschließt.  
Mit den angrenzenden Bebauungsplänen Ro 18, Ro 18.1, Ro 19, Ro 19.1 sowie Ro 20 ist 
der Gewerbepark auf dem Bornheimer Stadtgebiet zwischenzeitlich fast vollständig realisiert 
und vermarktet.  
Die Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH Bornheim (WFG) plant nun 
gemeinsam mit der Stadt Bornheim weitere Unternehmen ins Gewerbegebiet Bornheim - 
Süd / Alfter - Nord anzusiedeln. Der vorliegende Bebauungsplan soll Planungsrecht hierfür 
schaffen und den Gewerbepark mit den bereits realisierten Gewerbeflächen der bestehen-
den Bebauungspläne Ro 18 bis Ro 20 verbinden.  
 
Der Flächennutzungsplan weist für den vorliegenden Bereich gewerbliche Bauflächen aus.  

Ö  5Ö  5
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Für einen Teil des Plangebietes besteht mit dem Bebauungsplan Nr. 116 bereits geltendes 
Planungsrecht, welches mit dem vorliegenden Bebauungsplan Ro 24 planungsrechtlich 
überplant werden soll. Für den restlichen Teilbereich besteht kein Bebauungsplan.  
 
Die grundlegende städtebauliche Zielsetzung des Bebauungsplans ist, das Plangebiet als 
Gewerbegebiet festzusetzen und den Feldweg zum bereits bestehenden landwirtschaftlichen 
Betrieb verkehrstechnisch zu sichern. Außerdem soll aus Immissionsschutzgründen ein 
Schutzstreifen von 40 Meter zwischen der Bebauung und der bestehenden Hochspannungs-
leitung jenseits der Raiffeisenstraße festgesetzt werden, in der nur mit Einschränkungen ge-
baut werden darf.  
Das Plangebiet soll ausschließlich über die Straße Rosental erschlossen werden. 
 
Am 30.03.2017 wurde die Aufstellung des Bebauungsplans Ro 24 gem. § 2 BauGB und die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen (s. Vorlage 056/2017-7). Diese fand in 
der Zeit vom 04.05.2017 bis einschließlich 31.05.2017 statt. Da von der Planung lediglich 
zwei Gewerbebetriebe, ein landwirtschaftlicher Betrieb und zwei Wohnhäuser unmittelbar 
betroffen sind, wurde aufgrund der geringen Anzahl der Betroffenen auf eine Einwohnerver-
sammlung verzichtet.  
Über das Ergebnis der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung soll im Rahmen dieser Sit-
zungsvorlage beraten und die Offenlage der Planung beschlossen werden.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
2000 Euro 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 

1. Übersichtskarte 
2. Bebauungsplan 
3. Textliche Festsetzungen 
4. Begründung 
5. Abwägung Stellungnahem Öffentlichkeit und Behörden 
6. Stellungnahme Öffentlichkeit und Behörden 
7. (nicht abgedruckt) Schalltechnische Untersuchung 
8. (nicht abgedruckt) Artenschutzrechtliche Untersuchung 
9. (nicht abgedruckt) Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung 
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Allgemeine Darstellungen

Gewerbegebiete
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Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
Fuß / Radweg und landwirtschaftlicher Verkehr
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Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes
der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

Flurstücksgrenzen

Hochspannungsleitung

Gebäude Bestand außerhalb des Plangebietes

Parallele Linien# 5.00

Flurgrenzen

PG 1 Pflanzgebot 1 (siehe textliche Festsetzungen)

PG 2 Pflanzgebot 2 (siehe textliche Festsetzungen)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

GE 1
GE 2
GE 3

Gewerbegebiete

LEK

Grundwassermessstelle

Lärmkontingent in dB(A)

Nachrichtliche Übernahmen

Winkel

RaiffeisenstraßeRosental

Rechtsgrundlagen:

Zuletzt geändert: 19.01.2018

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI.I S. 3634)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI.I S. 3786)

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58)

jeweils in der derzeit geltenden Fassung.

in der Ortschaft Roisdorf
Bebauungsplan Ro 24 

Flur
Gemarkung

Maßstab 1:500

Roisdorf
24

M 1 : 5000

Für die Richtigkeit der Darstellung gem. § 1 Planzeichenverordnung, der

Übereinstimmung mit dem Katasternachweis (Stand der Plangrundlage __________)

sowie der geometrischen eindeutigen Festlegung der städtebaulichen Planung.

Beratungsgesellschaft für

kommunale Infrastruktur mbH

Jülicher Straße 318-320
52070 Aachen
www.bki-aachen.de

Telefon: 0241 / 56 81 70
Telefax: 0241 / 16 34 35
e-mail: info@bki-aachen.de

280 VE 01m_lc

Der Rat der Stadt Bornheim hat am ......................

gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch die Aufstellung

dieses Bebauungsplanes beschlossen.

Der Beschluss wurde am ...................... ortsüblich

bekannt gemacht.

Bornheim, den

In Vertretung

__________________

Erster Beigeordneter

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch den Rat der Stadt

Bornheim sowie der Hinweis, wo der Bebaungsplan eingesehen

werden kann, sind gemäß

§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch am ...................... ortsüblich bekannt

gemacht worden.

Dieser Plan ist damit in Kraft getreten.

Bornheim, den

__________________

Bürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist durch den Beschluss des

Rates der Stadt Bornheim vom ..................... zur öffentlichen

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen

worden.

Bornheim, den

__________________

Bürgermeister

Der Entwurf dieses Bebauungsplanes mit Begründung

hat gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch in der Zeit vom

...................... bis ...................... öffentlich ausgelegen.

Diese Auslegung wurde am ...................... ortsüblich

bekannt gemacht.

Bornheim, den

In Vertretung

__________________

Erster Beigeordneter

Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch vom

Rat der Stadt Bornheim am ...................... als Satzung

beschlossen worden.

Der Plan ist hiermit ausgefertigt.

Bornheim, den

__________________

Bürgermeister

Hinweis:

Zu diesem Bebauungsplan gehört ein Textteil und eine Begründung mit

Umweltbericht.

Die in dieser Satzung in Bezug genommenen DIN-Normen bzw.

VDI-Richtlinien können bei der Stadt Bornheim, Rathausstraße 2,

53332 Bornheim, im Stadtplanungs- und Liegenschaftsamt während der

Öffnungszeiten eingesehen und auch über die Beuth- Verlag GmbH,

Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin kostenpflichtig bezogen werden.

Für den Planentwurf

Aachen, den

Bornheim, den
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A) Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
 

Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO. 
 
GE 1, GE 2 und GE 3 
 
Die gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter und die 
gemäß § 8 (3) Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (6) BauNVO). 
 
In den GE 1, GE 2 und GE 3 sind die nach § 8 (2) Nr. 3 BauNVO im Gewerbegebiet 
zulässigen Nutzungen -Tankstellen - nicht zulässig. 
 
Gemäß § 1 (5) BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
 
2.1 Grundflächenzahl (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
Die maximale Grundflächenzahl (GRZ) in den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3  
wird mit 0,8 festgesetzt. 

 
2.2 Höhenlage der Gebäude, maximale Gebäudehöhe (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
In den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3 gilt: 
 
Die maximale Gebäudehöhe beträgt 12,00 m. Die maximale Gebäudehöhe ist gleich 
der höchste Punkt des Gebäudes. 

 
Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der maximalen Gebäudehöhe ist der Erdge-
schossfußboden, der höchstens 0,50 m über der angrenzenden öffentlichen Erschlie-
ßung (Gehweg oder Schrammbord) liegen darf und mindestens 30 cm über dem Stra-
ßenniveau (höchster Punkt der Straßenoberfläche angrenzend an den Geltungsbereich 
bzw. im Geltungsbereich) als Rückstauebene liegen muss, gemessen mittig der Stra-
ßenfront des Gebäudes. 
 
Die maximale Gebäudehöhe darf für technische Aufbauten wie Schornsteine, Dampf-
erzeuger und Kühltürme sowie für Anlagen zur Luftreinhaltung, Klimaanlagen, unterge-
ordnete Dachaufbauten u.ä. ausnahmsweise um maximal 3,00 m überschritten wer-
den, sofern deren Errichtung auf den verbleibenden überbaubaren Grundstücksflächen 
ansonsten technisch nicht realisierbar ist. Die jeweiligen Ausnahmen sind auf die sich 
aus immissionsschutzrechtlichen Gründen ergebende technisch notwendige Höhe zu 
beschränken. Die maximal zulässige Gebäudehöhe darf mit Anlagen zur Gewinnung 
von Solarenergie bei geneigten Dächern (Dachneigung > 5 Grad) nicht überschritten 
werden. Bei Flachdächern ist eine Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe um 
1,00 m zulässig. 
 

2.3 Schutzflächen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 
 
 In den festgesetzten Schutzbereich sind bauliche Anlagen und alle Bauformen, die als 

bauliche Anlagen gelten, nur mit Genehmigung der Westnetz GmbH zulässig. Die ma-
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ximale Gebäudehöhe beträgt 8 m (GE 3) über natürlichem Gelände. Die Materialien 
der Bedachungen der Gebäude sind mit der Westnetz GmbH abzustimmen. Glasdä-
cher sind nicht zulässig. Innerhalb des Schutzbereiches dürfen nur Anpflanzungen vor-
genommen werden, die eine Endwuchshöhe von maximal 10 m erreichen.  

3. Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, i.V.m. § 22 BauNV O) 
 
 abweichende Bauweise (a): 

Im Gewerbegebiet gilt die offene Bauweise, es sind jedoch Gebäudelängen über 50 m 
zulässig. 
 

4. Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V .m § 12 BauNVO) 
 

Garagen und überdachte Stellplätze sind im Gewerbegebiet nur innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. Innerhalb von flächenhaften Pflanzgeboten 
sind Stellplätze nicht zulässig. 

5. Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m §§ 14 un d 23 BauNVO) 
 
 Nebenanlagen nach § 14 (1) BauNVO sind im Gewerbegebiet nur innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig. Nebenanlagen nach § 14 (2) BauNVO, die der 
Versorgung des Gebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung 
von Abwasser dienen, sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen im Gewerbegebiet zulässig. 

6. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelte inwirkungen (§ 1 (24) Nr. 1 
BauNVO, i.V.m § 8 BauNVO) 

 
In den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3 sind Anlagenarten der Abstandsklasse 
I - IV gemäß Abstandserlass NRW 2007 nicht zulässig. Ausnahmsweise können Anla-
genarten der Abstandsklasse V-VII zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass deren Emissionen durch dauerhafte Maßnahmen soweit begrenzt werden, dass 
schädliche Auswirkungen vermieden werden.“ 

 
Zulässig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Geräusche die in der folgenden 
Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 - 
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 
 
Gewerbegebiet Teilfläche LEK pro m² , tags  in 

dB(A) 
LEK pro m² , nachts  in 

dB(A) 

GE 1 TF 1 (=GE 1) 63 48 

GE 2 + GE 3 TF 2 (= GE 2 + GE 3) 59 44 
 
Das Vorhaben ist zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr der Betriebsgeräusche der 
Anlage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schal-
lausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das nach DIN 45691 für 
das Betriebsgrundstück berechnete Immissionskontingent oder einen Wert von 15 dB 
unter dem maßgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Lärm) am maßgeblichen 
Immissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 der TA Lärm) nicht überschrei-
tet. Für den Richtungssektor A (Winkel 148° bis 260°) ausgehend vom Bezugspunkt 
UTM 32360430, 5624362) erhöhen sich die Emissionskontingente LEK nach DIN 
45691 um folgende Zusatzkontingente LEK, zus: 
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Zusatzkontingente tags und nachts in dB nach DIN 45691: 
 
Richtungssektor Zusatzkontingent LEK,zus in dB 

Tag und Nacht 

A 

(Winkel 148° bis 260°, ausgehend vom Bezugs-
punkt UTM 32360430, 5624362) 

 

8 

 
Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN 
45691, Abschnitt 5, wobei im Richtungssektor A die Zusatzkontingente zu berücksich-
tigen sind. Bei „seltenen Ereignissen“ im Sinne der TA Lärm Nr. 7.2 gelten die nach TA 
Lärm Nr. 6.3 angegebenen Immissionsrichtwerte für „seltene Ereignisse“. 

7. Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 
 
Zur Herstellung der Straßen und Wege sind innerhalb der an die öffentlichen Verkehrs-
flächen angrenzenden privaten Grundstücksflächen der Gewerbegebiete GE 1, GE 2 
und GE 3 unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randeinfassungen, Schalt-
schränke für die Strom- und Telefonversorgung sowie Lampenfundamente entlang der 
Grundstücksgrenze in der erforderlichen Breite und Höhe zulässig. 

 
 
B) Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 20 un d 25a BauGB)  
 
1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick lung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
 
1.1 Alle festgesetzten Pflanzungen haben mindestens in der Qualität zu erfolgen, die in 

den Pflanzlisten genannt werden. Die Gehölze sind fachgerecht zu pflanzen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang mindestens gleichwertig zu ersetzen. 

 
Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern u nd sonstigen Bepflanzun-
gen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
 
Pflanzgebot Einzelbäume 

 
Bei der Anlage von nicht überdachten Stellplätzen ist nach jeweils fünf Stellplätzen ein 
hochstämmiger groß- oder mittelkroniger Baum entsprechend den Vorgaben des Pkt. 
1.1 der grünordnerischen Festsetzungen in einer offenen Baumscheibe von mindes-
tens 6 m² anzupflanzen. Für die Anpflanzung sind ausschließlich die Arten der Pflanz-
liste A zu verwenden. 
 
PG 1 (Pflanzung von bodendeckenden Gehölzen und Hecken) 
 
Innerhalb der Pflanzgebotsflächen PG 1 sind Zufahrten auf die privaten Grundstücks-
flächen zulässig. Die gesamte Breite aller Grundstückzufahrten je Grundstück ist bis zu 
einem Anteil von insgesamt maximal 10 % der Grundstücksbreite des Grundstücks 
entlang der öffentlichen Verkehrsflächen zulässig. Die Breite jeder Zufahrt muss dabei 
mindestens 6,50 m betragen. 

 
Außerhalb der Flächen für Zufahrten sind auf der im Plan gekennzeichneten Fläche 
PG 1 Grünflächen mit Rasen oder bodendeckenden Pflanzen anzulegen. Innerhalb der 
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Pflanzgebotsfläche PG 1 sind zudem abwechselnd Wildapfelbäume und Säulenzitter-
pappeln zu pflanzen (siehe Pflanzliste C). Die Bäume sind mit einem Abstand von 
2,50 m zur Grundstücksgrenze und einem Abstand von 15 m untereinander zu pflan-
zen. 
 
Die Anlage von Versickerungsflächen innerhalb von PG 1 ist nicht zulässig. 
 
PG 2 (Pflanzung einer Hecke) 
 
Auf den im Plan gekennzeichneten Flächen (PG 2) sind Hecken aus heimischen, 
standortgerechten Gehölzen entsprechend den Vorgaben des Pkt. 1.1 der grünordne-
rischen Festsetzungen in einem Pflanzabstand von 1,00 m x 1,00 m anzulegen. Die 
Heckenpflanzungen müssen dabei mindestens 1,00 m Höhe aufweisen und dürfen ei-
ne maximale Höhe von 1,50 m nicht überschreiten. Die Breite von Heckenpflanzungen 
dürfen 1,00 m nicht unterschreiten. Für die Anpflanzungen sind ausschließlich die Ar-
ten der Pflanzliste B zu verwenden. 
 
Die durch das Nachbarschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen vorgegebenen Grenzab-
stände sind einzuhalten. Sämtliche festgesetzten Maßnahmen sind spätestens inner-
halb der 1. Pflanzperiode (Zeitraum von Oktober bis März) nach Inbetriebnahme fertig 
zu stellen. 
 

2. Niederschlagswasser (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB 
 

Das unbelastete, auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist über die be-
lebte Bodenzone dezentral auf dem / den Grundstück/en zu versickern. 

 
 
C) Örtliche Bauvorschriften § 86 BauO NRW i.V.m § 9 (4) BauGB 
 
 

7.3 Werbeanlagen § 86 (1) BauO NRW 
 
In den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3 gilt: 
 
Das Aufstellen und Anbringen von Werbeanlagen jeglicher Art ist, außer für Eigenwer-
bung am Ort der Leistung, unzulässig. Werbeanlagen mit Wechsel- und Lauflicht, mit 
elektronischen Laufbändern, sowie als Videowände und als blinkende oder pulsierende 
Werbeanlagen o. ä. sind generell nicht zulässig. Werbeanlagen mit retroreflektierender 
bzw. fluoreszierender Wirkung sind ausgeschlossen. 

 
An Gebäuden sind Werbeanlagen in Bezug auf die jeweilige Wandfläche in maximal 
folgenden Größen zulässig: 

- auf der Gebäudeseite zur Straße Rosental bis zu einer Größe von maximal 20 % der 
Wandfläche 

- an höchstens einer weiteren Gebäudeseite maximal 10 % der Wandfläche. 

 
2. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der be-

bauten Grundstücke § 86 (1) BauO NRW 
 

Die Befestigungen von Stellplatzflächen und Hofflächen sind in den Gewerbegebieten 
GE 1, GE 2 und GE 3 aufgrund der Lage des Plangebiets innerhalb des Wasser-
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schutzgebiets III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld in wasserundurchlässiger 
Bauweise herzustellen. 

 
3. Fassadengestaltung 86 (1) BauO NRW 
 

Für Fassaden sind grelle oder reflektierende Oberflächen und Materialien im Gewer-
begebiet nicht zulässig. 

 
4. Einfriedungen § 86 (1) BauO NRW 

 
Einfriedigungen sind in Form von Hecken und Zäunen bis 2,50 m Höhe zulässig. Im 
Bereich der festgesetzten Pflanzgebotsfläche PG 1 und PG 2 sind Einfriedungen nur 
unmittelbar an der Baugrenze zulässig. Einfriedungen in Form von Zäunen sind zu 
mindestens 50% dauerhaft zu begrünen. 
 

5. Dachflächen gemäß § 86 (1) BauO NRW 
 

Die Bedachungen der Gebäude im Geltungsbereich müssen gegen eine Brandbean-
spruchung von außen durch Flugfeuer und strahlende Wärme ausreichend lang wider-
standsfähig sein (harte Bedachung). Ausnahmen hiervon sind mit der Westnetz GmbH 
abzustimmen. Glasdächer sind nicht zulässig. 
 
 

D) Hinweise 
 
1. Nutzungsbeschränkung der GE-Flächen 

 
Beschränkungen der Nutzung ergeben sich aus der Zulässigkeit der Niederschlags-
wasserversickerung (siehe Punkt B 3 der Festsetzungen) und des Schutzbereiches der 
vorhandenen Hochspannungsfreileitung in der Umgebung (GE 3) (siehe Punkt A 2.3 
der Festsetzungen). 
 
Sollten Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende Höhe 
(Endwuchshöhe größer 10 m) erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstücksei-
gentümer / den Bauherrn auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt 
der Grundstückseigentümer / der Bauherr der vorgenannten Verpflichtung trotz schrift-
licher Aufforderung und Setzen einer angemessenen Frist nicht nach, so ist die West-
netz GmbH berechtigt, den erforderlichen Rückschnitt zu lastend es Eigentümers / des 
Bauherrn durchführen zu lassen. Die Leitungen und die Maststandorte müssen jeder-
zeit zugänglich bleiben, insbesondere ist eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu 
gewährleisten. Alle Hochspannungsfreileitungen gefährdende Maßnahmen sind unter-
sagt. 

 
Von den einzelnen gegebenenfalls auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben 
im Schutzstreifen der Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe sind der Westnetz GmbH 
Bauunterlagen (Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) 
zur Prüfung und abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinba-
rung mit dem Grundstückseigentümer / Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maß-
nahmen bedürfen der Zustimmung der Westnetz GmbH. 

 
2. Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Ur feld 
  

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebietes Wes-
seling-Urfeld. Die Auflagen aus der Schutzzonenverordnung sind einzuhalten. Insbe-
sondere die Gestaltung der Entwässerung von anfallenden Wässern ist sach- und 
fachgerecht auszuführen, so dass Belastungen des Grundwassers nicht zu befürchten 
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sind. Der Einbau von Recyclingbaustoffen in den Bereichen dieser Wasserschutzzone 
ist - nach vorhergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis – nur unter versiegelten Flä-
chen zulässig. 
 
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges oder 
organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungs-
gemäß zu entsorgen. 
 
Die Entsorgungswege des abzufahrenden und zu entsorgenden Bodenaushubs sind 
vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz - Sachgebiet 
„Gewerbliche Abfallwirtschaft“ - anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzuge-
ben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 
 

3. Grundwassermessstelle 
 

Im südwestlichen Randbereich des Plangebietes befindet sich die Grundwassermess-
stelle Nr. 7224-024. Es ist darauf zu achten, dass diese Messstelle nicht beeinträchtigt 
oder, falls sie nicht mehr genutzt werden soll, ordnungsgemäß zurückgebaut wird. 
Mit den Eigentümern der Grundwassermessstelle ist rechtzeitig Kontakt aufzunehmen, 
um eine ausreichende Sicherung bzw. einen adäquaten Ersatz abzusprechen und vor-
zunehmen. Ein Rückbau ist entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt W 135 durchzufüh-
ren und ggf. eine Ersatzmessstelle zu errichten. Es ist ein nach DVGW Arbeitsblatt W 
120 zertifiziertes Brunnenanbau- und Bohrunternehmen zu beauftragen und darauf zu 
achten, dass bestehende Grundwassermessstellen nicht beeinträchtigt werden. Bei 
Beeinträchtigung ist der jeweilige Betreiber zu beteiligen. 
 

4. Entwässerung „gewerbliches Abwasser“ 
 

Falls gewerbliches Abwasser anfällt, welches vorbehandelt werden muss, ist ein An-
trag auf Indirekteinleitung bei der unteren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises über 
das Abwasserwerk des StadtBetrieb Bornheim einzureichen. Das gewerbliche Abwas-
ser ist nach Vorbehandlung über den Schmutzwasserkanal in der Straße Rosental ein-
zuleiten. 
 

5. Niederschlagswasserbeseitigung 
 

Das Sammeln von Niederschlagswasser auf privaten Grundstücken in wasserspei-
chern oder Zisternen zur Nutzung ist zulässig und wird empfohlen. 
 
Liegt bezogen auf die öffentliche Entwässerung der abflusswirksame Befestigungsgrad 
eines Grundstückes bzw. einer wirtschaftlichen Einheit über 40 % muss der Grund-
stückseigentümer auf seine Kosten eine private Regenrückhaltung mit Drosselorgan 
installieren und auf Dauer betreiben. Die Herstellung einer privaten Regenrückhaltung 
mit Drosseleinrichtung ist mit dem Stadtbetreib Bornheim (SBB) abzustimmen. 
 
Das Abwasserwerk wird den Grundstückseigentümer von der gesetzlichen Abwasser-
überlassungspflicht sowie vom Anschluss- und Benutzerzwang für unbelastetes auf 
den Dachflächen anfallendes Niederschlagswasser befreien. 
 
Für Versickerungsanlagen bzw. für Einleitungen in Oberflächengewässer ist eine Was-
serrechtliche Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises, Amt 
für Umwelt- und Naturschutz zu beantragen. Die Versickerungsanlagen inklusive der 
Abstände zur Grundstücksgrenze bzw. zu unterkellerten Gebäuden sind nachzuwei-
sen. 
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6. Überflutungsbetrachtung 
 

Es ist auf ausreichend baulichen Überflutungsschutz zu achten. Bei Überstauung aus 
der öffentlichen Kanalisation sind besonders Tiefgaragen, Kellerschächte, Eingangstü-
ren und Räume gefährdet, die unterhalb der Straßenoberfläche (Rückstauebene) lie-
gen. 
 

7. Schutzstreifen der in unmittelbarer Nähe befindl ichen Hochspannungsfreileitung 
 
Sollten Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdenden Höhe 
erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer / den Bauherrn auf 
seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der Grundstückseigentü-
mer 7 der Bauherr der vorgenannten Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und 
Setzen einer angemessenen Frist nicht nach, so ist die Westnetz GmbH berechtigt, 
den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers / des Bauherrn durchführen 
zu lassen. 
 
Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben, insbesondere 
ist eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu gewährleisten. Alle die Hochspan-
nungsfreileitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt. 
 
Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutz-
streifen der Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe sind der Westnetz GmbH Bauunterla-
gen (Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NHN) zur Prü-
fung und abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit 
dem Grundstückseigentümer Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen be-
dürfen der Zustimmung der Westnetz GmbH. 
 

8. Artenschutz 
 
Eine Rodung der vorhandenen Gehölze ist aus artenschutzrechtlichen Gründen nicht  
im Zeitraum zwischen dem 1. März und dem 30. September eines jeden Jahres zuläs-
sig. 
 

9. Leitungsschutz 
 
 Das Merkblatt „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 

Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen ist zu berücksichtigen. 
 
10. Bodendenkmal 
 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Ge-
meinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206 / 9030-0, 
Fax.: 02206 / 9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind 
zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmal-
pflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. Bei einer eventuell notwendig 
werdenden Unterschutzstellung eines Bodendenkmals bedarf es einer Erlaubnis nach 
§ 9 DSchG NW, falls dies aufgrund einer Baumaßnahme ganz oder teilweise beseitigt 
werden muss. Die Erlaubnis kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt werden. 
Falls es zu einer Zerstörung von Bodendenkmälern / Bodenfunden kommen sollte, 
können sich mögliche Kostenfolgen für Grabungen, Dokumentationen und wissen-
schaftliche Beratung solcher Funde ergeben. 
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11. Kampfmittel 
 
Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen und die 
zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständi-
gen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbei-
ten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. 
 
 

E) Pflanzenliste 
 
Artenauswahl:  
gemäß „Auswahlliste einheimischer Bäume und Sträucher für Pflanzlisten in Bebauungs-
plänen und für Kompensationsmaßnahmen“ (Amt 12) und „Empfehlenswerte Obstsorten für 
Obstwiesen im Rhein-Sieg-Kreis“. 
 
Pflanzqualitäten Bäume: 
Bäume (1. oder 2. Ordnung) Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm, 
Obstbäume Hochstämme, 2x verpflanzt, Stammumfang 8-10 cm, wur-

zelnackt oder Containerware. 
 
Pflanzqualitäten und Pflanzabstände Sträucher: 
  
Solitärsträucher, freiwach-
send  

Mindestendhöhe 2 m, 
 

Sträucher für freiwachsende 
Hecke 

Mindestendhöhe 1,5 m, Abstand in der Reihe und zwischen 
den Reihen je 1,5 m, 

Sträucher für Schnitthecke 3-5 Pflanzen/lfd. m, Mindestendhöhe der Hecke 1,5m, 
  
Freiwachsende Hecken (Ortsrandeingrünung)  
Zweireihig, Reihenabstand 1,5m, Endbreite mindestens 3 m, Endhöhe mindestens 1,5 m 
 
Schnitthecken (innerorts)  
Mindestens 1 m breit, Endhöhe mindestens 1,5 m 
 
Pflanzzeitpunkt 
Anpflanzung spätestens in der 1. Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten  
 
Pflege 
Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 
 
Dachbegrünung 
Für Dachflächen ab 100 m² und bis zu einer Dachneigung von 10°. Extensive Begrünung 
von nicht begehbaren Flach-, Pult- und Satteldächern, ggf. mit Baumpflanzungen. Herstel-
lung der Vegetationsfläche nach Empfehlung der FFL-Richtlinie Dachbegrünung (2008, 
Gelbdruck 2017). 
 
Bei Installation nicht-aufgeständerter Photovoltaikmodule entfällt die Begrünungsauflage.  
 
Begrünung unterirdischer Bauwerke 
Auf Tiefgaragendecken oder unterirdischen nicht überbauten Gebäudeteilen: Anlage einer 
Vegetationsfläche, ggf. mit Baumpflanzungen, nach Empfehlung der FFL-Richtlinie Dachbe-
grünung (2008, Gelbdruck 2017) 
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Fassadenbegrünung 
Begrünung der Fassadenflächen mit Schling- oder Kletterpflanzen gemäß Liste, je lfd. m 
Wandlänge 2 Pflanzen. Dauerhafte Erhaltung der Begrünung. 
 
Pflanzliste Fassadenbegrünung (geeignete Art je nach Exposition der Fassade): 

• Clematis vitalba – Gemeine Waldrebe (sonnig) 
• Hedera helix – Efeu (halbschattig bis schattig) 
• Humulus lupulus – Hopfen (feucht bis nass) 
• Parthenocissus tricuspidata – Wilder Wein (sonnig bis halbschattig) 
• Rosa spec. – Kletterrose (nur 2-5 m Wuchshöhe) 

 
 
Pflanzliste A 
 
I a. Bäume 1. Ordnung 
Acer platanoides (Spitzahorn) 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn)  
Alnus glutinosa (Roterle) 
Castanea sativa (Edelkastanie, Esskastanie)  – alteingebürgerte Kulturart 
Fagus sylvatica (Rotbuche)  
Fraxinus excelsior (Esche)  
Juglans regia (Walnuss) 
Populus alba (Silberpappel)  
Populus nigra (Schwarzpappel) 
Prunus avium (Vogelkirsche)  
Pyrus communis (Kulturbirne) 
Quercus petraea (Traubeneiche)  
Quercus robur (Stieleiche)  
Salix alba (Silberweide) 
Tilia cordata (Winterlinde)  
Ulmus laevis (Flatterulme) 
 
I b. Bäume 2. Ordnung 
Acer campestre (Feldahorn)  
Betula pendula (Sandbirke)  
Betula pubescens (Moorbirke)  
Carpinus betulus (Hainbuche)  
Malus communis = sylvestris (Wild- oder Holzapfel)  
Populus tremula (Espe)  
Prunus padus (Traubenkirsche)  
Salix caprea (Salweide)  
Sorbus aria (Mehlbeere)  
Sorbus aucuparia (Eberesche)  
Sorbus domestica (Speierling) – alteingebürgerte Kulturart 
Ulmus carpinifolia = minor (Feldulme) 
 
I c. Obstbäume 
Alle im Rheinland heimischen alten hochstämmigen (1,80 m Kronenansatz) Obstsorten (Lis-
ten bei der unteren Landschaftsbehörde (Rhein-Sieg-Kreis), dem Landschaftsverband 
Rheinland und der Stadt Bornheim) 
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Pflanzliste B 
 

II. Sträucher 
 
Amelanchier ovalis (Felsenbirne)  
Berberis vulgaris (Gewöhnliche Berberitze) 
Cornus mas (Kornelkirsche)  
Cornus sanguinea (Bluthartriegel)  
Corylus avellana (Haselnuss)  
Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn)  
Crataegus laevigata (Zweigriffeliger Weißdorn)  
Cytisus scoparius (Besenginster)  
Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)  
Genista germanica (Deutscher Ginster) 
Genista tinctoria (Färberginster) 
Hippophae rhamnoides (Sanddorn) 
Ilex aquifolium (Stechpalme)  
Ligustrum vulgare (Liguster) 
Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
Prunus mahaleb (Steinweichsel)  
Prunus spinosa (Schlehe)  
Rhamnus catharticus (Kreuzdorn) 
Rhamnus frangula (Faulbaum)  
Ribes nigrum (Schwarze Johannisbeere)  
Ribes rubrum (Rote Johannisbeere) 
Rosa arvensis (Feldrose) 
Rosa canina (Heckenrose)  
Rosa rubiginosa (Schottische Zaunrose) 
Rosa rugosa (Apfelrose) 
Rubus idaeus (Himbeere) 
Salix aurita (Ohrweide) 
Salix cinerea (Aschweide) 
Salix fragilis (Bruchweide) 
Salix purpurea (Purpurweide) 
Salix triandra (Mandelweide)  
Salix viminalis (Korbweide)  
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Taxus baccata (Eibe)  
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball)  
 
Rank- und Kletterpflanzen 

 
Clematis vitalba – Gemeine Waldrebe (sonnig) 
Hedera helix – Efeu (halbschattig bis schattig) 
Humulus lupulus – Hopfen (feucht bis nass) 
Parthenocissus tricuspidata – Wilder Wein (sonnig bis halbschattig) 
Rosa spec. – Kletterrose (nur 2-5 m Wuchshöhe) 

 
 
Pflanzliste C 
 
Bäume: 
Populus tremula "erecta" (Säulenzitterpappel ) 
Malus evereste (Wildapfel)    
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1 Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt im südöstlichen Bereich von Roisdorf. In ca. 100 m Entfernung verläuft die 
Gemeindegrenze zwischen der Stadt Bornheim und der Gemeinde Alfter. Das Plangebiet grenzt 
an die öffentlichen Verkehrsflächen der Straße Rosental und der Raiffeisenstraße. Westlich wird 
das Plangebiet durch eine Firma, welche Kunststoffpaletten und Klappsteigen vertreibt und reinigt, 
südlich durch die Flurstücke des angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieb (143, 145) begrenzt. 
Der räumliche Geltungsbereich des Plangebietes umfasst ca. 1,52 ha, eine weitere Entwicklung 
von Gewerbegebietsflächen zur Gemeindegrenze Alfter hin, ist zurzeit nicht vorgesehen. 
 

 
Übersichtskarte, ohne Maßstab 

2 Planungsanlass 

Bereits in den 1990’er Jahren entwickelte die Stadt Bornheim in Zusammenarbeit mit der Gemein-
de Alfter ein interkommunales Gewerbeparkkonzept Bornheim - Süd / Alfter - Nord, welches u.a. 
auch die Flächen des Plangebietes miteinschließt.  
Mit den angrenzenden Bebauungsplänen Ro 18, Ro 18.1, Ro 19, Ro 19.1 sowie Ro 20 ist der Ge-
werbepark auf dem Bornheimer Stadtgebiet zwischenzeitlich fast vollständig realisiert und ver-
marktet.  
 
Durch die Ausweisung der vorliegenden Gewerbegebietsfläche soll der vorhandene Bedarf an ge-
werblichen Flächen in der Stadt Bornheim gedeckt werden. Flächen zur Wiederherstellung oder 
Nachverdichtung stehen nicht zur Verfügung. 
 
Die Ausweisung von ca.1,52 ha zusätzlicher Gewerbegebietsfläche bildet eine Abrundung der 
Gewerbegebietsentwicklung der letzten 15 Jahre an diesem Standort des Gewerbeparks Born-
heim-Süd auf dem Stadtgebiet der Stadt Bornheim. Darüber hinaus wird durch die Umsetzung 
dieses Bebauungsplanes die vorhandene Infrastruktur der Straße Rosental nachhaltig genutzt. 
Durch die Nähe zur Anschlussstelle Bornheim A 555 besteht eine hohe Lagegunst für eine ge-
werbliche Baufläche. 
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3 Planungsrechtliche Situation 

Regionalplan 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Region Bonn / Rhein-Sieg, bekannt gemacht am 
06.02.2004, weist für das Plangebiet, genauso wie für die angrenzenden Bebauungspläne Ro 18, 
Ro 18.1 und Ro 19.1 und Ro 20, Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) aus. 
Die Ziele des Bebauungsplanes entsprechen den Zielen des Regionalplanes. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim, bekanntgemacht am 15.06.2011, stellt für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes „gewerbliche Bauflächen“ dar. Damit wird der Bebauungsplan 
gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan Nr. 2 des Rhein-Sieg-Kreises, Bornheim, Stand 2. Änderung, Augst 2007, 
enthält für den Bereich des Plangebietes keine Festsetzungen. 

Geltendes Planungsrecht 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 116 sind die Flächen der Straße Rosental als Straßenver-
kehrsflächen dargestellt. Die südlich angrenzenden Flächen des Plangebietes sind mit einer Tiefe 
von 50 m parallel zur Straße Rosental als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt. Mit dem vor-
liegenden Bebauungsplan wird die im Plangebiet befindliche Teilfläche des Bebauungsplanes 
Nr. 116 planungsrechtlich überplant. 
Die weiteren Flächen des Plangebietes befinden sich außerhalb des Geltungsbereichs eines 
rechtskräftigen Bebauungsplans. Für diese Flächen besteht derzeit kein verbindliches Planungs-
recht. 

Bestehende Rahmenplanung 

Für den interkommunalen Gewerbepark Bornheim - Süd / Alfter - Nord wurde im Mai 1996 eine 
städtebauliche Rahmenplanung gemeinsam mit der Gemeinde Alfter aufgestellt. Der Gewerbepark 
wurde auf Bornheimer Stadtgebiet zwischenzeitlich bereits zu großen Teilen realisiert. Die in der 
Rahmenplanung gesetzten und in verschiedenen Bebauungsplänen bereits realisierten städtebau-
lichen Ziele werden im vorliegenden Bebauungsplan weiter umgesetzt. 

4 Städtebauliche Situation 

Die Flächen des Plangebietes werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. Ehemalige der Landwirt-
schaft dienende Gebäude wurden zwischenzeitlich abgerissen. An der Straße Rosental befindet 
sich ein Feldweg. Dieser dient der Erschließung des südlich des Plangebietes liegenden landwirt-
schaftlichen Betriebes, dessen Haupterwerb insbesondere durch den Anbau von Gemüse, Kräu-
tern und Sonderkulturen erfolgt und welcher als Gartenbaubetrieb und Gärtnerei eingetragen ist. 
Südlich des Plangebietes befinden sich ein Wohnhaus an der Raiffeisenstraße und eines am 
Feldweg gelegen. Darüber hinaus befindet sich im Plangebiet unmittelbar nördlich am Feldweg 
eine Grundwassermessstelle. Östlich der Raiffeisenstraße verläuft eine oberirdische Hochspan-
nungstrasse der Westnetz GmbH. Die Sicherheitszonen dieser Hochspannungstrasse ragen ca. 
11 m in das Plangebiet hinein. 
 
Das Plangebiet verfügt über eine gute Anbindung an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz. 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes erfolgt über die Straße Rosental; den ausgebauten 
Teilbereich der Raiffeisenstraße und die Herseler Straße (L 118). Über die Herseler Straße ist der 

41



Seite 4   

 

Autobahnanschluss Bornheim - Hersel an die A 555 und das Zentrum der Stadt Bornheim erreich-
bar. 
 
An den öffentlichen Regional- und Nahverkehr ist das Gewerbegebiet über den in ca. 500,0 m ent-
fernten Bahnhof Roisdorf angebunden. Darüber hinaus ist das Plangebiet mit den Buslinien 817 
und 818 an den örtlichen Nahverkehr angebunden, deren Haltestellen sich an der Straße Rosental 
im Bereich des Bahnhofes Roisdorf befinden. 

5 Ziele und Zwecke der Planung 

Ziel der städtebaulichen Entwicklungen ist es, die erforderlichen Kapazitäten für notwendige Be-
triebsverlagerungen sowie Neuansiedlungen zu schaffen. 
 
Mit der Entwicklung von Gewerbegebietsflächen im Plangebiet soll die Zahl der Arbeitsplätze er-
höht werden. Gleichzeitig soll durch ein ortsnahes Arbeitsplatzangebot der Pendleranteil am Ver-
kehrsaufkommen verringert werden. 
 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen   
 
Die Planung des Bebauungsplanes Ro 24 grenzt an bestehende Gewerbegebietsflächen (Bebau-
ungspläne Ro 19 und Ro 20) an und ist durch die Straße Rosental bereits erschlossen. So ist der 
Erschließungsaufwand gegenüber einer Neuerschließung im unbeplanten Bereich deutlich gerin-
ger. Mit einer Größe von ca. 1,52 ha ist eine vergleichsweise geringe Inanspruchnahme von land-
wirtschaftlichen Flächen verbunden. Mit der Reaktivierung und Umnutzung der ehemals landwirt-
schaftlich genutzten Flächen wird dem Ziel des sparsamen Umgangs mit der Ressource Boden 
Rechnung getragen. 
Darüber hinaus ist eine Innenentwicklung für die Umsetzung der Ziele des Bebauungsplanes Ro 
24 nicht möglich. Dies begründet sich durch einen hohen Nachfragedruck seitens einer Nutzung 
von potenziell verfügbaren Flächen zu Wohnbauzwecken und durch Immissionskonflikte mit der 
angrenzenden Wohnbebauung in Innenbereichslagen.  
Auf Grund der Lage der Stadt Bornheim in der Ballungsregion Köln-Bonn, gekoppelt mit einer gu-
ten infrastrukturellen Ausstattung und qualitativ hochwertigen Freiräumen, besteht eine hohe 
Nachfrage primär nach Wohnraum, aber auch nach Flächen für gewerbliche Ansiedlungen. Hier 
besteht ein jährlicher gewerblicher Flächenverbrauch von ca. 2,7 ha.  
 
Vorrangig werden Gewerbeflächenbedarfe durch Nachverdichtung und die Entwicklung von Ge-
werbegebieten im unmittelbaren Siedlungszusammenhang (Arrondierung von Ortsteilen) gedeckt.  
Dahingehend ist, bei Betrachtung des unmittelbaren und erweiterten Umfelds des Plangebietes, 
eine vorherrschende Prägung der Nutzungsart Gewerbe zu konstatieren. Somit ist das Vorhaben 
des Bebauungsplanes Ro 24 als Arrondierung des bestehenden Gewerbegebietes Bornheim-
Süd/Alfter-Nord zu beurteilen. Dies entspricht zudem den Aussagen des wirksamen Flächennut-
zungsplans (2011), keine eigenständigen Gewerbegebiete mehr darzustellen, sondern bestehen-
de, in der Lagegunst positiv zu bewertende Gebiete weiterzuentwickeln. 
 
Die städtebauliche Notwendigkeit der Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flächen zu ge-
werblichen Zwecken ist damit nachgewiesen. 
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6 Städtebauliches Konzept und Erschließung 

Allgemein 

Das Plangebiet wird gemäß § 8 BauNVO als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Die Art der bauli-
chen Nutzung (Gewerbegebiet) entspricht der Zielsetzung der Stadt Bornheim, im Plangebiet wei-
tere Gewerbebetriebe anzusiedeln. 
 
Insgesamt wird eine Vernetzung des Plangebietes mit den angrenzenden Planungen erfolgen. 
Demnach wird das Plangebiet verkehrstechnisch an das Plangebiet des rechtskräftigen Be-
bauungsplanes Ro 19.1 im Norden und den Bebauungsplan Ro 20 im Westen angeschlossen. 
Inhaltlich sollen die in den Bebauungsplänen Ro 18 und Ro 19.1 und Ro 20 bereits festgesetzten 
Gewerbegebietsflächen fortgesetzt werden. Die Pflanzstreifen entlang der Straße Rosental werden 
entsprechend der Angaben des „Grünen C“ umgesetzt. Ziel ist die Ausgestaltung des gesamten 
Gewerbegebietes Bornheim Süd mit durchgehenden Grünstrukturen, um eine Durchgrünung des 
Gewerbeparkes und eine Vernetzung des Plangebietes mit der Landschaft zu erreichen. Der vor-
handene Feldweg bleibt zur Erschließung des bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes erhal-
ten. Sofern eine Weiterentwicklung des Gewerbeparks in Richtung Alfter beabsichtigt ist, ist ein 
Ausbau des Felsweges auf 9,50 m möglich. 

Erschließung 

Die Flächen werden ausschließlich durch die Straße Rosental von Norden erschlossen. Die Raiffe-
isenstraße wird voraussichtlich 2018 im Rahmen eines anderen Vorhabens bis zum Kreuzungs-
punkt mit der Straße Rosental ausgebaut. Ein Ausbau der Raiffeisenstraße im Rahmen dieses 
Bebauungsplanes ist nicht vorgesehen. Im Rahmen des benachbarten südwestlich angrenzenden 
Bebauungsplanes Ro 20 wurde im Jahre 2011 eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt (IGEPA 
Verkehrstechnik GmbH, 2011). Ergebnis dieser Verkehrsuntersuchung ist, dass der unsignalisierte 
Knotenpunkt L 118 / Raiffeisenstraße leistungsfähig ist für ein zusätzlichen Aufkommen von insge-
samt 350 LKW- Fahrten bzw. 700 Pkw- Fahrten als Summe der Ziel- und Quellverkehre. Im Gut-
achten wurde bestätigt, dass neben den durch die Realisierung des Bebauungsplanes Ro 20 aus-
gelösten Verkehrsaufkommen noch ausreichend Leistungsreserven für zukünftige weitere Ansied-
lungen an der Raiffeisenstraße und damit auch für die Ansiedlungen des vorliegenden Bebau-
ungsplanes Ro 24 gegeben sind. 
 
Entwässerung 
 
Nach der Generalentwässerungsplanung erfolgt die Entwässerung im Trennsystem. Die Ver- und 
Entsorgung der Flächen soll über die bestehenden Leitungen in der Straße Rosental, erfolgen. Um 
den Vorgaben gemäß § 44 (1) Landeswassergesetz NW Rechnung zu tragen, soll das anfallende 
unverschmutzte Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen vollständig versickert 
werden. Das schwach belastete Niederschlagswasser der privaten und öffentlichen Verkehrsflä-
chen wird in den Regenwasserkanal in der Straße Rosental mit Anschluss an die Leitungen in der 
Allerstraße / Robert-Bosch-Straße eingeleitet. Das häusliche und gewerbliche Schmutzwasser wird 
parallel über einen Schmutzwasserkanal mit Anschluss an die Leitungen in der Allerstraße zur 
Kläranlage Hersel weitergeleitet. Der Anschluss der Ver- und Entsorgungsanlagen an die vorhan-
denen Leitungen ist mit dem Ver- und Entsorger abzustimmen. 
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7 Begründung der Festsetzungen 

7.1 Art und Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs.  1 Nr. 1 BauGB 

Art der baulichen Nutzung  

Der Bebauungsplan setzt ein Gewerbegebiet (GE) fest. Die Gewerbegebietsflächen werden aus 
Gründen des Immissionsschutzes gemäß § 1(4) Nr. 1 BauNVO in die Gewerbegebiete GE1, GE 2 
und GE 3 gegliedert. Im Plangebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO innerhalb der Gewerbegebiete 
GE 1, GE 2 und GE 3 abweichend von § 8 Abs. 2 BauNVO Tankstellen nicht zulässig, da sie dem 
geplanten Charakter des Gebietes entgegenstehen. Die neu entstehenden Gewerbegebietsflächen 
sollen den Bedarf an gewerblichen Flächen in der Stadt Bornheim decken. Innerhalb des zusam-
menhängenden Gewerbeparkkonzeptes Bornheim-Süd / Alfter-Nord sind nur noch wenige Flächen 
verfügbar. Gemäß der ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz mit Boden sparsam umzuge-
hen (§ 1 a (2) BauGB) und entsprechend der Zielsetzung der Rahmenplanung des Gewerbepark-
konzeptes Bornheim-Süd / Alfter-Nord, sollen die noch verbleibenden Flächen einer hochwertigen 
Nutzung zugeführt werden. Aus dem gleichen Grund werden die nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 (Wohnun-
gen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter) und Nr. 
3 (Vergnügungsstätten) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gleichfalls ausgeschlos-
sen. Mit dem Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben gem. § 1 Abs. 5 BauNVO sollen negative 
Auswirkungen auf den bestehenden Einzelhandel im Ort durch eventuelle Neuansiedlungen im 
Plangebiet vermieden werden. 

Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung in den ausgewiesenen Gewerbegebietsflächen wird durch die 
Grundflächenzahl und durch die Festlegung überbaubarer Flächen festgesetzt. 
 
Die überbaubaren Flächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Die Baugrenzen sind über mögli-
che Parzellengrenzen hinweg geplant worden, um die gemeinsame Nutzung von benachbarten 
Grundstücken zu ermöglichen. Die groß angelegten überbaubaren Flächen sollen ein individuelles 
Bauen ermöglichen. Durch die vorgeschriebenen Ausgleichsmaßnahmen (Pflanzgebote) werden 
Freiräume auf den jeweiligen Grundstücken gewährleistet, die zugleich eine einheitliche Qualität 
erhalten.  
 
Die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 innerhalb der Gewerbegebiete GE 1, GE 2 
und GE 3 entspricht dabei der maximal zulässigen Obergrenze zur anteiligen Überbaubarkeit von 
gewerblichen Bauflächen gem. § 17 BauNVO. Damit sollen die Grundstücksflächen im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben maximal genutzt werden können und somit ein flächensparender Um-
gang mit Grund und Boden erreicht werden. Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe innerhalb 
der Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 orientiert sich am angrenzenden gewerblichen Bestand im 
Nordosten außerhalb des Plangebietes und soll im Plangebiet fortgeführt werden. Damit soll ein 
städtebaulich harmonisches Erscheinungsbild des Gesamtgebiets im Zusammenhang mit dem 
baulichen Bestand im Nordosten erreicht werden. Aus Gründen der Lage innerhalb des Schutz-
streifens der benachbarten Hochspannungsfreileitung der Westnetz GmbH ist die festgesetzte 
maximale Gebäudehöhe innerhalb des Gewerbegebietes GE 3 nach den Vorgaben des Betreibers 
auf 8 m begrenzt.  
 
Der Erdgeschossfußboden soll mindestens 30 cm über dem Straßenniveau liegen, um als Rück-
stauebene zu dienen. 
 
Überschreitungen der maximalen Gebäudehöhe in Ausnahmefällen mit untergeordneten Gebäude-
teilen wie Schornsteinen, Dampferzeugern, Kühltürmen sowie mit Anlagen zur Luftreinhaltung, 
Klimaanlagen, untergeordneten Dachaufbauten u.ä. bis zu maximal 3,00 m sind in allen Gewerbe-
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gebieten zulässig, sofern deren Errichtung auf den verbleibenden überbaubaren Flächen nicht 
realisierbar ist. Diese Festsetzung erfolgt, um der Unterbringung von betriebstechnisch notwendi-
gen Anlagen von Gebäuden einen möglichst flexibler Planungsrahm zu ermöglichen, ohne 
dadurch das geplante städtebauliche Erscheinungsbild am Stadtrand wesentlich zu beeinträchti-
gen. 
 
Um den Einsatz regenerativer Energien zu ermöglichen, sind Anlagen zur Gewinnung von Solar-
energie auf den Dachflächen in allen Gewerbegebieten zulässig. Die festgesetzte Höhe dieser 
Anlagen über der maximal zulässigen Gebäudehöhe bei Flachdächern soll eine energetisch sinn-
volle Installation ermöglichen, ohne dabei das städtebauliche Erscheinungsbild der Baukörper zu 
beeinträchtigen. 

7.2  Schutzflächen 

Parallel zu den Hochspannungsleitungen der Westnetz GmbH (Teil von innogy) ist entlang der 
Raiffeisenstraße im festgesetzten GE 3 ein Schutzbereich für Hochspannungsleitungen festge-
setzt. Die Bestimmungen für den Schutzbereich entsprechen den Vorgaben der Westnetz GmbH. 

7.3 Bauweise 

Es wird innerhalb der Gewerbegebiete GE 1, GE 2 und GE 3 die abweichende Bauweise festge-
setzt. Diese entspricht der offenen Bauweise, allerdings ohne Längenbeschränkung der Gebäude, 
um eine möglichst flexible Aufteilung und Bebaubarkeit der Grundstücksflächen zu erreichen. 

7.4 Stellplätze und Garagen 

Um die städtebauliche Ordnung dauerhaft zu sichern, sind in den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 
und GE 3 Garagen und überdachte Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Offene Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Mit der flexiblen Anordnungsmöglichkeit von offenen Stellplätzen wird die städte-
bauliche Ordnung nicht beeinträchtigt. 

7.5 Nebenanlagen 

Nebenanlagen im Sinne des § 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 (1) BauNVO sind außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen der Gewerbegebiete GE 1, GE 2 und GE 3 unzulässig. Damit 
soll der geplante städtebauliche Charakter dauerhaft erhalten werden. Um bei der Unterbringung 
von notwendigen Versorgungsanlagen des Gebietes in erschließungstechnischer Hinsicht größt-
mögliche Planungsfreiheit zu gewähren, sind Nebenanlagen nach § 14 (2) BauNVO auch außer-
halb der überbaubaren gewerblichen Grundstücksflächen in allen Gewerbegebieten zulässig. 

7.6 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelt einwirkungen 

Im Bebauungsplanverfahren wurde eine Schalltechnische Untersuchung (Kramer Schalltechnik 
GmbH, Januar 2018) erstellt, um auf Grundlage der Planung möglichen Lärmkonflikten mit den 
benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen vorzubeugen. Aus dem Ergebnis des Gutachtens geht 
hervor, dass eine Gliederung des Gewerbegebietes mit einer abschnittsweisen Nutzungsein-
schränkung gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO erforderlich ist. Die Nutzungseinschränkung erfolgt in 
Form einer Emissionskontingentierung entsprechend der DIN 45691, Stand 2006. Das Baugebiet 
wird in die Gewerbegebiete GE1, GE2 und GE 3 mit jeweils zulässigen Lärmkontingenten geglie-
dert. Da sich an den Immissionsorten IO 3 (Weberstraße 2c (Mischgebiet (MI) nach § 34 BauGB) 
und IO 4 (Grenzstraße 2 (Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 34 BauGB) südwestlich außerhalb 
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des Plangebietes eine deutliche Unterschreitung der zulässigen Grenzwerte ergab, sind für diesen 
Bereich innerhalb des Plangebietes Zusatzkontingente zulässig. 
Mit den Festsetzungen wird sichergestellt, dass die Orientierungswerte der TA Lärm für die 
schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld des Plangebietes eingehalten bzw. unterschritten werden. 
Dies gilt auch für die im Schallschutzgutachten untersuchten Immissionsorten IO 1 (Raiffeisenstra-
ße 22 (Mischgebiet (MI) nach § 34 BauGB)) und IO 2 (Rosental 100 (Mischgebiet (MI) nach § 34 
BauGB)) Die Zusatzkontingente ermöglichen teilweise eine Mehrausschöpfung der festgesetzten 
jeweiligen Kontingente im südwestlichen Bereich des Plangebietes für die gewerbliche Nutzung, 
ohne die benachbarten schutzbedürftigen Bereiche zu beeinträchtigen. 
 
Das in den 1990’er Jahren seitens der Stadt Bornheim in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Alfter 
entwickelte interkommunale Gewerbeparkkonzept Bornheim - Süd / Alfter – Nord umfasst auf dem 
Stadtgebiet Bornheim die Bebauungspläne Ro 18, Ro 18.1, Ro 19, Ro 19.1, Ro 20 sowie Ro 24 
auf einer Fläche von ca. 65 ha. Alle Flächen sind im Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim als 
gewerbliche Bauflächen dargestellt. Ziel der Stadt Bornheim ist es, hier ein zusammenhängendes 
Gewerbegebiet zu entwickeln. Die einzelnen Bebauungspläne werden in zeitlich aufeinanderfol-
genden Teilschritten realisiert und ergänzen sich zu einem Gewerbepark. Damit umfasst das Plan-
gebiet Ro 24 mit einer Fläche von ca. 1,52 ha einen eher untergeordneten Teil des Gewerbeparks. 
Lediglich in den Bebauungsplänen Ro 20 und Ro 24 wurden Festsetzungen gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 
BauNVO zur Lärmkontingentierung auf einer Fläche ca. 5 ha zum Schutz der jeweiligen benach-
barten Wohnbebauung getroffen. Darüber hinaus werden im Gewerbepark Süd Gewerbegebiets-
flächen ohne Geräuschkontingentierung und ohne Festsetzung von Abstandsflächen auf einer 
Flächen von ca. 30 ha angeboten, auf denen Gewerbegebetriebe sich hinsichtlich eventuell auftre-
tender Lärmemissionen uneingeschränkt ansiedeln können. Ergänzt werden diese Flächen durch 
das Grundstück der an der Straße Rosental ansässigen Firma für Obst- und Gemüseversteigerun-
gen auf einer Fläche von ca. 21 ha. Der dort rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 116 setzt ebenfalls 
keine Geräuschkontingentierung fest.  
 

In der schalltechnischen Untersuchung wurden zudem die schalltechnischen Auswirkungen des 
möglichen zusätzlichen Verkehrsaufkommens auf den öffentlichen Verkehrsflächen (Raiffeisen-
straße und Rosental) untersucht. Der plangebietsbezogene An- und Abfahrverkehr aus dem Be-
bauungsplan Ro 24 auf öffentlichen Verkehrsflächen ist weder beurteilungs- noch abwägungsrele-
vant. 

7.7 Verkehrsfläche / Ein-und Ausfahrten 

Die Flächen der vorhandenen Wirtschaftswege werden als Verkehrsflächen mit besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt, um sie als Wirtschaftswege zur Erschließung des bestehenden 
landwirtschaftlichen Betriebes und als Fuß- und Radwegeverbindungen zu erhalten. Sofern eine 
Weiterentwicklung des Gewerbeparks in Richtung Alfter beabsichtigt ist, ist ein Ausbau des Feld-
weges möglich. Dabei wird ein Querschnitt von 9,50 m (0,50 m Bankett, 6,50 m Fahrbahn, 2,50 m 
kombinierter Fuß- und Radweg) ausgewählt. Für eine mögliche zukünftige Erschließungsstraße ist 
eine Modullösung vorgesehen, welche den flexiblen Austausch von Stellplätzen, Zufahrten und 
Baumstandorten zulässt. Durch ein 50 cm breites offenes Bankett wird der erforderliche Sicher-
heitsabstand zur Fahrbahn eingehalten. Die erforderliche Straßenbreite wird in den Bebauungs-
plan übernommen.  
Entlang der Raiffeisenstraße wird die Anlage von Ein- und Ausfahrten aus sicherheitstechnischen 
Gründen ausgeschlossen. 
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7.8 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers 

Um den Vorgaben der RAST 06 Rechnung zu tragen, sind innerhalb der an die öffentlichen Ver-
kehrsflächen angrenzenden privaten Grundstücksflächen der Gewerbegebiete GE1, GE2 und GE3 
unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randeinfassungen, Schaltschränke für die Strom- 
und Telefonversorgung sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze in der erforder-
lichen Breite und Höhe zu dulden. Mit der Festsetzung sollen mögliche Konflikte im Übergang von 
öffentlichen zu privaten Grundstücksflächen vermieden und die Herstellbarkeit von erforderlichen 
Einbauten im Zusammenhang mit der Realisierung des Straßenausbaus langfristig gesichert wer-
den, sofern diese Einbauten nicht innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen untergebracht wer-
den können. 

7.9 Grünordnerische Festsetzungen 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklun g von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB und 25a BauGB) 

Die zu verwendende Qualität der Anpflanzungen sichert den geplanten ökologisch möglichst wert-
vollen Bewuchs. Die fachgerechte Anpflanzung und der Erhalt von Anpflanzungen sollen den ge-
planten eingegrünten Charakter des Plangebietes dauerhaft gewährleisten. Um die Qualität der 
Eingrünung auch nach Abgang von Anpflanzungen insgesamt zu erhalten, sind die abgehenden 
Pflanzen mindestens gleichwertig zu ersetzen. Mit Herstellung und Pflege der Bepflanzung von 
unbebauten und unbefestigten Flächen entsprechend den Festsetzungen des Pkt. 1.1 der grün-
ordnerischen Festsetzungen soll eine möglichst wertvolle ökologische Qualität der Freiflächen des 
Gewerbegebiets erreicht werden. 
 
Um den Vorgaben des BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) Rechnung zu tragen und Verbots-
tatbeständen gem. § 44 BNatSchG vorzubeugen, sind Rodungen von vorhandenen Gehölzen im 
Zeitraum des Winterhalbjahres zwischen dem 1. März und dem 30. September eines jeden Jahres 
unzulässig. Diese Information wurde als Hinweis in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 
Mit den Festsetzungen zur Rückhaltung und Versickerung von unverschmutztem Niederschlags-
wasser auf den privaten Grundstücksflächen wird den gesetzlichen Vorgaben des § 44 (1) Lan-
deswassergesetz NW Rechnung getragen. Mit der dezentralen Unterbringungsmöglichkeit dieser 
Anlagen auf den privaten Grundstücksflächen soll größtmögliche Planungsfreiheit gewährleistet 
werden. 

Pflanzgebot Einzelbäume 

Um eine Durchgrünung und sichtbare Gliederung von Stellplatzflächen zu erreichen, ist nach je-
weils 5 Stellplätzen ein hochstämmiger groß- oder mittelkroniger Baum in einem Baumbeet ent-
sprechend den textlichen Festsetzungen anzupflanzen. Bäume tragen zudem zur Beschattung von 
abgestellten Fahrzeugen bei, vermindern die Aufheizung des Bodens am Standort und bieten zu-
sätzliche Nistmöglichkeiten für Vögel. Um einen möglichst ökologisch wertvollen Bewuchs zu er-
reichen, sind für die Anpflanzung die Arten der Pflanzliste zu verwenden. 

Flächenhaftes Pflanzgebot 1 (PG 1) 

Die unmittelbar an die Straßenflächen der Straße Rosental angrenzenden Randbereiche der priva-
ten Grundstücksflächen sollen begrünt werden, um dadurch eine begleitende Durchgrünung des 
Straßenraums zu erhalten. Maßgebend für die Gestaltung der Pflanzgebotsfläche PG 1 sind die 
Festlegungen zur Gestaltung der sogenannten "links" im Regionale 2010-Projekt "Grünes C". Die 
Festsetzung der Baumpflanzungen (abwechselnd Säulenzitterpappel und Wildapfelbaum) ent-
spricht den Planungen des "Grünen C. Um die geplante ökologische Qualität dauerhaft zu sichern, 
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werden Mindestqualitäten festgesetzt, die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang mindestens gleichwertig zu ersetzen. 
 
Um eine flexible Nutzung entsprechend den Erfordernissen im Gewerbegebiet zu ermöglichen, 
sind innerhalb der Pflanzgebotsflächen Zufahrten bis insgesamt 10 % der Grundstücksbreite ent-
lang der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. Die einzuhaltende Mindestbreite jeder Zufahrt von 
6,50 m stellt sicher, dass Zufahrten mit Lastzügen möglich sind. 
 
Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser sind nicht 
zulässig, da sich diese nicht in die geplante Bepflanzung des Grünen „C“ harmonisch einfügt und 
die geplante Eingrünung des Plangebietes dadurch beeinträchtigt wird. 

Flächenhaftes Pflanzgebot 2 (PG 2) 

Die Randbereiche der gewerblichen Grundstücksflächen im Übergang zu den benachbarten priva-
ten Grundstücksflächen, zur festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und zur 
Raiffeisenstraße hin sollen begrünt werden. Dadurch soll eine zusätzliche Eingrünung des Plange-
bietes bewirkt werden. Um eine gestaltete und homogene Erscheinung zu erhalten, sind in diesem 
Bereich Heckenpflanzungen entsprechend der textlichen Festsetzungen vorzunehmen. Anlagen 
zur Rückhaltung und Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser sind zulässig, da 
sich diese mit der geplanten Bepflanzung harmonisch einfügen und die geplante Eingrünung des 
Plangebietes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
 
Um einen möglichst wertvollen Bewuchs zu erhalten, sind für Anpflanzungen die Arten der Pflanz-
liste zu verwenden. Um die geplante ökologische Qualität dauerhaft zu sichern, sind die Anpflan-
zungen dauerhaft zu erhalten und bei Abgang mindestens gleichwertig zu ersetzen. 

7.10 Werbeanlagen 

Werbeanlagen sollen innerhalb der Gewerbegebiete GE 1, GE 2 und GE 3 ausschließlich dem 
Hinweis auf ansässige Firmen am Ort der jeweiligen Leistung dienen. Die Aufstellung und Anbrin-
gung von selbständigen Werbeanlagen ist daher unzulässig. 
 
Um eine ungewünschte Fernwirkung zu vermeiden, dürfen Werbeanlagen innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 1, GE 2 und GE 3 an Gebäuden die maximal zulässigen Größen nicht überschreiten. 
Aus dem gleichen Grund sind Werbeanlagen mit Wechsel- und Lauflicht, mit elektronischen Lauf-
bändern, sowie als Videowände und als blinkende oder pulsierende Werbeanlagen o. ä generell 
nicht zulässig. Werbeanlagen werden zudem in ihrer Ausgestaltung und Größe beschränkt, damit 
das städtebauliche Erscheinungsbild des Straßen- und Ortsbildes nicht übermäßig durch diese 
belastet wird. 

7.11 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung de r unbebauten Flächen der 
bebauten Grundstücke 

Mit der wasserundurchlässigen Herstellung der Stellplatz- und Hofflächen innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 1, GE 2 und GE 3 wird den Regelungen der Wasserschutzgebietsverordnung Urfeld 
vom 24.05.1994 einschließlich der 1. Änderung vom 04.02.1999 und der 2. Änderung vom 
26.01.2005 Rechnung getragen. Demnach ist die Versickerung von anfallendem gering ver-
schmutztem Wasser der Stellplatz- und Hofflächen aufgrund der Lage innerhalb des Wasser-
schutzgebiets III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld nicht zulässig. 
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7.12 Fassadengestaltung 

Für Fassaden sind grelle oder reflektierende Oberflächen und Materialien innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 1, GE 2 und GE 3 aus artenschutzrechtlichen Gründen nicht zulässig. Mit dem Aus-
schluss reflektierender Oberflächen und Materialien sollen Vögel während des Fluges nicht unnötig 
gefährdet werden. Zudem soll mit dem Ausschluss greller oder reflektierender Fassadenoberflä-
chen und -materialien eine ungewünschte Fernwirkung dieser Fassaden am Ortsrand vermieden 
werden. 

7.13 Einfriedigungen 

Die Flächen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sollen innerhalb der Gewerbegebiete GE 1, 
GE 2 und GE 3 gleichmäßig gestaltet und begrünt werden, um ein homogenes straßenbegleiten-
des Erscheinungsbild zu erreichen. Daher sind in diesem Bereich Heckenpflanzungen entspre-
chend Abschnitt B Grünordnerische Festsetzungen Pkt.1.1 (PG 1) Pflanzung von bodendeckenden 
Gehölzen und Hecken bzw. (PG 2) Pflanzung einer Hecke vorzunehmen. 
 
Mit der möglichen Anordnung von Einfriedigungen in Form von Zäunen im rückwärtigen Bereich 
der flächenhaften Pflanzgebote soll die geplante Bepflanzung davor als begrünter Übergang zum 
öffentlichen Raum als möglichst naturnah erkennbar bleiben und nicht durch die abweisende Wir-
kung von Zäunen beeinträchtigt werden. Die festgesetzte hälftige Begrünung von nicht natürlichen 
Einfriedigungen soll einer allzu abweisenden städtebaulichen Nahwirkung im Plangebiet entge-
genwirken. 

7.14 Dachflächen 

Aus Sicherheitsgründen sind die Bedachungen der Gebäude mit der Westnetz GmbH abzustim-
men. Glasdächer sind aus genanntem Grund nicht zulässig. 

8 Umweltbericht 

8.1 Einleitung 

Nach § 2 Abs. 4 und § 1a BauGB ist zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes eine Um-
weltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Gemäß § 2 a BauGB ist 
der Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung dem Bebauungsplan hinzuzufügen. In 
diesem sind die bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. 

8.2 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebau ungsplanes 

Im Plangebiet sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung weiterer gewerbli-
cher Flächen geschaffen werden. Damit soll dem zusätzlichen Bedarf an Gewerbeflächen im Ort 
Rechnung getragen werden. Der ökologische Ausgleich erfolgt im Plangebiet selbst durch ent-
sprechende Pflanzgebote. Darüber hinaus erfolgt ein externer Ausgleich zum einen auf einer 2.660 
m² großen Teilfläche des Flurstückes Nr. 137 Gemarkung Roisdorf außerhalb des Plangebietes 
durch die Anlage einer Streuobstwiese. Das noch verbleibende Defizit wird durch die Anlage eines 
Blühstreifens im Randbereich eines 5.205 m² großen Grundstück in der Gemarkung Sechtem Flur 
8 Flurstück Nr. 46 ausgeglichen. Diese Ausgleichsmaßnahmen werden im Rahmen des städtebau-
lichen Vertrags geregelt. 
 
Verbindliche Regelungen dazu enthält der städtebauliche Vertrag 
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8.3 Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden 

Gesamtfläche Bebauungsplan ca. 1,52 ha 

darin   

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  ca. 0,07 ha 

Grünfläche PG 1  ca. 0,09 ha 

Gewerbegebiet gesamt  ca. 1,45 ha 

davon   

überbaubare Gewerbeflächen  ca. 1,16 ha 

nicht überbaubare Gewerbeflächen inkl. PG 2  ca. 0,29 ha 

 
Nach § 1a BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. Die 
Planung grenzt an bestehende Gewerbegebietsflächen der Stadt Bornheim an. Mit der Auswei-
sung der Gewerbeflächen auf einer Fläche von ca. 1,52 ha angrenzend an das vorhandene Ge-
werbegebiet im Norden und im Südwesten sowie der unmittelbaren Lage an der  vorhandener öf-
fentlicher Verkehrsfläche der Straße Rosental ist ein vergleichsweise geringer Erschließungsauf-
wand gegenüber einer Neuerschließung im unbeplanten Bereich erforderlich. Mit der Reaktivie-
rung und Umnutzung der ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen wird dem Ziel des sparsa-
men Umgangs mit dem Boden Rechnung getragen. 

8.4 Umweltschutzziele aus Fachgesetzen, Fachplanung en sowie übergeordnete 
Planungen 

Zur Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die Umweltbelange werden die einschlägigen 
Gesetze, Rechtsverordnungen, Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Technischen Anleitungen 
herangezogen. Die für den Bebauungsplan maßgeblichen Umweltschutzziele aus Fachgesetzen 
werden nachfolgend aufgeführt. 

8.4.1 Fachgesetze 

Das Baugesetzbuch legt in § 1 Abs. 6 Nr. 7 die bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksich-
tigenden Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landespflege 
fest. Die einzelnen Umweltschutzbelange werden unter den einzelnen Schutzgütern behandelt. 
 
Des Weiteren wird in § 1a Abs. 2 BauGB der sparsame und schonende Umgang mit Grund und 
Boden vorgeschrieben. Die Bodenschutzklausel enthält den Grundsatz, die Inanspruchnahme von 
Freiflächen zu verringern und der Nachverdichtung, dem Flächenrecycling sowie anderen Maß-
nahmen der Innenentwicklung den Vorrang zu geben. Im Rahmen der Umwidmungssperrklausel 
sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in erforderlichem Maße umgenutzt werden. 
 
Der Bebauungsplan stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Er übernimmt entsprechende 
Festsetzungen, um den Eingriff auszugleichen. Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder 
Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspie-
gels, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder 
nachhaltig beeinträchtigen können (§ 18 Abs. 1 BNatSchG). 
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Zweck des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, die natürlichen Bodenfunktionen, die 
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie Nutzungsfunktionen zu sichern. Schäd-
liche Veränderungen des Bodens sind daher abzuwehren. Das Landesbodenschutzgesetz enthält 
als Vorsorgegrundsatz den Schutz der Bodenfunktionen nach BBodSchG sowie den sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden. 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes ist das Immissionsschutzrecht zu beachten. 
Dazu gehören das Bundesimmissionsschutzgesetz und seine Verordnungen. Für die räumliche 
Planung gilt der Trennungsgrundsatz. Danach sind Flächen für bestimmte Nutzungen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf Wohngebiete und schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden. 
 
Das Wasserhaushaltsgesetz regelt als Rahmengesetz neben den Bewirtschaftungsgrundsätzen 
für Gewässer und dem allgemeinen Besorgnisgrundsatz für die Benutzung von Gewässern insbe-
sondere die Genehmigungstatbestände für bestimmte Gewässerbenutzungen sowie die Rahmen-
bedingungen für die ordnungsgemäße Abwasserbehandlung. Maßgebend für die Bauleitplanung 
ist das Landeswassergesetz NW, das Anforderungen an den Umgang mit Niederschlagswasser 
formuliert. Nach § 44 (1) Landeswassergesetz NW ist Niederschlagswasser von neu erschlosse-
nen Gebieten zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Oberflächengewässer einzuleiten. 
Entsprechende Regelungen können als Satzung beschlossen oder durch Festsetzungen im Be-
bauungsplan getroffen werden. 

8.4.2 Schutzgebiete 

FFH - Gebiete 

Innerhalb und in der Nähe des Plangebietes liegen keine potenziellen oder bereits ausgewiesenen 
FFH-Gebiete nach der Richtlinie 92/43/EWG der Europäischen Union vor. 

Vogelschutzgebiete  

Im Plangebiet und seiner Umgebung sind keine Vogelschutzgebiete nach der Richtlinie 
79/409/EWG der Europäischen Union ausgewiesen. 

Naturschutzgebiete  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist kein Naturschutzgebiet (NSG) festgesetzt.  

Landschaftsschutzgebiete  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist kein Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. 

Rekultivierungsflächen  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Rekultivierungsflächen ausgewiesen. 

Naturpark 

Der Untersuchungsraum liegt im Naturpark Rheinland (ehemals Naturpark Kottenforst - Ville) und 
erfasst die „Wander- und allgemeine Erholungszone“. Die Lage am Fuß des Vorgebirges und am 
Stadtrand von Bonn stellt eine Verbindung zu den auf der Ville und in der Rheinebene gelegenen 
Naturräumen her. 

Schutzwürdige Biotope 

Das Biotopkataster der Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten Nordrhein-
Westfalen (LÖBF) ist eine Datensammlung über Lebensräume für wild lebende Pflanzen und Tie-
re, die für den Biotop- und Artenschutz eine besondere Wertigkeit besitzen. Im Plangebiet befinden 
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sich gemäß Biotopkataster keine schutzwürdigen Biotope. Es sind nach der LÖBF-Kartierung auch 
keine nach § 62 BNatSchG geschützten Biotope vorhanden. 

Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Urfel d 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld, Wasserschutz-
gebietsverordnung der Bezirksregierung Köln, vom 24.05.1994 einschließlich der 1. Änderung vom 
04.02.1999 und der 2. Änderung vom 26.01.2005. Um den Vorgaben des § 44 (1) Landeswasser-
gesetz NW Rechnung zu tragen, soll das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser mög-
lichst auf den privaten Grundstücksflächen versickert werden. Das schwach belastete Nieder-
schlagswasser der privaten und öffentlichen Verkehrsflächen wird in den Regenwasserkanal in der 
Straße Rosental mit Anschluss an die Leitungen in der Allerstraße / Robert-Bosch-Straße eingelei-
tet. Im Anschluss erfolgt die Vorbehandlung im Regenklärbecken und bei Erfordernis die Rückhal-
tung im Regenrückhaltebecken. Das vorbehandelte Regenwasser wird danach in den Bonner 
Randkanal mit Vorflut zum Rhein eingeleitet. Das häusliche und gewerbliche Schmutzwasser wird 
parallel über einen Schmutzwasserkanal mit Anschluss an die Leitungen in der Allerstraße zur 
Kläranlage Hersel weitergeleitet. Der Standort und die Gestaltung der erforderlichen technischen 
Anlagen zur Rückhaltung und Drosselung des behandlungspflichtigen Niederschlagswassers wer-
den im weiteren Verlauf festgelegt. Die vertraglichen Regelungen zur Herstellung und zum An-
schluss der Ver- und Entsorgungsanlagen an die vorhandenen Leitungen, die Kostenübernahme 
und die Eigentumsübertragung dieser Anlagen werden im städtebaulichen Vertrag zum Bebau-
ungsplan mit aufgenommen. 

8.5 Zusammenfassung Umweltschutzziele 

Aus den oben aufgeführten Gesetzen und Fachplanungen lassen sich für das Plangebiet folgende 
maßgebliche Umweltschutzziele ableiten: 

8.5.1 Ausgleichsflächen 

- Sicherung von Flächen mit Ausgleichsfunktion innerhalb des Bebauungsplangebietes 
- Sicherung und Anlage von großflächigen Strukturen auf externen Flächen, die geeignet sind, 

die Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und Landschaft zu kompensieren 
- Berücksichtigung des Artenschutzes 
- Minimierungsmaßnahmen für Verluste der örtlichen Tierwelt 
- Berücksichtigung der Hinweise der städtebaulichen Rahmenplanung 
- Einbindung des Gewerbegebietes in die Umgebung 

8.5.2 Verkehrsflächen 

- Erschließung des Gewerbegebietes 

8.5.3 Gewerbegebiet 

- Festsetzung der Grundflächenzahl, um den Versiegelungsgrad im Plangebiet zu regeln 
- Einbindung der baulichen Anlagen in die Umgebung 
- Randbegrünung des Plangebiets, um lokalklimatische Veränderungen zu minimieren 
- Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser auf den unversiegelten Flächen des Be-

bauungsplanes 
- Einleitung des gering verschmutzten Niederschlagswassers über den Bonner Randkanal in 

den Rhein 
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8.5.4 Flächen zum Anpflanzen 

- begleitende Eingrünung des öffentlichen Raums 
- Eingrünung entlang der privaten Grundstücksgrenzen 

8.6 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkung en bei Durchführung 
der Planung 

Die Schutzgüter Mensch, Boden, Wasser, Klima, Luft etc. und deren Wechselwirkungen werden im 
Rahmen der Umweltprüfung untersucht und bewertet. Folgende Schutzgüter werden beurteilt: 

8.6.1 Schutzgut Mensch 

8.6.1.a Schutzgut Mensch - Bestandsaufnahme 

Erholung / Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild im Umfeld des Plangebietes ist anthropogen vorgeprägt. Der Übergang in die 
offene Landschaft ist im Bereich des Plangebietes aufgrund der benachbarten gewerblichen Nut-
zung sehr inhomogen. Das Plangebiet selbst zeichnet sich durch überwiegend landwirtschaftlich 
genutzte Flächen aus. Natürliche oder naturnahe Landschaftselemente sind nicht vorhanden. Au-
ßerhalb des Plangebietes bestimmt die im Nahbereich angrenzenden gewerblichen Nutzungen im 
Westen und Norden sowie der Gärtnereibetrieb im Osten das Landschaftsbild. Zudem wird das 
Landschaftsbild von weiteren Gewerbebetrieben im Osten beeinflusst. Des Weiteren beeinflussen 
im Norden Hochspannungsfreileitungen und intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen das 
Landschaftsbild. Die angrenzenden gewerblichen Nutzungen stellen bereits heute keinen naturna-
hen Erholungsraum mehr dar. Aufgrund der ehemaligen landwirtschaftlichen Nutzung des Plange-
biets ohne Anlage von weiteren öffentlichen Durchwegungsmöglichkeiten bieten die Flächen des 
Plangebietes eine eher begrenzte Aufenthalts- und Naherholungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit. 

Lärm 

Verkehrslärm 

In der schalltechnischen Untersuchung wurden zudem die schalltechnischen Auswirkungen des 
möglichen zusätzlichen Verkehrsaufkommens auf den öffentlichen Verkehrsflächen untersucht. 
Die Verkehrserschließung des Plangebietes erfolgt zukünftig über die Straßen Raiffeisenstraße 
und Rosental. Entlang dieser Verkehrsführungen befinden sich keine bestehenden schutzbedürfti-
gen Nutzungen. 

Lärmauswirkungen der Flächen des Gewerbegebiets 

Im Bebauungsplanverfahren wurde ein Schallgutachten erstellt, um auf Grundlage der Planung 
möglichen Lärmkonflikten durch die gewerbliche Nutzung mit den benachbarten schutzbedürftigen 
Nutzungen vorzubeugen (siehe Schalltechnische Untersuchung, Kramer Schalltechnik GmbH, 
Bericht Nr. 17 02 011/01, Stand Stand 6. Juli 2017). Zur Beurteilung der Geräuschsituation wurden 
dabei vier maßgebliche Immissionsorte (IO) schutzbedürftiger Nutzungen außerhalb des Plange-
bietes festgelegt. Zudem wurde die Geräuschvorbelastung durch gewerbliche Nutzungen im 
Nordwesten, Nordosten und Südwesten außerhalb des Plangebietes bewertet und bei der Ermitt-
lung der zulässigen Geräuschimmissionen des Plangebietes mit berücksichtigt. 

Lufthygiene 

Als Emittenten treten der Straßenverkehr und gewerbliche Betriebe auf. Der Kfz-Verkehr emittiert 
eine Vielzahl von Schadstoffen, als Leitkomponenten sind Stickstoffoxide, Benzol und Feinstaub 
(PM10) aufzufassen. Die stark befahrenen Straßen L 118 und A 555 liegen in einer Entfernung von 
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ca. 400 m beziehungsweise ca. 1.200 m vom Plangebiet entfernt. Somit kann davon ausgegangen 
werden, dass die Luftqualität im Plangebiet von diesen vorhandenen Straßen wenig beeinflusst 
wird.  

Geruch 

Innerhalb des Plangebietes bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich keine ge-
ruchsemittierenden Betriebe. 

Immissionsschutz 

Entlang der an das Plangebiet angrenzenden Raiffeisenstraße verlaufen Hochspannungsleitungen 
ist gemäß Aussage des Betreibers, der Westnetz GmbH aus Immissionsschutzgründen ein festge-
legter Schutzabstand von 2 x 25 m zwischen Bebauung und der Hochspannungsleitung einzuhal-
ten, da die Hochspannungsleitung in diesem Bereich aus heutiger Sicht langfristig mit 110 kV be-
trieben wird und laut der Westnetz GmbH eine Zuordnung zum 110-kV-Netz erfolgt. Ein nördlicher 
Teil des Plangebietes befindet sich innerhalb dieses Schutzstreifens, innerhalb dessen die Vorga-
ben der Westnetz GmbH einzuhalten sind (u.a. maximal zulässige Gebäudehöhe, maximale End-
wuchshöhe von Bepflanzungen, Art der Bebauung). 

8.6.1.b Schutzgut Mensch – Prognose – Durchführung der Planung 

Erholung / Landschaftsbild 

Durch die geplanten Maßnahmen zur Eingrünung des Plangebietes erfolgt eine Aufwertung des 
Landschaftsbildes. Die geplante straßenbegleitende Eingrünung der gewerblich genutzten Flächen 
erhöht die Aufenthaltsqualität in diesem Bereich. Aufgrund der geringen Plangebietsgröße und der 
geplanten Eingrünung sind durch das Vorhaben in der großräumlichen Landschaftsbildbetrachtung 
eher geringe Auswirkungen zu erwarten. 

Lärm 

Verkehrslärm 

Auf der L 118 ist durch den zu erwartenden Zusatzverkehr des Plangebietes wegen der bestehen-
den Verkehrsvorbelastungen keine merkbare Veränderung der Verkehrsgeräuschsituation zu er-
warten. Der plangebietsbezogene An- und Abfahrverkehr aus dem Bebauungsplan Ro 24 auf öf-
fentlichen Verkehrsflächen ist weder beurteilungs- noch abwägungsrelevant. Durch die geplante 
Nutzung mit den dazugehörigen Betriebsgeräuschen sowie den Fahrgeräuschen der Quell- und 
Zielverkehre sind somit keine nachteiligen Auswirkungen für die umgebenden schutzbedürftigen 
Nutzungen zu erwarten.  

Lärmauswirkungen der Flächen des Gewerbegebiets 

Die Ersteinschätzung von möglichen Konfliktzonen wurde mit einem flächenbezogenen A-
Schallleistungspegel / m² durchgeführt. Aus dem Ergebnis des Gutachtens geht hervor, dass auf-
grund der ermittelten Überschreitung der zulässigen Grenzwerte an einem Immissionsort IO 1 und 
zur Nachtzeit an allen vier Immissionsorten außerhalb des Plangebietes eine Gliederung des Ge-
werbegebietes mit einer abschnittsweisen Nutzungseinschränkung erforderlich ist. Die Nutzungs-
einschränkung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung entsprechend der DIN 45691. Da 
sich an den Immissionsorten südwestlich außerhalb des Plangebietes eine deutliche Unterschrei-
tung der zulässigen Grenzwerte ergab, sind für diesen Bereich innerhalb des Plangebietes Zusatz-
kontingente zulässig, um die Nutzungen im Plangebiet unter Berücksichtigung der Einhaltung der 
gesetzlichen Grenzwerte möglichst effektiv zu gestalten. Die Fahrgeräusche durch auftretenden 
LKW- und PKW- Verkehr innerhalb der gewerblichen Flächen wurden bei der zulässigen Lärmkon-
tingentierung mit berücksichtigt. Mit den Festsetzungen werden die zulässigen Grenzwerte der 
schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld eingehalten. 
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Lufthygiene 

Durch die geringe Zunahme des Verkehrs ist eine unzulässige Beeinträchtigung der Luftqualität 
nicht zu erwarten. 

Geruch 

Die möglichen Ansiedlungen richten sich nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Die ge-
setzlich zulässigen Grenzwerte des Immissionsschutzes müssen beachtet und eingehalten wer-
den. Eine unzulässige Zunahme von Geruchsimmission ist daher nicht zu erwarten. 

8.6.1.c Schutzgut Mensch – Prognose – Nichtdurchfüh rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung werden keine weiteren Möglichkeiten für die Ansiedlung von 
nicht privilegierten Betriebsformen geschaffen, so dass kein zusätzliches Verkehrsaufkommen 
erzeugt wird. Damit werden keine weiteren Emissionen ausgelöst. Auch zusätzliche Lärmemissio-
nen durch betriebliche Anlagen unterbleiben. Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die land-
wirtschaftlichen Flächen erhalten. 
 
8.6.1.d Schutzgut Mensch – Maßnahmen 

Maßnahmen erfolgen durch die ökologisch wertvolle Gestaltung und Bepflanzung der Gewerbege-
bietsflächen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und der Verkehrsfläche besonderer Zweck-
bestimmung. Zudem werden die Flächen entlang der angrenzenden privaten Grundstücke im Wes-
ten eingegrünt. Die Aufenthaltsqualität für die Öffentlichkeit sowie das Landschaftsbild wird damit 
insgesamt aufgewertet. 

8.6.2 Schutzgüter Tiere und Pflanzen 

Der Naturraum des hier zu betrachtenden Gebietes ist in verschiedener Hinsicht vorbelastet. Das 
vorhandene Gewerbegebiet sowie die bestehenden Ziel- und Quellverkehre in diesem Gewerbe-
gebiet wirken sich nachteilig durch Lärmverbreitung und Schadstoffemissionen aus. Die größten-
teils intensive landwirtschaftliche Nutzung des nicht versiegelten Bodens stellt eine erhebliche Be-
lastung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in diesem Landschaftsraum dar. 

8.6.2.a Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 

Für die von der Änderung betroffenen Flächen ergibt sich folgende ökologische Bewertung: 
 
Bestand 
Biotoptyp Fläche in m² Code gem. 

Arbeitshilfe 
Grundwert (A) Bestandswert 

versiegelte Fläche  227 1.1 0,0 0 
Wegraine, Säume ohne 
Gehölze 

612 2.4 4,0 2.448 

Acker, intensiv, Wild-
krautarten weitgehend 
fehlend 

14.277 3.1 2,0 28.554 

Gebüsch mit lebensraum-
typischen Gehölzanteil > 
50 %  

41 7.2 5,0 205 

     
Summe 15.157   31.207 
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Planung 
 
Biotoptyp Fläche in m² Code gem. 

Arbeitshilfe 
Grundwert (A) Bestandswert 

Erschließung 667 1.1 0,0 0 
gewerbliche Baufläche 
(GRZ 0,8) 

14.490    

davon versiegelbar 11.592 1.1 0,0 0 
davon Grünfläche mit 
Festsetzungen 
(Gehölzpflanzungen gem. 
textlichen Festsetzungen) 
 

2.218 7.2 5,0 11.090 

davon Grünfläche ohne 
Festsetzungen 
(z.B. in GE: Intensivrasen, 
Staudenrabatten, Boden-
decker)  

680 4.5 2,0 1.360 

     
Summe 15.157   12.450 

Quelle: Büro für Landschaftsplanung LANDSCHAFT! Landschaftsarchitekten AKNW, Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zum Bebauungsplan Ro 24 

Aus dem Vergleich der ökologischen Wertigkeit des Bestandes gegenüber der Planung ergibt sich 
ein Defizit von 18.757 Biotopwerteinheiten . 
 
Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes Ro 24 und den damit verbundenen Eingriffen in Na-
tur und Landschaft kann der Ausgleich nicht vollständig im Plangebiet kompensiert werden. 
 
Es erfolgt ein externer Ausgleich zum einen auf einer 2.660 m² großen Teilfläche des Flurstückes 
Nr. 137 Gemarkung Roisdorf außerhalb des Plangebietes durch die Anlage einer Streuobstwiese. 
Die darüberhinausgehende Fläche des Flurstückes 137 befindet sich innerhalb des Plangebietes 
und wird als Gewerbegebietsfläche festgesetzt. Damit erfolgt der Ausgleich in unmittelbarer Nähe 
zum Plangebiet. Das noch verbleibende Defizit wird durch die Anlage eines Blühstreifens im 
Randbereich eines 5.205 m² großen Grundstück in der Gemarkung Sechtem Flur 8 Flurstück Nr. 
46 ausgeglichen. Diese Ausgleichsmaßnahmen werden im Rahmen des städtebaulichen Vertrags 
geregelt. 
 
8.6.2.b Schutzgüter Tiere und Pflanzen – Bestandsau fnahme 

Das Plangebiet weist für die Pflanzen- und Tierwelt aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung mit Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie aufgrund der angrenzenden 
Störungspotentiale durch die benachbarten gewerblichen Nutzungen nur eine eingeschränkte Be-
deutung auf. Nachteilig wirkt sich hier insbesondere das Störungspotenzial durch die artenarme 
Struktur im Plangebiet und die Überbauung und großflächige Versieglung der gewerblichen Flä-
chen aus, so dass eine insgesamt verminderte Populationsdichte zu erwarten ist. 

Tiere 

Die Beeinträchtigung von artenschutzrechtlichen Belangen ist im Rahmen des Planverfahrens zu 
beurteilen. Aufgrund dessen wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine Artenschutz-
prüfung (Stufe I) durch das Kölner Büro für Faunistik durchgeführt. Die Untersuchung kommt zu 
dem Ergebnis, dass im Plangebiet und seiner Umgebung allenfalls mit Brutvorkommen weniger 
nicht planungsrelevanter Brutvogelarten zu rechnen ist. Sollten durch die Planungen einzelne Vo-
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gelarten der Äcker und Ackerbrachen Lebensraum verlieren, sind ausreichende Ausweichmöglich-
keiten in der Umgebung vorhanden. 
 
Darüber hinaus sind die 12 planungsrelevante Vogelarten Feldschwirl, Feldsperling, Mäusebus-
sard, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Rotmilan, Schleiereule, Schwarzkelchen, Sperber, Turmfal-
ke, Turteltaube, Uferschwalbe als potentielle Gastvogelarten im Bereich des Plangebietes denk-
bar. 
 
Im Plangebiet und in seinem nahen Umfeld kann die Zwergfledermaus als planungsrelevante Fle-
dermausart potentiell vorkommen. 

Pflanzen und Biotoptypen 

Die Flächen des Plangebietes werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens wurde eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung durch das Büro für Land-
schaftsplanung LANDSCHAFT! erstellt. Bei der Bestandsaufnahme wurde neben 227 m² versie-
gelte Fläche Wegraine, Säume ohne Gehölz (612 m²), intensiv genutzte Ackerflächen bei denen 
Wildkrautarten weitgehend fehlen (14.227 m²) und auf ca. 41 m² Fläche Gebüsch mit lebensraum-
typischen Gehölzanteilen von mehr als 50 % festgestellt. 
 
Zusammenfassend weist das Plangebiet für die Pflanzen- und Tierwelt aufgrund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung des Raumes mit Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln so-
wie aufgrund der Störungspotentiale durch die benachbarten gewerblichen Nutzungen nur eine 
eingeschränkte Bedeutung auf. Nachteilig wirkt sich hier insbesondere die ehemalige Überbauung 
aus. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet ist durch die ehemals versiegelten Flächen der vorhandenen 
zwischenzeitlich abgerissenen der Landwirtschaft dienenden Gebäude sowie der anschließenden 
intensiven Ackernutzung als niedrig einzustufen. Die Ackerflächen bieten aufgrund der nivellierten 
Standortbedingungen monotone Vegetationsstrukturen, die eine geringe Artenvielfalt des ackerbe-
gleitenden Bewuchses zulassen. 

8.6.2.c Schutzgüter Tiere und Pflanzen – Prognose /  Durchführung der Planung 

Sollten durch die Planungen einzelne Vogelarten der Äcker und Ackerbrachen Lebensraum verlie-
ren, sind ausreichende Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung vorhanden. Die Durchführung 
der Planungen führt lediglich zu räumlich begrenzten Störwirkungen. 
 
Artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen können für die 12 potentielle Gastvogelarten 
Feldschwirl, Feldsperling, Mäusebussard, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Rotmilan, Schleiereule, 
Schwarzkelchen, Sperber, Turmfalke, Turteltaube, Uferschwalbe ausgeschlossen werden, da kei-
ne Brutplätze und keine essenziellen Nahrungshabitate dieser Vogelarten im Plangebiet vorhan-
den sind. 
 
Für die Zwergfledermaus und sonstige im Betrachtungsraum eventuell auftretende Fledermausar-
ten ist nicht von artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen auszugehen. Durch die ge-
planten baulichen Maßnahmen erfolgen keine Eingriffe in potenzielle Quartiersbereiche und es 
werden keine erheblichen Störwirkungen ausgelöst. Nahrungshabitate für diese Tierarten werden 
nur untergeordnet in Anspruch genommen. 
 
Mit der Planung wird der vorhandene Lebensraum für Tiere und Pflanzen weiter eingeschränkt. Im 
Plangebiet erfolgt eine zusätzliche Versiegelung durch die Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-

57



Seite 20   

 

stimmung von 0,07 ha. Es werden im Rahmen der Planaufstellung ca. 1,45 ha gewerblich nutzbare 
Flächen ausgewiesen. Bei einer festgesetzten Grundflächenzahl von 0,8 verbleiben 20 % der Ge-
werbefläche (ca. 0,29 ha) als Grünflächen. Die Flächen werden anteilig als flächenhafte Pflanzge-
botsflächen festgesetzt. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt wird im Plangebiet durch das Vorhaben in einigen Bereichen reduziert. 
Dort, wo Bebauung und versiegelte Flächen durch Straßen bzw. Wege entstehen, kommt es zum 
Verlust der vorhandenen eher geringen biologischen Vielfalt. Aufgrund der vorhandenen Vorbelas-
tungen im Plangebiet sowie auf den angrenzenden gewerblichen Flächen kann nicht von einer 
zusätzlichen wesentlichen Beeinträchtigung ausgegangen werden. 

8.6.2.d Schutzgüter Tiere und Pflanzen – Prognose /  Nichtdurchführung der 
Planung 

Tiere 

Der bisherige Lebensraum für Tiere bleibt in seiner heutigen bereits beeinträchtigten Ausprägung 
erhalten. 

Pflanzen und Biotoptypen 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt insbesondere die landwirtschaftliche Fläche erhalten. Es 
erfolgt kein zusätzlicher Eingriff in den Bereich Pflanzen und Biotoptypen. Das Plangebiet besitzt 
jedoch aufgrund der bisherigen Nutzung keine schutzwürdigen Flächen von besonderer Bedeu-
tung für den Bereich Pflanzen und Biotoptypen. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt bleibt in dem bestehenden geringen Maß erhalten. 

8.6.2.e Schutzgüter Tiere und Pflanzen - Maßnahmen 

Tiere 

Aufgrund des grundsätzlichen Verbotes eingriffsbedingter Tötungen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG sind Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefährdung der Individuen und Entwicklungs-
stadien erforderlich. Die Baufeldfreimachung muss im Zeitraum von Oktober bis Februar und damit 
außerhalb der Fortpflanzungsperiode aller vorkommenden Tier- und Pflanzenarten oder unter gut-
achterlicher Begleitung erfolgen. Dadurch kann das Eintreten der artenschutz- rechtlichen Verbots-
tatbestände nach § 44 Abs. 2 BNatSchG für potentiell vorkommende und allgemein häufige euro-
päische Brutvogelarten ausgeschlossen werden. 
 
Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist das Vorhaben somit bei Betrachtung der beschriebenen Maß-
nahmen zulässig 
 
Als Minimierungsmaßnahme zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Vögel sollten hinsicht-
lich von möglichem Vogelschlag Fassadenoberflächen keine stark reflektierenden Flächen aufwei-
sen. 
 

Pflanzen und Biotoptypen 

Zum Ausgleich und zur Minimierung des Eingriffes werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

- Auf den GE-Flächen ist je angefangene fünf Stellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen.  
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- Festsetzung des Pflanzgebotes PG 1 als Straßenbegleitgrün entlang der Straße Rosental 
nach den Vorgaben der Grünen „C“. 

- Festsetzung des Pflanzgebotes PG 2 als Randeingrünung entlang der angrenzenden privaten 
Grundstücksflächen im Westen und als Straßenbegleitgrün entlang der Straßen Raiffeisen-
straße und der neu festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung. 

- Externe Ausgleichsmaßnahme (Teilfläche des Flurstückes Nr. 137, Gemarkung Roisdorf, An-
lage einer Streuobstwiese / Flurstück Nr. 46, Gemarkung Sechtem Flur 8, Anlage eines Blüh-
streifens im Randbereich) 

8.6.3 Schutzgut Boden 

Schutzgut Boden – Bestandsaufnahme 
 
Im Plangebiet stehen typische Parabraunerden z.T. pseudovergleyt und typische Braunerde, zum 
Teil pseudovergleyt an. Die Bodenverhältnisse im Plangebiet entsprechen der landwirtschaftlichen 
Nutzung.  
 
Die Bodenkarte des Geologischen Dienstes Nordrhein - Westfalen weisen für das Plangebiet 
schutzwürdige fruchtbare Böden aufgrund ihrer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit auf. Es ist 
davon auszugehen, dass die Strukturen des natürlich gewachsenen Bodens bereits durch die 
Fundamente der zwischenzeitlich zurückgebauten ehemals landwirtschaftlich genutzten Gebäude 
zerstört worden sind, so dass die festgestellte Schutzwürdigkeit im Plangebiet voraussichtlich nicht 
zutrifft. 
 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde im benachbarten Bebauungsplanverfahren Ro 20 
eine hydrologische Beurteilung zur Versickerungsfähigkeit des Untergrundes innerhalb der geplan-
ten gewerblichen Bauflächen sowie der privaten Grünflächen durchgeführt (siehe GBU OHG, Geo-
logie, Bau & Umweltconsult, Hydrogeologische Beurteilung zur Versickerungsfähigkeit des Unter-
grundes, Stand 19.07.2011). Dabei wurden im Rahmen der Baugrunduntersuchungen Bohrungen 
zur Bestimmung der Bodenverhältnisse sowie Versickerungsversuche zur Bestimmung des Durch-
lässigkeitsbeiwertes durchgeführt. Das hydrogeologische Gutachten kommt zu dem Ergebnis, 
dass aufgrund der Inhomogenität des Bodens nicht auszuschließen ist, dass der ermittelte 
Schichtverlauf außerhalb der untersuchten Stellen davon abweicht. Aufgrund dessen eine Aussa-
ge zur Versickerungsfähigkeit des Bodens nur für die erprobte Stelle gemacht werden, nicht aber 
für einen größeren Teilbereich. Da es sich bei dem Bebauungsplan Ro 24 um einen Angebotsplan 
handelt und die sich ansiedelnden Betriebe derzeit noch nicht bekannt sind, wurde im Bebauungs-
planverfahren Ro 24 zunächst auf eine hydrogeologische Beurteilung verzichtet. Bei Vorliegen der 
konkreten Planung kann unter anderem die Lage der Gebäude und die Menge des auf den konkre-
ten Dachflächen anfallenden unbelastete Niederschlagswasser ermittelt werden. Im Baugenehmi-
gungsverfahren muss dann der Nachweis über eine hydrogeologische Untersuchung erbracht 
werden, inwieweit und wo eine Versickerung über eine belebte Bodenzone dezentral auf dem je-
weiligen Grundstück erfolgt. 

Altlasten 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen bekannt. 
Sowohl bei Durchführung als auch bei Nichtdurchführung ergeben sich keine Auswirkungen, da 
derzeit keine Altlastenverdachtsflächen im Plangebiet bekannt sind. Umweltrelevante Maßnahmen 
und Alternativvorschläge sind daher nicht erforderlich. 
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8.6.3.a Schutzgut Boden – Prognose bei Durchführung  der Planung 

Auswirkungen durch die Planung ergeben sich hauptsächlich durch den Verlust des noch teilweise 
natürlich gewachsenen Bodens sowie durch die Reduktion der natürlichen Oberflächenversicke-
rung von Niederschlagswasser mit einer gleichzeitigen Erhöhung des Oberflächenabflusses. In-
nerhalb der Gewerbegebietsfläche ist eine Versiegelung von maximal 80 % der Grundstücksfläche 
zulässig. Die neu hinzukommenden Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung werden voll-
ständig versiegelt. 

8.6.3.b Schutzgut Boden – Prognose bei Nichtdurchfü hrung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung entfällt die zusätzliche Versiegelung durch die Gewerbeflächen 
sowie eine mögliche Versiegelung durch die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung. Die 
landwirtschaftlichen Böden im Plangebiet werden in ihrer derzeitigen Ausprägung erhalten. Bei 
verbleibender landwirtschaftlicher Nutzung würde weiterhin eine Beeinträchtigung der natürlichen 
Grundlagen in den Bereichen Bodenfunktion, Bodenqualität und Grundwasserqualität durch die 
Verwendung von Düngemitteln erfolgen. 

8.6.3.c Schutzgut Boden - Maßnahmen 

Insgesamt führt die geplante Maßnahme zu einem Eingriff in den Boden. Im Bebauungsplan wer-
den mit den Festsetzungen zur maximalen Überbaubarkeit der Gewerbegebietsflächen sowie der 
Festsetzung von zusammenhängenden Pflanzgebotsflächen Maßnahmen zur Minimierung des 
Eingriffes getroffen. 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren ist zu prüfen und nachzuweisen, wo und in welcher 
Art das unbelastete, auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser über die belebte Bo-
denzone dezentral auf dem / den Grundstück/en versickert werden kann. Es werden Festsetzun-
gen im Bebauungsplan getroffen, die die Rückhaltung und Versickerung des unverschmutzten 
Niederschlagswassers der privaten Flächen gewährleisten. Damit wird der durch die Planung be-
wirkten Erhöhung des Oberflächenabflusses entgegengewirkt. 
 
Als weitere Maßnahmen zum Schutz des Bodens wird in den textlichen Festsetzungen zum Be-
bauungsplan auf die gesetzlichen Vorgaben zum Umgang, zur Lagerung, zur Verarbeitung und 
ordnungsgemäßen Entsorgung hingewiesen. 
 
8.6.4 Schutzgut Wasser 

8.6.4.a Schutzgut Wasser - Bestandsaufnahme 

Oberflächengewässer 

Im Plangebiet sind keine natürlichen Oberflächengewässer vorhanden. 

Grundwasser 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld, Wasser-
schutzgebietsverordnung der Bezirksregierung Köln, 2. Änderungsverordnung vom 24.01.2005. 
 
Das Plangebiet wird aus überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen gebildet, so dass das 
anfallende Regenwasser hier unmittelbar im Boden versickern kann. Das unbelastete Nieder-
schlagswasser der Dachflächen wird auf den privaten Grundstücken versickert.  
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8.6.4.b Schutzgut Wasser – Prognose -  bei Durchfüh rung der Planung 

Im Plangebiet ist eine Versiegelung von maximal 80 % der Grundstücksfläche zulässig. Weiterhin 
ist eine vollständige Versiegelung im Bereich der gegenüber dem Bestand erweiterten Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung grundsätzlich möglich. Die Befestigung von Bodenoberflä-
chen verursacht einen höheren und beschleunigten Abfluss von Oberflächenwasser. Da das unbe-
lastete Niederschlagswassers im Plangebiet versickert wird, wird dieser Effekt auf das belastete 
und schwach belastete Niederschlagswasser der öffentlichen und privaten Grundstücksflächen 
beschränkt. Das schwach belastete und das belastete Niederschlagswasser der privaten und öf-
fentlichen Flächen wird über den geplanten Regenwasserkanal in die Straße Rosental mit An-
schluss an die Kanäle in der Allerstraße / Robert - Bosch - Straße in das Trennsystem mit Vorflut 
zum Bonner Randkanal und anschließend in den Rhein eingeleitet. 

8.6.4.c Schutzgut Wasser – Prognose -  bei Nichtdur chführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung entfällt die zusätzliche Versiegelung durch die gewerblichen Bauflächen 
und die erweiterten Verkehrsflächen. 

8.6.4.d Schutzgut Wasser - Maßnahmen 

In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird festgesetzt, dass das unbelastete Nie-
derschlagswasser über die belebte Bodenzone dezentral auf den privaten Grundstücken zu versi-
ckern ist. Das schwach belastete und belastete Niederschlagswasser wird in die Regenwasserka-
nalisation eingeleitet. 
 
Die Rückhaltung und Versickerung des Regenwassers innerhalb des Bebauungsplangebietes 
durch Versickerungsanlagen mindert die Auswirkungen der Versiegelung auf den Wasserhaushalt 
und unterstützt die natürliche Rückführung von unbelastetem Niederschlagswasser in den natürli-
chen Wasserkreislauf. 

8.6.5 Schutzgüter Klima und Luft 

8.6.5.a Schutzgüter Klima und Luft – Bestandsaufnah me 

Klima 

Makroklimatisch gesehen erfährt die Köln-Bonner-Bucht bzw. Rheinebene im Vergleich mit den 
übrigen Flächen der Niederrheinischen Bucht infolge der Lee - Lage zum linksrheinischen Schie-
fergebirge eine klimatische Begünstigung, die nach Norden und Osten hin abnimmt. Folgende 
Klimadaten liegen für den Untersuchungsraum vor: 

mittlere Lufttemperatur/a 9,5 - 10,0 °C 

mittlere Niederschläge/a ca. 600 mm 

mittlere Zahl der Frosttage/a <80 

mittlere Zahl der Eistage/a <15 

mittlere Zahl der Tage mit einer 

10 cm starken Schneedecke/a <5 
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mittlere Zahl der Nebeltage <50 

vorherrschende Windrichtung Südwest 

Lufthygiene 

Die Luftbelastung in Roisdorf ist derzeit unproblematisch. Belastungen entstehen aus dem in-
nerörtlichen Verkehr und durch die Heizungsanlagen der vorhandenen Gebäude. 
 
8.6.6 Schutzgüter Klima und Luft – Prognose / bei D urchführung der Planung 

Klima 

Durch die zusätzlichen Versiegelungen kann sich das Mikroklima verändern, da Flächen zur Kalt-
luftentstehung reduziert werden. Aufgrund der weiträumigen freien Flächen in der Umgebung so-
wie der vergleichsweise geringen Plangebietsgröße wird nicht von messbaren Veränderungen 
ausgegangen. 
 
Aufgrund der eindeutig untergeordneten Größe des Änderungsgebietes zur bestehenden Ortslage 
Roisdorf und der vorhandenen Bebauung werden voraussichtlich keine zusätzlichen Beeinträchti-
gungen hinsichtlich der Windverhältnisse, der Kaltluftentstehung und der Auswirkungen auf die 
Klimatopzuordnung zu erwarten sein. 

Lufthygiene 

Bei der Realisierung der geplanten Gewerbeansiedlung wird aufgrund der geringen Zunahme von 
Verkehren und aufgrund der eher untergeordneten zusätzlichen Bebauung davon ausgegangen, 
dass sich keine signifikante Verschlechterung der Luftqualität einstellen wird. Betriebe die, die 
Lufthygiene wesentlich beeinflussen sind zunächst nicht geplant. Sollte ein solcher Betrieb ange-
siedelt werden, muss im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis erbracht wer-
den, dass die von ihm ausgehenden Auswirkungen nicht wesentlich sind. 

8.6.7 Schutzgüter Klima und Luft – Prognose / bei N ichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung entfallen die kleinräumigen Änderungen der mikroklimatischen 
Verhältnisse. Die Luftqualität in ihrer derzeitigen Ausprägung bleibt erhalten. 

8.6.7.a Schutzgüter Klima und Luft - Maßnahmen 

Klima 

Innerhalb des Bebauungsplangebietes werden Maßnahmen getroffen, die mögliche Auswirkungen 
auf das Mikroklima vermindern. Durch die geplante Randbegrünung des Gebietes und der Fest-
setzung von Baumstandorten innerhalb von Stellplatzflächen wird der Versiegelung und Aufhei-
zung von versiegelten Flächen entgegengewirkt. 

Lufthygiene 

Maßnahmen sind nicht erforderlich  
 
8.6.8 Schutzgut Landschaft 

Siehe Schutzgut Mensch, Erholung / Landschaftsbild 
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8.6.10 Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 

Denkmäler 

Denkmäler sind im Plangebiet nicht vorhanden. Daher sind weder Prognose noch Maßnahmen 
erforderlich. 

Bodendenkmäler 

Im Rahmen der Erschließung des angrenzenden Bebauungsplanes Ro 18 wurden bereits archäo-
logische Untersuchungen durchgeführt, bei denen keine Funde aufgetreten sind. Aufgrund dessen 
sind keine Bodendenkmäler zu erwarten. Sowohl bei Durchführung als auch bei Nichtdurchführung 
ergeben sich keine Auswirkungen, da derzeit keine Bodendenkmäler im Plangebiet bekannt sind. 
Umweltrelevante Maßnahmen und Alternativvorschläge sind für diesen Aspekt nicht erforderlich. 

8.6.11 Zusammenfassende Beurteilung des Eingriffes 

Das Plangebiet ist durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung mit Einsatz von Dünge- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie durch die vorhandenen gewerblichen Nutzungen im Umfeld 
bereits vorbelastet. Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes werden darüber hinausgehende 
Eingriffe in den Naturhaushalt und in das Landschaftsbild ermöglicht. Es handelt sich hierbei vor 
allem um die Bodenversiegelung und die Beanspruchung von Vegetationsflächen sowie um die 
Veränderung des Landschaftsbildes. Zum überwiegenden Teil werden landwirtschaftliche Flächen 
beansprucht. Innerhalb des Plangebiets befindet sich keine natürliche oder naturnahe Vegetation. 
Aus dem Vergleich der ökologischen Wertigkeit des Bestandes (31.207 Biotopwertpunkte) gegen-
über der Planung (12.450 Biotopwertpunkte) ergibt sich ein Defizit von 18.757 Biotopwertpunkten. 
Dieser Eingriff ist zu kompensieren. Dies erfolgt durch Minimierungsmaßnahmen im Plangebiet 
sowie durch einen externen Ausgleich. Der externe Ausgleich erfolgt zum einen auf einer 2.660 m² 
großen Teilfläche des Flurstückes Nr. 137 Gemarkung Roisdorf außerhalb des Plangebietes durch 
die Anlage einer Streuobstwiese. Die darüberhinausgehende Fläche des Flurstückes 137 befindet 
sich innerhalb des Plangebietes und wird als Gewerbegebietsfläche festgesetzt. Damit erfolgt der 
Ausgleich in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet. Das noch verbleibende Defizit wird durch die 
Anlage eines Blühstreifens im Randbereich eines 5.205 m² großem Grundstück in der entfernter 
liegenden Gemarkung Sechtem Flur 8 Flurstück Nr. 46 innerhalb des Stadtgebiets der Stadt Born-
heim ausgeglichen. Diese Ausgleichsmaßnahmen werden im Rahmen des städtebaulichen Ver-
trags geregelt. 

8.6.12 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Erhebliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Mensch, Tier, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft und Klima, bzw. Kultur- und Sachgüter sind nicht zu erwarten. 

8.6.13 Erneuerbare Energien 

Die derzeitige Energie- und Wärmeversorgung im angrenzenden vorhandenen Gewerbegebiet ist 
überwiegend rein konventionell (mit Ausnahme des benachbarten Bebauungsplanes Ro 20). Mit 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes Ro 24 sind jedoch auch Anlagen zur Gewinnung von 
Solarenergie zulässig. 

8.6.14 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Das Ziel der Stadt Bornheim zur Ansiedlung weiterer gewerblicher Bauflächen entspricht den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplanes. Da die Flächen des Plangebiets zur gewerblichen Ansied-
lung vorgesehen sind, wurden anderweitige Planungsmöglichkeiten nicht verfolgt. 
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8.6.15 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Technische Verfahren waren im Bebauungsplanverfahren bisher nicht erforderlich und wurden 
nicht angewandt. 

8.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Durch die Festsetzung des Bebauungsplans werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Ansiedlung von gewerblichen Nutzungen geschaffen. Es besteht zudem die Möglichkeit, eine 
positive wirtschaftliche Entwicklung mit der Schaffung weiterer Arbeitsplätze herbeizuführen. 
 
Die Planungen bewirken eine Veränderung des Landschaftsbildes. Mit der Eingrünung der Flächen 
als begleitende Begrünung des öffentlichen Raums sowie der Eingrünung entlang privater Grund-
stücke wird das Landschaftsbild aufgewertet. Zur Ermittlung der Schwere des Eingriffes in Natur 
und Landschaft und der Ermittlung der notwendigen Ausgleichsmaßnahmen wurde im Bebau-
ungsplan eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung vorgenommen. Nachteilige Auswirkungen der 
Planung ergeben sich dabei hauptsächlich durch den Verlust von landwirtschaftlichen Flächen 
sowie durch die Reduktion der natürlichen Oberflächenversickerung von Niederschlagswasser mit 
einer gleichzeitigen Erhöhung des Oberflächenabflusses. 
 
Mit den Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes sowie mit den 
externen Ausgleichsmaßnahmen wird ein vollständiger Ausgleich des Eingriffs erreicht. 
 
Im Plangebiet befindet sich keine naturnahe Vegetation. Zum überwiegenden Teil werden die Flä-
chen heute durch intensive landwirtschaftliche Nutzung beeinträchtigt. 
 
Mit dem Bebauungsplan werden keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG ausgelöst. 
Durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes wird ein zusätzliches Verkehrsaufkommen ausge-
löst. Im Rahmen einer verkehrstechnischen Stellungnahme im benachbarten Bebauungsplanver-
fahren Ro 24 konnte nachgewiesen werden, dass sich die durch das Gewerbegebiet zusätzlich 
ausgelösten Verkehre nicht störend auf die Verkehrsströme der L 118 auswirken. Der Anschluss-
punkt der Raiffeisenstraße / L 118 bleibt weiterhin leistungsfähig. Zudem wirkt sich das zusätzliche 
geringe Verkehrsaufkommen immissionsschutzrechtlich nicht bedenklich aus. 
 
Mit den festgesetzten Lärmkontingenten sowie den bereichsweise zulässigen Zusatzkontingenten 
werden die Flächen des Plangebiets zoniert und unterliegen einer bereichsweisen Nutzungsein-
schränkung. Die Nutzungseinschränkung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung entspre-
chend der DIN 45691, Stand 2006. Mit den Festsetzungen werden die zulässigen Grenzwerte der 
schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld des Plangebiets eingehalten 
Erhebliche umweltrelevante Auswirkungen sind bei den einzelnen Schutzgütern nicht zu erwarten. 

8.8 Zusätzliche Angaben 

Neben den allgemein bei der Stadt Bornheim vorliegenden Umweltdaten sowie den allgemeinen 
Rechtsnormen und Vorschriften in jeweils aktueller Fassung wurden folgende Fachgutachten ver-
wendet: 

- Kramer Schalltechnik GmbH, Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Ro 24 in 
der Ortschaft Roisdorf der Stadt Bornheim, Bericht Nr. 17 02 011/02, Stand 08. Januar 2018 
unter Verwendung der DIN 45691 mit Stand Dezember 2006 

- IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Stadt Bornheim, B-Plan Ro 20 –Euro Pool Systems- Verkehrs-
untersuchung, Stand September 2011 (nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahren Ro 24) 
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- Kölner Büro für Faunistik, Stadt Bornheim Gewerbepark Bornheim-Süd, Abschnitt Rosental 
Artenschutzprüfung (Stufe I), Stand November 2016 

- Büro für Landschaftsplanung LANDSCHAFT! Landschaftsarchitekten AKNW, Bebauungsplan 
Ro 24 „Gewerbegebiet Rosental“ der Stadt Bornheim Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, Stand 
05 / 2017 

- GBU OHG, Geologie, Bau & Umweltconsult, Hydrogeologische Beurteilung zur Versickerungs-
fähigkeit des Untergrundes, Stand 19.07.2011 (nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahren 
Ro 24) 

9 Kosten 

Die Planungs- und Gutachterkosten werden von der Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsge-
sellschaft mbH Bornheim übernommen. 
 
 
 

Aachen, den 18.03.2018 
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Bebauungsplan Ro 24 
 

in der Ortschaft Roisdorf 
 
Ergebnisse der frühzeitigen Unterrichtung der Öffen tlichkeit gem. § 3 (1) 
BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden  und der sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB 
 
Innerhalb des Zeitraums der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplan ist 
seitens der Öffentlichkeit insgesamt 1 Stellungnahme eingegangen. Die Stellungnahme der Stadt 
Bornheim ist nachstehend aufgeführt. 
 
Innerhalb der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange zum Bebauungsplan sind insgesamt 17 Stellungnahmen eingegangen. Die Stellungnahmen 
der Stadt Bornheim sind nachstehend aufgeführt. 
 
 
1. Schreiben vom 22.05.2017 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 

Zu Punkt 1 Verfahrensstand: 
Auf der Internetseite der Stadt Bornheim wird zwischen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung und der öffentlichen Auslegung deutlich durch die Überschriften „Frühzeitige Öf-
fentlichkeitsbeteiligung“ und „Öffentliche Auslegung“ unterschieden. Der Verfahrensstand, 
in welchem sich der jeweilige Bebauungsplan befindet ist deutlich erkennbar, weil die Be-
bauungsplanverfahren der jeweiligen Überschrift zugeordnet sind. 
Im Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan RO 24 wurden die frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung und die frühzeitige Beteiligung der Behörden im Zeitraum vom 04.05.2017 
bis 31.05.2017 durchgeführt. Der Erläuterungsbericht „Darlegung der allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung“ trägt den Zusatz „gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB. Damit ist eindeu-
tig erkennbar, dass es sich bei dem Verfahrensstadium um die frühzeitige Öffentlichkeitsbe-
teiligung bzw. die frühzeitige Beteiligung der Behörden handelt. Darüber hinaus trägt die 
Planzeichnung zum Bebauungsplan RO 24 den Titel „Vorentwurf“, welcher wiederrum da-
rauf hinweist, dass es sich bei dem Verfahrensschritt um die erste und frühzeitige Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Behörden handelt. 

 
Zu Punkt 2 „unklare“ Gebietsausweisung: 
Bei dem Bebauungsplan Ro 24 handelt es sich um einen sogenannten Angebotsplan, wel-
cher einen allgemein verbindlichen Rahmen für mögliche Vorhaben vorgibt. Die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit dient u.a. dazu, den Bürgerinnen und Bürgern eine Vorstel-
lung zu geben, welche Planungsziele beabsichtigt sind. Zur Information wurde zusätzlich 
eine nicht verbindliche und nicht abgeschlossene Planung mittels eines Gestaltungsplanes 
beigefügt, um eine mögliche Bebauung aufzuzeigen. Durch die frühzeitige Einbindung der 
Bürgerinnen und Bürger in den Planungsprozess können diese auf die Entscheidungsfin-
dung Einfluss nehmen. Eine abgeschlossene Festsetzung der Gebietsnutzung muss im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nicht erfolgen. Durch die eingegangenen Anregungen 
und Bedenken kann die Gebietsnutzung nach erfolgter frühzeitiger Beteiligung geändert 
bzw. ergänzt werden. 
 

Zu Punkt 3: 
Der in der Veröffentlichung beigelegte Gestaltungsplan dient der Information, wie eine zu-
künftige Nutzung aussehen kann. Von ihm geht keine rechtlich verbindliche Wirkung aus.  

Ö  5Ö  5
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Zu Punkt 4: 
Das frühzeitige Beteiligungsverfahren dient dem „Sammeln“ von Informationen aus der Be-
völkerung bzw. von den Behörden, mit denen die Rahmenbedingungen für die Festsetzun-
gen im Bebauungsplan abgefragt werden. Die im Zuge der frühzeitigen Beteiligung einge-
gangenen Stellungnahmen können zu dem Ergebnis führen, dass ein entsprechendes 
Fachgutachten eingeholt werden und dessen Ergebnisse im Bebauungsplan berücksichtigt 
werden muss. Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes Ro 24 wird eine Schalltech-
nische Untersuchung durchgeführt, aufgrund dessen die zukünftige Gewerbenutzung ein-
geschränkt wird. Gutachten zu Luft- und sonstigen Immissionen wurden seitens der Fach-
behörden nicht gefordert. Es wird nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
frühzeitige Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger und der Behörden im Planungsprozess 
dazu dient, dass diese auf den Planungsprozess Einfluss nehmen können. 
 
Zu Punkt 5: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Schalltechnische Untersuchung 
durchgeführt, welche insbesondere untersucht, inwieweit Lärmauswirkungen auf die vor-
handenen Wohnnutzungen im Umfeld des Plangebietes durch die beabsichtigte gewerbli-
che Nutzung erfolgt. Im Bebauungsplan werden Festsetzungen getroffen, die sicherstellen, 
dass ein Geräuschimmissionskonflikt zwischen dem zukünftigen Gewerbestandort und den 
vorhandenen schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld ausgeschlossen werden kann. Bei 
den schutzbedürftigen Nutzungen im Umfeld handelt es sich um zwei landwirtschaftliche 
Betriebe mit Wohnungen innerhalb der gewerblichen Baufläche gemäß Flächennutzungs-
plan südöstlich / östlich gelegen, südwestlich zwischen Bonner Straße / Weberstraße und 
der Bahntrasse liegende gemischte Bauflächen nach FNP 2011 und die südwestlich der 
Bonner Straße befindlichen Wohnbauflächen (Allgemeines Wohngebiet im Bebauungsplan 
Ro 71). Im Plangebiet werden maximal zulässige Lärmkontingente festgesetzt. Im Bauge-
nehmigungsverfahren muss der konkret geplante Betrieb nachweisen, dass er die im Be-
bauungsplan festgesetzten maximal zulässigen Lärmkontingente einhält. Damit werden 
wesentliche Auswirkungen durch von der zukünftigen gewerblichen Nutzung möglicher-
weise ausgehender Lärm auf die benachbarte Wohnnutzung, insbesondere auf den be-
nachbarten Gartenbaubetrieb, ausgeschlossen. Der plangebietsbezogene An- und Ab-
fahrtsverkehr aus dem Bereich des Bebauungsplanes Ro 24 auf öffentlichen Verkehrsflä-
chen ist untergeordnet. Weitere schädliche Auswirkungen durch eine mögliche gewerbliche 
Nutzung werden nicht gesehen und konnten auch mit den eingegangenen Anregungen und 
Bedenken und im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nicht ermittelt werden. Darüber hin-
aus wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Fläche des Plangebiets bereits seit 
dem Jahr 2011 im Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim dargestellt ist mit dem Ziel 
gewerbliche Bauflächen innerhalb des Gewerbeparks Bornheim-Süd zu entwickeln. 
 
Zu Punkt 6: 
Die Parzellen 143, 145, und 146 befinden sich außerhalb des Plangebietes des Bebau-
ungsplanes Ro 24. Demnach werden für sie zunächst keine planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für Bauland geschaffen. Die Grundstücke befinden sich weiterhin im Außenbe-
reich gemäß § 35 BauGB und werden zukünftig als solche bewertet. Da es sich bei dem 
Gartenbaubetrieb um ein privilegiertes Vorhaben gemäß § 35 BauGB handelt und die hinte-
re Bebauung mit der Plangebietsgrenze des Bebauungsplanes Ro 24 abschließt werden 
die genannten Grundstücke planungsrechtlich weiterhin gemäß § 35 BauGB beurteilt.  
Im Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim aus dem Jahre 2011 sind die Parzellen 143, 
145 und 146 als gewerbliche Baufläche dargestellt, dies entspricht der Zielsetzung hier 
langfristig das vorhandene Gewerbegebiet Bornheim Süd zu erweitern, sollte der Eigentü-
mer des Gartenbaubetriebes seine Nutzung aufgeben und die Flächen veräußern. 
 
Zu Punkt 7: 
Gemäß Bauordnung NRW muss ein Abstand von mindestens 3 m zu den Nachbargrund-
stücken erfolgen. Aufgrund der verbindlichen Regelung in der Bauordnung müssen die 
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Baugrenzen im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Es ist richtig, dass unter Gewäh-
rung von Baulasten die bauliche Auslastung bis an die Grundstücksgrenze des Plangebie-
tes heranrücken kann. Diese Möglichkeit kann aber nur durch die ausdrückliche Zustim-
mung des Eigentümers der Parzellen 143,144 und 145 erfolgen. 
 
Zu Punkt 8: 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Ro 24 ist nördlich zu den vorhandenen Gewächs-
häusern des benachbarten Gartenbaubetriebes gelegen. Aufgrund dessen ist nicht von ei-
ner Einschränkung der bisherigen Lichtzufuhr der innerhalb der Gewächshäuser befindli-
chen Pflanzen auszugehen. Von einer Veränderung der Windzufuhr ist gleichfalls nicht 
auszugehen, zumal sich die Pflanzen innerhalb von Gewächshäusern befinden, die sie vor 
Stäuben, Abgasen und Feinpartikeln schützt. Es obliegt auch dem Betreiber des Garten-
baubetriebes, dafür Sorge zu tragen, dass seine Anpflanzungen vor Einwirkungen von au-
ßen geschützt sind, was er mittels seiner bestehenden Gewächshäuser bereits schon 
durchgeführt. 
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2. Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Tr äger öffentlicher 
Belange 

 
2.1 Interoute Germany GmbH, Schreiben vom 21.04.201 7 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. 
 
Beschluss; 
Kenntnisnahme. 
 

2.2 Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft, P ostfach 501740, 50997 Köln 
Schreiben vom 18.04.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. Die RMR wird im weiteren Verfahren beteiligt. Es wird ein entsprechender 
Hinweis in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
 

2.3 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr - Führ ungsstelle / Verkehrsplanung -, Kö-
nigswinterer Straße 500, 53227 Bonn, Schreiben vom 27.04.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 

 
2.4 Amprion GmbH, Betrieb / Projektierung 

Leitungen Bestandssicherung, Rheinlanddamm, 44139 D ortmund, Schreiben vom 
28.04.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. In der Stellungnahme von Amprion wurde darauf hingewiesen, dass zwar 
keine Hochspannungsleitungen ihres Unternehmens vorhanden seien, jedoch Hochspan-
nungsleitungen der Westnetz GmbH im Bereich des Plangebietes verlaufen und man sich 
an die Westnetz GmbH wenden solle Es wurde eine Anfrage an die Westnetz GmbH ge-
stellt und seitens der Westnetz GmbH eine Stellungnahme mit Schreiben vom 21.08.2017 
abgegeben (siehe Punkt 2.19). 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 

 
2.5 RSAG AöR, 53719 Siegburg, Schreiben vom 02.05.2 017 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
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2.6 Netcologne, Schreiben vom 02.03.2015 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
 

2.7 Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbilda uswertung, Schreiben vom 
02.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird der Hinweis auf-
genommen, dass beim Auffinden von Kampfmitteln, die Bauarbeiten sofort einzustellen 
sind und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu 
verständigen ist. Weiterhin wird in den Hinweis aufgenommen, dass sollten Erdarbeiten mit 
erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauar-
beiten etc. erfolgen, eine Sicherheitsdetektion notwendig wird. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
 

2.8 Rhein Energie AG (Wassergewinnung Betrieb (WB),  Email vom 05.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird der Hinweis auf-
genommen, dass die Auflagen der Schutzzonenverordnung einzuhalten sind. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
 

2.9 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, En denicher Straße 133, 
53115 Bonn, Schreiben vom 28.04.2017 und 17.05.2017  
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird der Hinweis auf-
genommen, dass bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde 
der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel. 02206 / 9030-22, un-
verzüglich zu melden sind. Darüber hinaus sind Bodendenkmal und Fundstelle zunächst 
unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege ist für den 
Fortgang der Arbeiten abzuwarten. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

2.10 Vodafone GmbH (ehem. ISIS / ehem. Arcor AG & C o.KG), per Email vom 18.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
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2.11 StadtBetriebBornheim, Schreiben vom 03.05.2017  
 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Der Bestand der Leitungsanlagen bleibt erhalten. Für die Nebenanlagen in der festgesetz-
ten Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung ist eine Breite von 2,50 m als kombi-
nierter Fuß- und Radweg vorgesehen. Damit wird die empfohlene Mindestbreite von 1,50 m 
eingehalten. 
Die entwässerungstechnische Erschließung wurde mit dem StadtBetriebBornheim abge-
stimmt. 
 
Abwasserentsorgung 
Die Entwässerung des häuslichen Schmutzwassers erfolgt über den Schmutzwasserkanal 
in der Straße Rosental. 
 
In die textlichen Festsetzungen wurde ein Hinweis aufgenommen, dass falls gewerbliches 
Abwasser anfällt, welches vorbehandelt werden muss, ein Antrag auf Indirekteinleitung bei 
der unteren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises über das Abwasserwerk des StadtBe-
trieb Bornheim einzureichen ist. Das gewerbliche Abwasser ist nach Vorbehandlung über 
den Schmutzwasserkanal in der Straße Rosental einzuleiten. 

 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Das schwach belastete Niederschlagswasser der privaten befahrbaren Flächen wird in den 
Regenwasserkanal des Trennsystems eingeleitet. In die Begründung zum Bebauungsplan 
wurde aufgenommen, dass der Anschluss der Ver- und Entsorgungsanlagen an die vor-
handenen Leitungen mit dem Ver- und Entsorger abzustimmen ist. 
 
In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wurde folgender Hinweis aufgenom-
men:  
 
„Liegt bezogen auf die öffentliche Entwässerung der abflusswirksame Befestigungsgrad ei-
nes Grundstückes bzw. einer wirtschaftlichen Einheit über 40 % muss der Grundstücksei-
gentümer auf seine Kosten eine private Regenrückhaltung mit Drosselorgan installieren 
und auf Dauer betreiben. Die Herstellung einer privaten Regenrückhaltung mit Drosselein-
richtung ist mit dem Stadtbetrieb Bornheim (SBB) abzustimmen.“ 
 
Dezentrale Versickerung innerhalb des Plangebietes 
Im Bebauungsplan wurde festgesetzt, dass das unbelastete, auf den Dachflächen anfallen-
de Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone dezentral auf dem / den Grund-
stück/en zu versickern ist. 
 
In die textlichen Festsetzungen wurde ein Hinweis aufgenommen, dass das Sammeln von 
Niederschlagswasser auf privaten Grundstücken in Wasserspeichern oder Zisternen zur 
Nutzung zulässig ist und empfohlen wird. 
 
Darüber hinaus wurde ein Hinweis aufgenommen, dass das Abwasserwerk den Grund-
stückseigentümer von der gesetzlichen Abwasserüberlassungspflicht sowie vom An-
schluss- und Benutzerzwang für unbelastetes auf den Dachflächen anfallendes Nieder-
schlagswasser befreien wird. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass für Versickerungsanlagen bzw. für Einleitungen in 
Oberflächengewässer eine Wasserrechtliche Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde des 
Rhein-Sieg-Kreises, Amt für Umwelt- und Naturschutz zu beantragen ist. Die Versicke-
rungsanlagen inklusive der Abstände zur Grundstücksgrenze bzw. zu unterkellerten Ge-
bäuden sind nachzuweisen. 
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Überflutungsbetrachtung 
In die textlichen Festsetzungen wird ein Hinweis aufgenommen, dass auf ausreichend bau-
lichen Überflutungsschutz zu achten ist. Bei Überstauung aus der öffentlichen Kanalisation 
sind besonders Tiefgaragen, Kellerschächte, Eingangstüren und Räume gefährdet, die un-
terhalb der Straßenoberfläche (Rückstauebene) liegen. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

2.12 Stadtplanungsamt Bonn, Stadthaus, Berliner Pla tz 2, 53111, per Email vom 
22.05.2017 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan werden Einzelhandelsbetriebe grund-
sätzlich ausgeschlossen. Damit sind auch der nahversorgungsrelevante Einzelhandel im 
Plangebiet und zentrenrelevante Sortimente gemäß Bonner Liste ausgeschlossen. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 
2.13 RNG Rheinische NETZ Gesellschaft, per Email vo m 23.05.2017 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 

 
2.14 Landschaftsschutzverein Vorgebirge e.V: Schrei ben vom 24.05.2017 
 

Stellungnahme Stadt Bornheim: 
In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen, dass 
zur Vermeidung von Verbotstatbeständen die Baufeld-Freimachung auf den Zeitraum von 
Oktober bis Februar begrenzt ist. 
 
Zu Punkt 1. Landschaftspflegerischer Fachbeitrag: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Ausgleichsbilanzierung durch das 
Büro Landschaft! erstellt, die ein Defizit von 18.757 Einheiten ermittelt hat. 
 
Zu Punkt 2. Vollausgleich für den Eingriff in Natur  und Landschaft 
Die Ausgleichsbilanzierung zum Bebauungsplan Ro 24 ergab, dass für 18.757 Einheiten 
ein externer Ausgleich stattfinden muss. Eine verbindliche Regelung erfolgt über den städ-
tebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan bis spätestens zum Satzungsbeschluss. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
 

2.15 Unitymedia NRW GmbH, per Email vom 29.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme 
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2.16 e-regio GmbH & Co. KG, per Email vom 30.05.201 7 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Kenntnisnahme 
 
Hinweise für die Verlegung von Versorgungsleitungen 
Die im Bebauungsplan vorgesehene Straßenverkehrsfläche wurde auf eine Breite von ins-
gesamt 9,50 m im Bebauungsplan festgesetzt. Dabei wurde ein einseitig verlaufender 
Gehweg mit einer Gehwegbreite von 2,50 m vorgesehen. 
 
Hinweis zu Baumstandorten / Bepflanzungen 
In die Pflanzliste zum Bebauungsplan werden die genannten kritischen Baumarten im Zu-
sammenhang mit dem Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen vor dynamischen und 
statischen Belastungen durch Baumwurzeln nicht aufgeführt. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 
2.17 Rhein- Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach 1551,  53705 Siegburg,  

Schreiben vom 30.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Abfallwirtschaft 
Die Lage in der Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebiets Wesseling-Urfeld wurde 
als Hinweis in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
Im Bebauungsplan wird auf die erforderliche Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Ein-
baustelle bzw. die Anzeige der Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs vor 
der Abfuhr beim Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz – Sachgebiet „Ge-
werbliche Abfallwirtschaft“ hingewiesen. 
 
Zudem wird ein Hinweis zur notwendigen ordnungsgemäßen Entsorgung von anfallendem 
bauschutthaltigem oder aufgefundenem organoleptisch auffälligem Bodenmaterial aufge-
nommen. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 
Immissionsschutz 
Um mögliche Lärmkonflikte zwischen den geplanten Gewerbegebieten und den angren-
zenden schutzbedürftigen Nutzungen bereits im Planungsstadium auszuschließen wurde 
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine Schalltechnische Untersuchung durch die 
KRAMER Schalltechnik GmbH durchgeführt. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass 
der Abstandserlass zur Vermeidung von Lärmimmissionskonflikten im Falle des Bebau-
ungsplanes Ro 24 aufgrund der geringen Abstände zwischen den Gewerbegebietsflächen 
und den bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen und aufgrund weiteres großflächiger 
gewerblicher Bauflächen und Sonderbauflächen im Umfeld weniger geeignet ist. Um wirkli-
che Planungssicherheit zu erhalten erfolgt im Bebauungsplan eine dezidierte eigenschafts-
bezogene Gliederung der Gewerbegebietsflächen nach DIN 45691 „Geräuschkontigentie-
rung“. Darüber hinaus wurde um weitere Auswirkungen durch mögliche Immissionen 
(Staub, Gerüche und Erschütterungen) zu vermeiden, in die Festsetzungen zum Bebau-
ungsplan der Ausschluss von Anlagenarten der Abstandsklassen I-IV aufgenommen. Dar-
über hinaus können Anlagearten der Abstandsklassen V-VII zugelassen werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass deren Emissionen durch dauerhafte Maßnahmen soweit begrenzt 
werden, dass schädliche Auswirkungen vermieden werden. 
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Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 
Gewässerschutz 
Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass das auf den Dachflächen anfallende Nieder-
schlagswasser über die belebte Bodenzone dezentral auf den Grundstücken zu versickern 
ist. Gleichzeitig werden Hinweise aufgenommen, dass das Sammeln von Niederschlags-
wasser auf privaten Grundstücken in Wasserspeichern oder Zisternen zur Nutzung zulässig 
ist und empfohlen wird. Es wird zusätzlich darauf hingewiesen, dass der Grundstückseigen-
tümer eines Grundstückes bzw. einer wirtschaftlichen Einheit auf seine Kosten eine private 
Rückhaltung mit Drosselorgan installieren und auf Dauer betreiben muss, solle der ab-
flusswirksame Befestigungsgrad eines Grundstückes bzw. einer wirtschaftlichen Einheit 
über 40 % liegen. 
 
Die auf das Grundstück bezogene Entwässerungsplanung sowie der Umfang der Einleitung 
bzw. Versickerung auf den öffentlichen Flächen werden mit dem Amt für technischen Um-
weltschutz des Rhein-Sieg-Kreises im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens abge-
stimmt. 
 
Bodenschutz 
Innerhalb des Plangebietes liegen keine schutzwürdigen Böden vor. Ehemalige der Land-
wirtschaft dienende Gebäude wurden zwischenzeitlich abgerissen. Aufgrund des ehemali-
gen Gebäudebestandes und der derzeitigen Nutzung der Flächen als landwirtschaftliche 
Fläche hat bereits ein Eingriff in den Boden stattgefunden. Die Ermittlung eines bodenbe-
zogenen Ausgleichserfordernisses kann entfallen, bodenbezogene Ausgleichsmaßnahmen 
sind nicht erforderlich. Es erfolgt eine ökologische Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung auf 
der Grundlage der "Numerische Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in 
NRW" des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
 
Grundwassermessstelle 
Die im südwestlichen Randbereich des Plangebiets befindliche Grundwassermessstelle Nr. 
7224-024 wird zukünftig nicht mehr genutzt und soll zurückgebaut werden. Um einen ord-
nungsgemäßen Rückbau zu gewährleisten wird ein Hinweis in die textlichen Festsetzungen 
aufgenommen, dass mit den Eigentümern der Grundwassermessstelle rechtzeitig Kontakt 
aufzunehmen ist, um eine ausreichende Sicherung bzw. einen adäquaten Ersatz abzuspre-
chen und vorzunehmen. Darüber hinaus wird als Hinweis aufgenommen, dass ein Rückbau 
entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt W 135 durchzuführen und ggf. eine Ersatzmessstel-
le zu errichten ist. Es ist ein nach DVGW Arbeitsblatt W 120 zertifiziertes Brunnenanbau- 
und Bohrunternehmen zu beauftragen und darauf zu achten, dass bestehende Grundwas-
sermessstellen nicht beeinträchtigt werden. Bei Beeinträchtigung ist der jeweilige Betreiber 
zu beteiligen. 
 
Einsatz erneuerbarer Energien 
Der zwingende Einsatz erneuerbarer Energien wird im Bebauungsplan nicht explizit festge-
setzt. Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sowie anderer Anlagefor-
men zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom soll grundsätzlich nicht verwehrt 
werden. Bei den Festsetzungen der Baufenster wird die Möglichkeit zur Errichtung von An-
lagen zur dezentralen Gewinnung von Solarenergie mit berücksichtigt. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
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Landschafts-, Natur und Artenschutz 
In die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen, dass 
zur Vermeidung von Verbotstatbeständen die Baufeld-Freimachung auf den Zeitraum von 
Oktober bis Februar begrenzt ist. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung durchgeführt. 
 
Gesundheit 
Entlang der an das Plangebiet angrenzenden Raiffeisenstraße verlaufen Hochspannungs-
leitungen, von denen gemäß Abstandserlass von 2007 aus Immissionsschutzgründen ein 
festgelegter Schutzabstand von 40 m zwischen Bebauung und der Hochspannungsleitung 
(380 kV / 50 Hz) einzuhalten ist. Ein nördlicher Teil des Plangebietes befindet sich inner-
halb dieses Schutzabstandes. Die 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsgesetztes (Verordnung über elektromagnetische Felder – 26. BImSchV) muss 
im Wesentlichen von den Betreibern von Hochspannungsleitungen berücksichtigt werden 
und findet im Bebauungsplanverfahren keine Anwendung. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

2.18 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Sch reiben vom 31.05.2017 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Ro 24 ist nördlich zu den vorhandenen Gewächs-
häusern des benachbarten Gartenbaubetriebes gelegen. Aufgrund dessen ist nicht von ei-
ner Einschränkung der bisherigen Lichtzufuhr der innerhalb der Gewächshäuser befindli-
chen Pflanzen auszugehen. Von einer Veränderung der Windzufuhr ist gleichfalls nicht 
auszugehen, zumal sich die Pflanzen innerhalb von Gewächshäusern befinden, die sie vor 
Stäuben, Abgasen und Feinpartikeln schützt. Es obliegt auch dem Betreiber des Garten-
baubetriebes, dafür Sorge zu tragen, dass seine Anpflanzungen vor Einwirkungen von au-
ßen geschützt sind, was er mittels seiner bestehenden Gewächshäuser bereits schon 
durchgeführt. 
 
Die Ausgleichsbilanzierung zum Bebauungsplan Ro 24 ergab, dass für 18.757 Einheiten 
ein externer Ausgleich stattfinden muss. Für die Ausgleichsbilanzierung wurde die „Numeri-
sche Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in Nordrhein-Westfalen“ des Lan-
desamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW angewandt. Eine verbindliche 
Regelung zu den Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen erfolgt über den städtebau-
lichen Vertrag zum Bebauungsplan bis spätestens zum Satzungsbeschluss. 
 
Beschluss:  
Kenntnisnahme. 

 
2.19 Westnetz GmbH, Schreiben vom 21.08.2017 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Die im Planbereich der Planzeichnung zum Bebauungsplan liegende Leitungsmittellinie der 
vorhandenen Hochspannungsfreileitung und der erforderliche Schutzstreifen wurden nach-
richtlich im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellt. Relevante Maststandorte, 
die Auswirkungen auf das Plangebiet haben, sind im dargestellten Planausschnitt nicht 
vorhanden und werden daher nicht dargestellt. Innerhalb des Schutzbereiches der Hoch-
spannungsfreileitung wird für das Gewerbegebiet GE 3 eine maximale Gebäudehöhe von 8 
m im Bebauungsplan festgesetzt. In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan 
wird aufgenommen, dass die Bedachung der Gebäude mit der Westnetz GmbH abzustim-
men ist. Glasdächer werden als nicht zulässig ausgeschlossen. Darüber hinaus wird fest-
gesetzt, dass innerhalb des festgesetzten Schutzstreifens von 2 x 25 m nur solche Anpflan-
zungen vorgenommen werden dürfen, die eine Endwuchshöhe von maximal 10 m errei-
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chen. Die seitens der Westnetz GmbH beigefügte Bespielliste mit Gehölzen mit endspre-
chenden Endwuchshöhen wird dem Bebauungsplan beigefügt. In die textlichen Festset-
zungen wird ein Hinweis über die Verpflichtung und die Kostenverteilung für einen erforder-
lichen Rückschnitt bei Anpflanzungen in einer die Leitung gefährdenden Höhe, die erforder-
liche Zugänglichkeit der Leitung und der Maststandorte und den Ausschluss aller die Hoch-
spannungsfreileitung gefährdenden Maßnahmen übernommen. Darüber hinaus wird ein 
Hinweis aufgenommen, dass Bauvorhaben im Schutzstreifen mit der Westnetz GmbH ab-
zustimmen ist und deren Zustimmung bedarf. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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1 Aufgabenstellung 

Die Stadt Bornheim beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplans Ro 24 in der 
Ortschaft Roisdorf mit dem ausschließlich Gewerbegebiete (GE) festgesetzt werden 
sollen.  
 
Nachfolgend sind auf der Basis des Bebauungsplanentwurfs allgemeine Kriterien für 
die Bauleitplanung zu erarbeiten, die mögliche Lärmkonflikte zwischen den geplanten 
Gewerbegebieten und angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen ausschließen.  
 

2 Beschreibung des Untersuchungsbereichs und der Planungen 

Das Bebauungsplangebiet Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf liegt am östlichen Rand 
der Ortslage Bornheim-Roisdorf südlich der Kreuzung Raiffeisenstraße/Rosental. 
Nördlich grenzt der bestehende Gewerbepark Bornheim-Süd (Bebauungspläne 
Ro 18, Ro 18.1, Ro 19, Ro 19.1) und südwestlich der Bebauungsplan Ro 20 eben-
falls mit gewerblichen Nutzungen (Euro Pool) an.  
 
Es sollen ausschließlich Gewerbegebiete (GE) festgesetzt werden.  
 
Schutzbedürftigen Nutzungen im Einwirkungsbereich der Gewerbegebiete des Be-
bauungsplans Ro 24 (soweit maßgeblich) befinden sich: 
 

- Südöstlich/östlich des Plangebietes liegen zwei landwirtschaftliche Betriebe mit 
Wohnungen innerhalb der gewerblichen Baufläche gemäß Flächennutzungsplan 
(FNP) 2011 [20].  

- Südwestlich zwischen Bonner Straße/Weberstraße und der Bahntrasse liegen 
gemischte Bauflächen nach FNP 2011 [20]. 

- Südwestlich der Bonner Straße befinden sich nach dem FNP 2011 [20] die nächs-
ten Wohnbauflächen (vgl. Allgemeines Wohngebiet im Bebauungsplan Ro 71).  

 
 
Weitere Einzelheiten können dem Übersichtsplan Bild 2.1, dem Bebauungsplanent-
wurf Bild 2.2, dem Gestaltungsplan Bild 2.3 und dem Auszug aus dem FNP 2011 [20] 
Bild 2.4 entnommen werden. 
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Bild 2.1: Übersichtsplan,   Maßstab 1:6.000 

Bebauungsplan 
Ro 24 
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Bild 2.3: Gestaltungsplan zum Bebauungsplan Ro 24,  Maßstab 1:3.000

Bild 2.2: Bebauungsplanentwurf Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf 
Maßstab 1:3.000 
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3 Gewerbegeräuschsituation 

Bei der Ausweisung von Gewerbe- und Industriegebieten ist wegen des Vorsorge-
prinzips sicherzustellen, dass an schutzbedürftigen Objekten keine unzumutbaren 
Immissionen auftreten. Im Rahmen der städtebaulichen Planung können dazu im-
missionsschutzbezogene Gliederungen von GE- und GI-Gebieten nach § 1 Abs. 4 
BauNVO [16] erfolgen. 
 

3.1 Nutzungsbezogene Gliederung der GE-Flächen 

Immissionsschutzbezogene Gliederungen von GI- und GE-Gebieten können nut-
zungsbezogen auf der Basis des Abstandserlasses NW [12] erfolgen, der für be-
stimmte Arten von Betrieben bestimmte Abstände zu Wohngebieten vorsieht. Neben 
Lärm werden auch Staub, Gerüche, Erschütterungen usw. erfasst. Der Erlass erhält 
als Anlage insbesondere eine Abstandsliste, die klare Abstände nennt, die zwischen 
Betrieb und Wohnbebauung vorhanden sein müssen. 
 

Bild 2.4: FNP Bornheim 2011 (Ro 24 einskizziert), Maßstab 1:10.000 
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Eine Gliederung nach Abstandserlass [12] erfolgt in der Praxis, wenn aufgrund der 
Abstände zwischen emittierenden gewerblichen Nutzungen und schutzbedürftigen 
Bereichen unmittelbar keine Lärmimmissionskonflikte zu erwarten sind (ausreichende 
Schutzabstände vorhanden, keine relevante Vorbelastung).  
 
Da im Fall des Bebauungsplanes Ro 24 nur geringe Abstände zwischen den GE-
Flächen und bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen bestehen und weitere groß-
flächige gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen vorhanden sind (vgl. Ausfüh-
rungen Kapitel 2), ist der Abstandserlass zur Vermeidung von Lärmimmissionskon-
flikten weniger geeignet. Eine wirkliche Planungssicherheit ist dann nur mit dem Ab-
standserlass für die betrieblichen Nutzungen nicht mehr gegeben. 
 
Aus Sicht des Schallimmissionsschutzes kann eine dezidierte eigenschaftsbezogene 
Gliederung der GE-Flächen nach DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ [13] dieses 
Problem lösen. Eine Gliederung nach dem Abstandserlass NW [12] kann bedarfs-
weise ergänzend für weitere Immissionen (Staub, Gerüche, Erschütterungen usw.) 
erfolgen. 
 
Im folgenden Kapitel wird eine eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flächen mit 
einem Festsetzungsvorschlag für Emissionskontingente nach DIN 45691 „Geräusch-
kontingentierung“ [13] entwickelt. 
 

3.2 Eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flächen 

3.2.1 Vorgehensweise 

Die Geräuschvorbelastung durch vorhandene gewerbliche Nutzungen wird ermittelt 
und - soweit relevant - für schutzbedürftige Nutzungen im maßgeblichen Einwir-
kungsbereich bewertet. Mit Ausgangswerten für typische GE-Nutzungen nach DIN 
18005 „Schallschutz im Städtebau“ [2] wird in einem ersten Schritt für die gewerblich 
zu nutzenden Flächen die zu erwartende Geräuschimmission in der angrenzenden 
Wohnnachbarschaft prognostiziert. 
 
Darauf aufbauend werden die gewerblich zu nutzenden Flächen in akustisch und 
städtebaulich sinnvolle Teilflächen TF gegliedert und mögliche Festsetzungen entwi-
ckelt, die sich auf die zulässige Schallemission der Flächen beziehen. Auslegungs-
ziel ist dabei, durch entsprechende Nutzungsbeschränkungen mögliche Lärm-
Konfliktzonen mit der vorhandenen Wohnnutzung bereits im Planungsstadium zu 
vermeiden und eine verträgliche Nutzung zu ermöglichen. Die Festsetzungen müs-
sen einerseits bestimmt und vollziehbar sein, andererseits so offen bleiben, dass sie 
sich flexibel den noch nicht im Detail bekannten Gewerbenutzungen anpassen las-
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IO 1 - Raiffeisenstaße 22 (MI)

IO 2 - Rosental 100 (MI)

IO 3 - Weberstraße 2c (MI)

IO 4 - Grenzstraße 2 (WA)

sen. Hierzu werden für die Flächen des Plangebietes Emissionskontingente LEK nach 
DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ [13] vorgeschlagen.  
 

3.2.2 Immissionsorte Gewerbegeräuschsituation 

Für die Berechnung und Beurteilung der Geräuschsituation durch die gewerblichen 
Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ro 24 werden bezogen auf 
den hier maßgeblichen Einwirkungsbereich die in Bild 3.1 und in der Tabelle 3.1 dar-
gestellten vier maßgeblichen Immissionsorte ausgewählt.  
 
Die Angaben zu den Gebietskategorien im Einwirkungsbereich des Plangebietes 
stammen aus einer planungsrechtlichen Einstufung der Stadtverwaltung Bornheim.  
 

Tabelle 3.1: Maßgebliche Immissionsorte  

Maßgebliche Immissionsorte (IO) Bauliche Einstufung bzw.  
Schutzanspruch 

1 Raiffeisenstraße 22 Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

2 Rosental 100 Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

3 Weberstraße 2c Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

4 Grenzstraße 2 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 34 BauGB)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bebauungsplan Ro 24 

Bild 3.1: Lage der Immissionsorte,   Maßstab 1:5.000 

128



KRAMER Schalltechnik GmbH Seite 10 von 33 
Beratung  Gutachten  Informations-Technologie 

Gutachten Nr. 17 02 011/02 vom 8. Januar 2018  

3.2.3 Immissionsrichtwerte 

Die Geräuschsituation ist nach TA Lärm [8] zu beurteilen. Die Immissionsrichtwerte 
gelten für die Gesamtbelastung eines Immissionsortes durch Anlagen im Sinne der 
TA Lärm [8]. Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm [8] sind mit Ausnahme für MK-
Gebiete zahlenmäßig identisch mit den Orientierungswerten für Gewerbe- und In-
dustriegeräusche nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" [2]. Die 
Immissionsrichtwerte entsprechen in der Regel den Gesamt-Immissionswerten LGI 
nach der DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ [13], die nach der Planungsabsicht 
der Gemeinde durch die Summe der einwirkenden Geräusche von Betrieben und An-
lagen nicht überschritten werden dürfen. 
 
Für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden werden die Immissionsrichtwerte ge-
mäß TA Lärm [8] in Tabelle 3.2 bzw. in Tabelle 3.3 für seltene Ereignisse dargestellt. 
Tabelle 3.4 zeigt die Beurteilungszeiträume. 
 

Tabelle 3.2: Immissionsrichtwerte nach TA Lärm Nr. 6.1 [8] für Immissionsorte 
außerhalb von Gebäuden 

Gebietsausweisung 
bzw. Nutzung 

Immissionsrichtwerte für Immissionsorte außerhalb 
von Gebäuden nach TA Lärm  

in dB(A) 

 tags  nachts 

Industriegebiete (GI) 
 

70 70 

Gewerbegebiete (GE) 
 

65 50 

Kerngebiete, Dorfgebiete und 
Mischgebiete (MK, MD, MI) 

60 45 

Allgemeine Wohngebiete und 
Kleinsiedlungsgebiete (WA, WS) 

55 40 

Reine Wohngebiete (WR) 
 

50 35 

Kurgebiete, Krankenhäuser und 
Pflegeanstalten 

45 35 

Einstufung der Immissionsorte siehe gelbe Kennzeichnung 

Bezugszeiträume:  
Tag 6.00 bis 22.00 Uhr und Nacht 22.00 bis 6.00 Uhr, bzw. lauteste Nachtstunde 

Diese Richtwerte dürfen durch kurzzeitige Geräuschspitzen nicht um mehr als 30 dB am 
Tage und 20 dB zur Nachtzeit überschritten werden 
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Tabelle 3.3 Immissionsrichtwerte für seltene Ereignisse nach TA Lärm [8], 
Nr. 6.3 (Immissionsorte außerhalb von Gebäuden) 

Immissionsrichtwerte für seltene Ereignisse nach TA Lärm 
(Immissionsorte außerhalb von Gebäuden, für alle Gebiete außer Industriegebiete) 

in dB(A) 

tags  nachts 

70 55 

Diese Richtwerte dürfen durch kurzzeitige Geräuschspitzen in GE-Gebieten nicht um mehr 
als 25 dB am Tage und 15 dB zur Nachtzeit, bzw. in den übrigen Gebieten nicht um mehr 
als 20 dB am Tage und 10 dB zur Nachtzeit überschritten werden. 

 

Tabelle 3.4: Beurteilungszeiträume nach TA Lärm [8], Nr. 6.4 und 6.5 

Beurteilungszeitraum Nutzungstag Zeiten 

tags Werktag sowie Sonn- und Feiertag 06.00 - 22.00 Uhr 
(16 Stunden) 

nachts* Werktag sowie Sonn- und Feiertag 22.00 - 06.00 Uhr* 
(lauteste Nachtstunde) 

Ruhezeiten tags 
(Tageszeiten mit erhöh-
ter Empfindlichkeit) 

Werktag 06.00 - 07.00 Uhr 
20.00 - 22.00 Uhr 

Sonn- und Feiertag 06.00 - 09.00 Uhr 
13.00 - 15.00 Uhr 
20.00 - 22.00 Uhr 

* Nach TA Lärm [8] Nummer 6.4 kann die Nachtzeit bis zu einer Stunde hinausgeschoben 
oder vorverlegt werden, soweit dies wegen der besonderen örtlichen oder wegen zwin-
gender betrieblicher Verhältnisse unter Berücksichtigung des Schutzes vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen erforderlich ist. Eine achtstündige Nachtruhe der Nachbarschaft im 
Einwirkungsbereich der Anlage ist sicherzustellen. 

 

3.2.4 Vorbelastung durch vorhandene gewerblich/industriell genutzte Flächen 

Nach Festlegung der Gesamt-Immissionswerte LGI nach der DIN 45691 „Geräusch-
kontingentierung“ [13] bzw. der Immissionsrichtwerte nach TA Lärm [8] wird die Vor-
belastung durch vorhandene oder plangegebene gewerbliche und industrielle Nut-
zungen ermittelt. Alle im Einwirkungsbereich relevanten gewerblichen Geräuschquel-
len sind nach der im Bundes-Immissionsschutzgesetz, § 3 (2) [1] enthaltenen Le-
galdefinition für Immissionen gebiets- oder akzeptorbezogen zu sehen. Im vorliegen-
den Fall bedeutet dies, alle ggf. vorhandenen und geplanten GE/GI-Nutzungen im 
Einwirkungsbereich sind summarisch zu behandeln. 
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Zur Festlegung der Vorbelastung Lvor wird auf die Ausführungen und Kontingentie-
rungen im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Ro 20 [19] zurückgegrif-
fen. Ergänzt und Aktualisiert wurden diese durch aktuelle Begehungen im maßgebli-
chen Einwirkungsbereich des Plangebietes Ro 24, bei der für die ausgewählten Im-
missionsorte keine relevante Vorbelastungen aus den nordwestlich und nordöstlich 
angrenzenden Gewerbe- und Sondergebieten (Ro 18, Ro 18.1, Ro 19, Ro 19.1) fest-
stellbar waren. Diese Ergebnisse werden in Tabelle 3.3 zusammengefasst. 
 

Tabelle 3.5: Vorbelastungen Lvor durch bereits vorhandene gewerbliche Nut-
zungen im Bereich der nordwestlich und nordöstlich angrenzen-
den Gewerbe- und Sondergebiete sowie des Bebauungsplanes Ro 
20 (nach [19]) 

Immissionsorte (IO) Vorbelastungen Lvor in dB(A) 

BP Ro 20 (nach [19]) Sonstige bestehende 
gewerbliche Nutzungen 

tags  nachts tags  nachts 

1 Raiffeisenstraße 22 48,5 33,5 < 55 < 40 

2 Rosental 100  56,8*  41,8* < 55 < 40 

3 Weberstraße 2c 52,6 37,6 < 55 < 40 

4 Grenzstraße 2 49,0 34,0 < 52 < 37 

* einschließlich 3 dB Zusatzkontingent 

 
Nach diesen Vorbelastungen wäre ein nicht geringer Spielraum für die GE-Gebiete 
des Bebauungsplanes Ro 24 vorhanden. Da aber durchaus von weiteren möglichen 
vorhandenen und plangegebenen Vorbelastungen aus dem Bereich der nordwestlich 
und nordöstlich angrenzenden Gewerbe- und Sondergebiete auszugehen ist, werden 
bei der Festlegung der Planwerte LPI für die GE-Gebiete des Bebauungsplanes 
Ro 24 im folgenden Kapitel weitere Reserven vorgesehen. 
 

3.2.5 Geplante GE-Flächen 

3.2.5.1   Schalltechnische Zielsetzung für die Bauleitplanung 

Das Auslegungsziel für die akustische Planung der GE-Flächen des Bebauungspla-
nentwurfs besteht darin, mögliche Lärm-Konfliktzonen mit der angrenzenden Wohn-
bebauung bereits im Planungsstadium zu vermeiden.  
 
Der wesentliche Planungsvorgang zur Vermeidung von Geräuschimmissionskonflik-
ten ist in der Zusammenfassung vereinbarer und der Trennung unvereinbarer Nut-

131



KRAMER Schalltechnik GmbH Seite 13 von 33 
Beratung  Gutachten  Informations-Technologie 

Gutachten Nr. 17 02 011/02 vom 8. Januar 2018  

zungen durch Ausweisung und Festsetzung von Bauflächen und Baugebieten zu se-
hen. Es werden keine Anlagen und Betriebe geplant, sondern Flächen mit bestimm-
ten Nutzungsmöglichkeiten. Ein Geräuschimmissionskonflikt wird dann vermieden, 
wenn alle technisch, baulich und rechtlich möglichen Nutzungen auf allen geplanten 
Flächen zusammen im gesamten Einwirkungsbereich die Gesamt-Immissionswerte 
LGI (vgl. Tabelle 3.2) unter Berücksichtigung einer Vorbelastung nicht überschreiten. 
 
Die nachfolgend für das Gebiet des Bebauungsplanes Ro 24 in Tabelle 3.6 aufge-
führten Planwerte LPI berücksichtigen die bestehenden Vorbelastungen Lvor durch 
Anlagen außerhalb des Plangebietes (s. Tabelle 3.5) sowie weitere mögliche vor-
handene und plangegebene Vorbelastungen. Konkret werden die Planwerte für den 
Bebauungsplan Ro 24 am Immissionsort 1 - Raiffeisenstraße 22 um 8 dB bzw. für die 
übrigen Immissionsorte 2 bis 4 um 10 dB unter die entsprechenden Gesamt-
Immissionswerte LGI (s. Tabelle 3.2) gelegt. Damit wird gewährleistet, dass zukünftig 
die Gesamt-Immissionswerte LGI sicher eingehalten werden.  
 

Tabelle 3.6: Planwerte LPI für die GE-Gebiete des Bebauungsplans Ro 24 

Immissionsorte (IO) Planwerte LPI in dB(A) 

  tags  nachts 

1 Raiffeisenstraße 22 52,0 37,0 

2 Rosental 100 50,0 35,0 

3 Weberstraße 2c 50,0 35,0 

4 Grenzstraße 2 45,0 30,0 

 

3.2.5.2   Geräuschimmissionen bei einer typischen GE-Nutzung 

Zunächst wurde für die Prognose der Geräuschimmissionen und zur Prüfung auf 
mögliche Lärm-Konfliktzonen von einem flächenbezogenen A-Schallleistungspegel 
(FSP) pro m² - tags und nachts - von 60 dB(A) für GE entsprechend DIN 18005, 
Teil 1 [2] ausgegangen. Die Berechnung wurde unter realen Schallausbreitungsbe-
dingungen nach DIN 18005, Teil 1 [2] unter Berücksichtigung des Geländes und oh-
ne Bebauung durchgeführt. Die Ergebnisse sind in Tabelle 3.7 punktuell an den 
maßgeblichen Immissionsorten sowie flächenmäßig in Lärmkarte 3.1 dargestellt.  
 
Es wird ersichtlich, dass die Planwerte LPI zur Tageszeit nur am IO 1 und zur Nacht-
zeit an allen Immissionsorten überschritten werden. Somit sind zur Vermeidung von 
Lärmkonflikten Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln. 
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IO 1

IO 2

IO 3

IO 4

-35
 dB(A)

>35-40
  dB(A)

>40-45
  dB(A)

>45-50
  dB(A)

>50-55
  dB(A)

>55-60
  dB(A)

>60-65
  dB(A)

>65-70
  dB(A)

>70-75
  dB(A)

>75-80
  dB(A)

>80-110
  dB(A)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lärmkarte 3.1: Beurteilungspegel zur Tages- und Nachtzeit für eine typische 
GE-Nutzung im Plangebiet Ro 24 entsprechend DIN 18005 [2] 
(ohne Bebauung), Quellen- und Berechnungshöhe 5 m,  
Maßstab 1:5.000 

Bebauungsplan Ro 24 
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Tabelle 3.7: Beurteilungspegel zur Tages- und Nachtzeit für eine typische GE-
Nutzung im Plangebiet Ro 24 entsprechend DIN 18005 [2],  
Quellen- und Berechnungshöhe 5 m 

Immissionsorte Beurteilungspegel 
Tag und Nacht 

in dB(A) 

Planwerte LPI  

in dB(A) 

  tags nachts 

1 Raiffeisenstraße 22 54,7 52,0 37,0 

2 Rosental 100 46,4 50,0 35,0 

3 Weberstraße 2c 36,5 50,0 35,0 

4 Grenzstraße 2 34,4 45,0 30,0 

 

3.2.5.3   Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 

Zur Einhaltung der Planwerte LPI wird vorgeschlagen, die geplanten GE-Flächen ent-
sprechend den akustischen Erfordernissen zu gliedern und in ihrer Nutzung zu be-
schränken. Dies bedeutet im vorliegenden Fall eine Emissionskontingentierung mit 
Festlegung der maximal zulässigen Emissionskontingente LEK pro m² nach DIN 
45691 „Geräuschkontingentierung“ [13]. Das Bundesverwaltungsgericht hat diese 
Vorgehensweise in seiner Entscheidung vom 27.01.1998 [14] ausdrücklich für an-
wendbar erklärt.  
 
Die Gliederung der GE-Flächen des Plangebietes in Teilflächen TF ist aus Bild 3.2 
ersichtlich. Diese entspricht der Darstellung im Bebauungsplanentwurf.  

 
 
 
 
 

  Bild 3.2: 
 Gliederung der GE-
 Flächen des Plan-
 gebietes in Teilflä-
 chen TF 
 Maßstab 1:2.000 

 
 
 

TF 2 (GE 2 + GE 3) 

TF 1  
      (GE 1) 
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Die Hilfsgröße für eine Geräuschkontingentierung sind die Emissionskontingente LEK. 
Das Emissionskontingent LEK ist der Schallleistungspegel, der bei gleichmäßiger Ver-
teilung auf einer Teilfläche bei ungerichteter Abstrahlung und ungehinderter verlust-
losen Schallausbreitung je Quadratmeter höchstens abgestrahlt werden darf. Dabei 
werden die Emissionskontingente so bestimmt, dass die Planwerte LPI durch die 
Summe der Immissionskontingente nicht überschritten werden.  
 
Die Modalitäten ihrer Ermittlung sind in der DIN 45691 [13] festgelegt. In den textli-
chen Festsetzungen wird daher bezüglich des anzuwendenden Berechnungsverfah-
rens auf die DIN 45691 [13] verwiesen. 
 
Es wird eine Verteilung der LEK im gesamten Plangebiet angestrebt, die bei Vermei-
dung von Immissionskonflikten eine möglichst umfassende Nutzung erlaubt und die 
Planungsabsichten der Kommune berücksichtigt. Für die geplanten Nutzungen kön-
nen später unmittelbar die ihrer Betriebsfläche entsprechenden Emissionskontingen-
te LEK und über das Abstandsmaß der am Immissionspunkt zulässige Immissionsan-
teil (Immissionskontingent LIK) angegeben werden. Alle real existierenden Zusatzpe-
gelminderungen (Abschirmungen, Luft- und Bodenabsorption usw.) werden dann erst 
bei der Prüfung auf Einhaltung des Immissionskontingents LIK bei einer konkreten 
Betriebsbeurteilung in späteren baurechtlichen oder BImSchG-Genehmigungs-
verfahren eingerechnet. Deshalb sind die LEK zahlenmäßig nicht direkt mit den FSP´s 
der DIN 18005 [2] gemäß Kapitel 3.2.5.2 vergleichbar.  
 
Die sich ergebende LEK-Belegung pro m2 der Teilflächen innerhalb der geplanten 
GE-Gebiete ist in Tabelle 3.8 aufgeführt.  
 

Tabelle 3.8: Emissionskontingente LEK pro m2 der Teilflächen TF innerhalb der 
geplanten GE-Gebiete des Bebauungsplanes Ro 24 

Teilflächen TF (vgl. Bild 3.2) Emissionskontingente LEK pro m2  

in dB(A) 

 tags  nachts 

TF 1 (GE 1) 63,0 48,0 

TF 2 (GE 2 und GE 3) 59,0 44,0 

 
In den Lärmkarten 3.2 und 3.3 und in Tabelle 3.9 sind die damit erreichten Beurtei-
lungspegel an den Immissionsorten zur Tages- und Nachtzeit dargestellt. An allen 
maßgeblichen Immissionsorten werden die Planwerte LPI eingehalten.  
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IO 1

IO 2

IO 3

IO 4

-35
 dB(A)

>35-40
  dB(A)

>40-45
  dB(A)

>45-50
  dB(A)

>50-55
  dB(A)

>55-60
  dB(A)

>60-65
  dB(A)

>65-70
  dB(A)

>70-75
  dB(A)

>75-80
  dB(A)

>80-110
  dB(A)

Der Anhang C zeigt für die Tages- und Nachtzeit die Berechnung der Beurteilungs-
pegel exemplarisch für den Immissionsort 1 - Raiffeisenstraße 22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lärmkarte 3.2: Beurteilungspegel durch die kontingentierten GE-Flächen des 
Bebauungsplanes Ro 22 zur Tageszeit (ohne Bebauung),  
Maßstab 1:5.000 

Bebauungsplan Ro 24 
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IO 1

IO 2

IO 3

IO 4

-35
 dB(A)

>35-40
  dB(A)

>40-45
  dB(A)

>45-50
  dB(A)

>50-55
  dB(A)

>55-60
  dB(A)

>60-65
  dB(A)

>65-70
  dB(A)

>70-75
  dB(A)

>75-80
  dB(A)

>80-110
  dB(A)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lärmkarte 3.3: Beurteilungspegel durch die kontingentierten GE-Flächen des 
Bebauungsplanes Ro 24 zur Nachtzeit (ohne Bebauung),  
Maßstab 1:5.000 

Bebauungsplan Ro 24 
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Tabelle 3.9: Beurteilungspegel Lr an den maßgeblichen Immissionsorten durch 
die kontingentierten GE-Flächen des Bebauungsplanes Ro 24 

Immissionsorte (IO) Beurteilungspegel Lr (Ro 24) 

in dB(A) 

Planwerte LPI  

in dB(A) 

TF 1 (GE 1) TF 2 (GE 2+GE 3) Alle Teilflächen 

tags  nachts tags nachts tags nachts  tags  nachts 

1 Raiffeisenstraße 22 40,7 25,7 51,7 36,7 52,0 37,0 52,0 37,0 

2 Rosental 100 44,3 29,3 44,8 29,8 47,6 32,6 50,0 35,0 

3 Weberstraße 2c 36,2 21,2 36,1 21,1 39,2 24,2 50,0 35,0 

4 Grenzstraße 2 34,1 19,1 34,3 19,3 37,2 22,2 45,0 30,0 

 

3.2.6 Zusatzkontingente nach DIN 45691 

Da die Immissionsorte 1 und 2 wegen der Vorbelastung Lvor für die Auslegung der 
Geräuschkontingentierung entscheidend sind, ergibt sich an den Immissionsorten 3 
und 4 eine deutliche Unterschreitung der Planwerte LPI. Um hier einer Ausschöpfung 
der Planwerte LPI mit einer möglichst effektiven Grundstücksnutzung näher zu kom-
men, werden nach DIN 45691 [13] Zusatzkontingente LEK,zus vergeben. 
 
Ausgehend von einem Bezugspunkt (hier: UTM-Koordinaten 32347162, 5617582) 
werden zwei Strahlen gelegt, die einen Richtungssektor A (148° bis 260°) begrenzen. 
Der Winkel deckt den Bereich der Immissionsorte 3 und 4 ab. Das Zusatzkontingent 
LEK,zus ist tags und nachts gleich (8 dB) und gilt für alle Teilflächen.  
 
Tabelle 3.10 und Bild 3.3 zeigen die Zusammenhänge. 
 
Tabelle 3.10: Zusatzkontingente LEK,zus für den Richtungssektor A 

Richtungssektor (vgl. Bild 3.3) Zusatzkontingent LEK,zus Tag und Nacht 

in dB 

A:   Winkel 148° bis 260° 

ausgehend vom Bezugspunkt  
UTM  32360430, 5624362 

8,0 
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Bild 3.3: Richtungssektor mit einer Erhöhung der Emissionskontingente im 
Bebauungsplan Ro 24,   Maßstab 1:1.750 

 
 

3.2.7 Planungsrechtliche Umsetzung 

Die vorstehenden Untersuchungen haben gezeigt, dass eine umweltverträgliche 
Nutzung der gewerblich zu nutzenden Flächen im Hinblick auf die Geräuschimmissi-
onen möglich ist, wenn bestimmte Randbedingungen erfüllt werden. Diese Randbe-
dingungen müssen entsprechend umgesetzt, bzw. festgeschrieben werden.  
 
Danach werden die GE-Flächen des Bebauungsplanes Ro 24 gemäß BauNVO 
§ 1(4) [16] in Teilflächen TF mit der Festsetzung der Emissionskontingente LEK, tags 

und LEK, nachts je m2 gegliedert.  
 
Die Festsetzungen sind: 
 

   = Bezugspunkt 

UTM Koordinaten: 

32360430, 5624362 

148° 

Sektor A:   

148° bis 260° 

Zusatzkontingent: 8 dB 

260° 
A
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Festsetzungen: 

Zulässig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Geräusche die in der 
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 
weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 

 Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691 

Teilfläche LEK, tags in dB(A) LEK, nachts in dB(A) 

Bebauungsplan Ro 24 

TF 1 (GE 1) 63,0 48,0 

TF 2 (GE 2 und GE 3) 59,0 44,0 

Das Vorhaben ist zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr der Betriebsgeräu-
sche der Anlage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichti-
gung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das 
nach DIN 45691 für das Betriebsgrundstück berechnete Immissionskontingent 
oder einen Wert von 15 dB unter dem maßgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 
6.1 der TA Lärm) am maßgeblichen Immissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 
2.2 und 2.3 der TA Lärm) nicht überschreitet. 
 
Für den im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektor A (148° bis 260°), 
ausgehend vom Bezugspunkt (UTM 32360430, 5624362) erhöhen sich die 
Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 tags und nachts um folgende Zu-
satzkontingente LEK,zus: 

 Zusatzkontingente tags und nachts in dB nach DIN 45691 

Richtungssektor Zusatzkontingente LEK,zus in dB

Tag und Nacht 

A:   Winkel 148° bis 260° 

ausgehend vom Bezugspunkt  
UTM  32360430, 5624362 

8,0 

 
Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach 
DIN 45691, Abschnitt 5, wobei im Richtungssektor A die Zusatzkontingente zu 
berücksichtigen sind. Bei „seltenen Ereignissen“ im Sinne der TA Lärm Nr. 7.2 
gelten die nach TA Lärm Nr. 6.3 angegebenen Immissionsrichtwerte für „selte-
ne Ereignisse“. 
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In der Planzeichnung sind die Grenzen der Teilflächen TF festzusetzen. Die textli-
chen Festsetzungen müssen die Emissionskontingente und das Kontingentierungs-
verfahren entsprechend dem vorstehend kursiv geschriebenen Text angeben. 
 

3.2.8 Diskussion der Ergebnisse der Lärmkontingentierung 

Die vorgeschlagenen Regelungen erfüllen die planungsrechtlichen Anforderungen an 
die Bauleitplanung und lösen damit mögliche Lärmkonflikte. Die Festsetzungen sind 
bestimmt und vollziehbar und lassen sich dynamisch den tatsächlichen Verhältnissen 
anpassen. Da die Festsetzungen notwendigerweise abstrakt sind, werden diese 
nachfolgend konkretisiert. 
 
Das am maßgeblichen Immissionsort zulässige Immissionskontingent LIK (vgl. die 
Ausführungen in Kapitel 3.2.5) wird zunächst nach DIN 45691 [13] berechnet. Bei der 
Prüfung auf Einhaltung des Immissionskontingents LIK in einem konkretem Vorhaben 
können dann alle realen Zusatzdämpfungen bei der Schallausbreitung wie Abschir-
mung, Luftabsorption, Bodendämpfung, meteorologische Korrektur usw. (beurteilt 
nach TA Lärm [8]) berücksichtigt werden.  
 
Das Vorhaben ist auch schalltechnisch zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr den 
maßgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Lärm [8]) an den maßgeblichen 
Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze). 
 

Ausführungsbeispiele 

Eine Festsetzung eines Emissionskontingents LEK für die Tageszeit in der Teilfläche 
2 (GE 2 und GE 3) von 59,0 dB (A) bedeutet, dass näherungsweise eine GE-
gebietstypische Nutzung möglich ist. Die Teilfläche 1 (GE 1) geht mit 63 dB(A) merk-
bar darüber hinaus. 
 
Während der Nachtzeit bedingen Emissionskontingente LEK von 44,0 - 46,0 dB(A) für 
geräuschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte Betriebsgebäude und nur ver-
minderte geräuschintensive Tätigkeiten im Freien, d. h. vorzugsweise ist es für Be-
triebe mit eingeschränkter oder ohne relevante Nachtnutzung geeignet.  
 
Durch das Zusatzkontingent werden die Nutzungsmöglichkeiten im Schall-
abstrahlungs-Richtungssektor A darüber hinaus weiter verbessert, so dass zusam-
men mit einer günstigen Anordnung von Geräuschquellen und Baulichkeiten lärmin-
tensivere Nutzungen möglich sind.  
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4 Verkehrsgeräuschsituation durch den Quell- und Zielverkehr 
des Plangebietes 

Im Zusammenhang mit dem Bauleitplanverfahren des Bebauungsplanes Ro 24 ist 
die Veränderung der Verkehrsgeräuschsituation auf öffentlichen Straßen durch den 
Quell- und Zielverkehr des Plangebiets im Bereich bestehender baulicher Nutzungen 
auf der Basis der 16. BImSchV [7] zu bewerten.  
 

4.1 Neubau von Erschließungsstraßen 

Ein Straßenneubau oder ein erheblicher baulicher Eingriff im Sinne der Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV [8] im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
stellt ggf. der Ausbau der Erschließungsstraße (Rosental) dar. Bezogen auf die 
nächstgelegenen bestehenden Wohngebäude ist dies aber - abstands- und ver-
kehrsmengenbedingt nicht relevant. 
 

4.2 Veränderung der allgemeinen Straßenverkehrsgeräuschsituation 

Die Veränderung der allgemeinen Straßenverkehrsgeräuschsituation auf bestehen-
den öffentlichen Straßen durch den Quell- und Zielverkehr des Bebauungsplanes 
Ro 24 kann Anhand der Differenz zwischen dem bestehenden Verkehrsaufkommen 
und dem Verkehrsaufkommen nach der vollständigen baulichen Nutzung des Plan-
gebietes beurteilt werden. 
 
Da kein erheblicher baulicher Eingriff im weiteren bestehenden öffentlichen Straßen-
netz erfolgt, ist die Verkehrslärmschutzverordnung-16. BImSchV [7] unmittelbar nicht 
einschlägig. Der planbedingte Verkehrsanteil auf bestehenden öffentlichen Straßen 
kann allerdings für einen Bebauungsplan besonders abwägungsrelevant sein, wenn 
die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle (sogenannte zumutbare Belastung) von 
70 dB(A) am Tage oder 60 dB(A) in der Nacht überschritten wird. Liegt eine derzeiti-
ge Belastung bereits ohne den planbedingten Verkehrsanteil darüber, ist jeder weite-
re relevante Zusatzverkehr und die daraus resultierende rechnerische Pegelerhö-
hung abwägungsrelevant. 
 
Die Verkehrserschließung des Plangebietes erfolgt zukünftig über die Straßen Raiffe-
isenstraße und Rosental. Entlang dieser Verkehrsführungen befinden sich keine be-
stehenden schutzbedürftigen Nutzungen. Auf der L 118 ist durch den zu erwartenden 
Zusatzverkehr des Plangebietes wegen der bestehenden Verkehrsvorbelastung kei-
ne merkbare Veränderung der Verkehrsgeräuschsituation zu erwarten.  
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5 Zusammenfassung 

Im vorliegenden Gutachten wurde die Geräuschsituation im Einwirkungsbereich des 
Bebauungsplanes Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf der Stadt Bornheim untersucht. Mit 
dem Bebauungsplan sollen ausschließlich Gewerbegebiete (GE) festgesetzt werden. 
 

Lärmkontingentierung 

Betriebsgeräuschsituation durch die geplanten GE-Gebiete (Lösungsansatz) 

Es wurden allgemeine Kriterien für die Bauleitplanung erarbeitet, die Lärmkonflikte 
zwischen den geplanten GE-Gebieten und angrenzenden schutzbedürftigen Nutzun-
gen bereits im Planungsstadium ausschließen. 
 
Bei der Ausweisung der GE-Gebiete ist wegen des Vorsorgeprinzips sicherzustellen, 
dass an schutzbedürftigen Objekten keine unzumutbaren Immissionen auftreten. Im 
Rahmen der städtebaulichen Planung können dazu nutzungsbezogene Gliederun-
gen auf der Basis des Abstandserlasses [12] erfolgen, der für bestimmte Arten von 
Betrieben bestimmte Abstände zu Wohngebieten vorsieht. Neben Lärm werden auch 
Staub, Gerüche und Erschütterungen usw. erfasst. Der Erlass erhält als Anlage ins-
besondere eine Abstandsliste, die klare Abstände nennt, die zwischen Betrieb und 
Wohnbebauung vorhanden sein müssen.  
 
Da im Fall des Bebauungsplanes Ro 24 nur geringe Abstände zwischen den GE-
Flächen und bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen bestehen und weitere groß-
flächige gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen vorhanden sind (vgl. Ausfüh-
rungen Kapitel 2), ist der Abstandserlass zur Vermeidung von Lärmimmissionskon-
flikten weniger geeignet. Eine wirkliche Planungssicherheit ist dann nur mit dem Ab-
standserlass für die betrieblichen Nutzungen nicht mehr gegeben. Aus Sicht des 
Schallimmissionsschutzes kann eine dezidierte eigenschaftsbezogene Gliederung 
der GE-Flächen nach DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ [13] dieses Problem 
lösen. Eine Gliederung nach dem Abstandserlass kann ggf. ergänzend für weitere 
Immissionen (Staub, Gerüche und Erschütterungen usw.) erfolgen. 
 
Unter Kapitel 3.2 wurde eine eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flächen mit 
einem Festsetzungsvorschlag für Emissionskontingente nach DIN 45691 [13] entwi-
ckelt. 
 

Maßgebliche Immissionsorte 

Für die Berechnung und Beurteilung der Betriebsgeräuschsituation im hier maßgebli-
chen Einwirkungsbereich der Gewerbegebiete des Plangebietes wurden vier maß-
gebliche Immissionsorte im Bereich schutzbedürftiger Nutzungen ausgewählt (vgl. 
Bild 3.1).  
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Tabelle 5.1: Maßgebliche Immissionsorte Gewerbegeräuschsituation 

Maßgebliche Immissionsorte (IO) Bauliche Einstufung bzw.  
Schutzanspruch 

1 Raiffeisenstraße 22 Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

2 Rosental 100 Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

3 Weberstraße 2c Mischgebiet MI (§ 34 BauGB) 

4 Grenzstraße 2 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 34 BauGB)

 

Vorbelastung Lvor und Planwerte LPI 

Die Höhe der Vorbelastung Lvor durch vorhandene und plangegebene gewerbliche 
Nutzungen bestimmt die Höhe der Planwerte LPI für die GE-Gebiete des Bebau-
ungsplans Ro 24. Ein Geräuschimmissionskonflikt wird dann vermieden, wenn alle 
technisch, baulich und rechtlich möglichen Nutzungen auf allen geplanten Flächen 
zusammen im gesamten Einwirkungsbereich die Gesamt-Immissionswerte LGI (vgl. 
Tabelle 3.2) unter Berücksichtigung einer Vorbelastung nicht überschreiten.  
 
Aus Sicherheitsgründen wurden die Planwerte für den Bebauungsplan Ro 24 am 
Immissionsort 1 - Raiffeisenstraße 22 um 8 dB bzw. für die übrigen Immissionsorte 2 
bis 4 um 10 dB unter die entsprechenden Gesamt-Immissionswerte LGI (s. Tabelle 
3.2) gelegt. Damit wird gewährleistet, dass zukünftig die Gesamt-Immissionswerte 
LGI sicher eingehalten werden.  
 

Tabelle 5.2: Planwerte LPI für die GE-Gebiete des Bebauungsplans Ro 24 

Immissionsorte (IO) Planwerte LPI in dB(A) 

  tags  nachts 

1 Raiffeisenstraße 22 52,0 37,0 

2 Rosental 100 50,0 35,0 

3 Weberstraße 2c 50,0 35,0 

4 Grenzstraße 2 45,0 30,0 

 

Emissionskontingentierung nach DIN 45691 

Zur Vermeidung möglicher Lärmkonflikte und zur Einhaltung der Planwerte LPI durch 
die zukünftigen GE-Gebiete wurde deshalb vorgeschlagen, diese entsprechend den 
akustischen Erfordernissen zu gliedern und in ihrer Nutzung zu beschränken. Die 
Nutzungseinschränkung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung mit Festle-
gung der maximal zulässigen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 [13]. Diese 
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Festsetzungen für die Teilflächen des Bebauungsplanes sind einerseits bestimmt 
und vollziehbar, andererseits aber so offen, dass sie sich flexibel den noch nicht im 
Detail bekannten Gegebenheiten einer möglichen gewerblichen Nutzung anpassen 
lassen. 
 
Die in Kapitel 3.2.5.3 dargestellte Gliederung der GE -Flächen in Teilflächen (ent-
spricht der Gliederung im Bebauungsplanentwurf Ro 24) und eine Belegung mit 
Emissionskontingenten LEK von tags 59,0 - 63,0 dB(A) und nachts 44,0 - 48,0 dB(A) 
pro m2 führt im gesamten Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte LPI.  
 
Da die Immissionsorte 1 und 2 wegen der Vorbelastung Lvor für die Auslegung der 
Geräuschkontingentierung entscheidend sind, ergibt sich an den Immissionsorten 3 
und 4 eine deutliche Unterschreitung der Planwerte LPI. Um hier einer Ausschöpfung 
der Planwerte LPI mit einer möglichst effektiven Grundstücksnutzung näher zu kom-
men, werden nach DIN 45691 [13] Zusatzkontingente LEK,zus vergeben. 
 

Diskussion der Ergebnisse 

In Kapitel 3.2.8 wurden die Ergebnisse der Lärmkontingentierung diskutiert. Danach 
ist am Tage in der Teilfläche 2 (GE 2 und GE 3) näherungsweise eine GE-
gebietstypische Nutzung möglich. In der Teilfläche 1 (GE 1) gehen die Nutzungsmög-
lichkeiten merkbar darüber hinaus. Während der Nachtzeit bedingen die Emissions-
kontingente LEK für geräuschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte Betriebs-
gebäude und nur verminderte geräuschintensive Tätigkeiten im Freien, d. h. vor-
zugsweise ist es für Betriebe mit eingeschränkter oder ohne relevante Nachtnutzung 
geeignet.  
 
Durch das Zusatzkontingent werden die Nutzungsmöglichkeiten im Schall-
abstrahlungs-Richtungssektor A darüber hinaus weiter verbessert, so dass zusam-
men mit einer günstigen Anordnung von Geräuschquellen und Baulichkeiten intensi-
vere Nutzungen möglich sind.  
 
 

Verkehrsgeräuschsituation durch den Quell- und Zielverkehr des Plangebiets 
auf öffentlichen Verkehrswegen 

Der plangebietsbezogene An- und Abfahrverkehr aus dem Bereich des Bebauungs-
planes Ro 24 auf öffentlichen Verkehrsflächen ist weder beurteilungs- noch abwä-
gungsrelevant (vgl. Kapitel 4). 
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Vorschläge für planungsrechtliche Festsetzungen im Bebauungsplan 

Aus schalltechnischen Erfordernissen sind folgende planungsrechtliche Festsetzun-
gen im Bebauungsplan erforderlich, die das Plangebiet Ro 24 gemäß Bau NVO 
§ 1(4) [16] in Teilflächen TF mit der Festsetzung der Emissionskontingente LEK, tags 

und LEK, nachts je m2 gliedern (folgender kursiver Textteil): 
 

Festsetzungen: 

Zulässig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Geräusche die in der folgen-
den Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags 
(6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691 

Teilfläche LEK, tags in dB(A) LEK, nachts in dB(A) 

Bebauungsplan Ro 24 

TF 1 (GE 1) 63,0 48,0 

TF 2 (GE 2 und GE 3) 59,0 44,0 

Das Vorhaben ist zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr der Betriebsgeräusche der 
Anlage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schal-
lausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das nach DIN 45691 für 
das Betriebsgrundstück berechnete Immissionskontingent oder einen Wert von 15 dB 
unter dem maßgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Lärm) am maßgebli-
chen Immissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 der TA Lärm) nicht 
überschreitet. 
 
Für den im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektor A (148° bis 260°), ausge-
hend vom Bezugspunkt (UTM 32360430, 5624362) erhöhen sich die Emissionskon-
tingente LEK nach DIN 45691 tags und nachts um folgende Zusatzkontingente 
LEK,zus: 

Zusatzkontingente tags und nachts in dB nach DIN 45691 

Richtungssektor Zusatzkontingente LEK,zus in dB

Tag und Nacht 

A:   Winkel 148° bis 260° 

ausgehend vom Bezugspunkt  
UTM  32360430, 5624362 

8,0 

 
Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach 
DIN 45691, Abschnitt 5, wobei im Richtungssektor A die Zusatzkontingente zu be-
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rücksichtigen sind. Bei „seltenen Ereignissen“ im Sinne der TA Lärm Nr. 7.2 gelten 
die nach TA Lärm Nr. 6.3 angegebenen Immissionsrichtwerte für „seltene Ereignis-
se“. 
 
In der Planzeichnung sind die Grenzen der Teilflächen TF festzusetzen. Die textli-
chen Festsetzungen müssen die Emissionskontingente entsprechend dem vorste-
hend kursiv geschriebenen Text angeben. 
 
 
 
KRAMER Schalltechnik GmbH 
 
 
 
Dipl.-Ing. Manfred Heppekausen 
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Anhang A: Gesetze, Normen, Regelwerke und verwendete  

Unterlagen 

[1] Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei-
nigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge“ (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I 
S. 1740) 

[2] DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Teil 1: „Grundlagen und Hinweise für 
die Planung“, Juli 2002 

 DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Teil 1: Beiblatt 1: „Berechnungsver-
fahren, Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung“, 
Mai 1987 

 DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Teil 2: Beiblatt 1: „Lärmkarten - Kar-
tenmäßige Darstellung von Schallimmissionen“, September 1991 

[3] Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen, RLS-90 Ausgabe 1990. Der Bun-
desminister für Verkehr, Abt. Straßenbau 

[4] "Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen 
(Schall 03)", Ausgabe 1990. Information Akustik 03 der Deutschen Bundes-
bahn 

[5] VDI 2719 "Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen", 
Ausgabe August 1987 
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[6] DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau. Anforderungen und Nachweise“, Ausga-
be November 1989,  
Berichtigung 1 vom August 1992, Änderung A1 vom Januar 2001 
Beiblatt 1/A2 Ausgabe 02/2010 
(derzeit noch bauaufsichtlich eingeführt, aber vom DIN-Ausschuss zurückge-
zogen) 

 DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“,  
Juli 2016 
 
DIN 4109-2 „Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der 
Erfüllung der Anforderungen“, Juli 2016 
 
DIN 4109-4 „Schallschutz im Hochbau - Teil 4: Bauakustische Prüfungen“,  
Juli 2016 

[7] Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 
(BGBl. I S. 1036, BGBl. III 2129-8-1-16), geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 19. September 2006 (BGBl. I S. 2146) sowie zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2269) 
 
Erläuterungen zur Anlage 2 „Berechnung des Beurteilungspegels für Schie-
nenwege (Schall 03), Teil 1: Erläuterungsbericht, Stand 23.02.2015, Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

[8] Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26. Au-
gust 1998, GMBl 1998, Nr. 26, S. 503-515 
 
Geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017). 
sowie Korrektur redaktioneller Fehler beim Vollzug der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm (Aktenzeichen: IG I 7 - 501-1/2) vom 
07.07.2017 

[9] Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) - Kommentar - 
Sonderdruck aus Feldhaus, BImSchR - Kommentar, Feldhaus/Tegeder, 2014 

[10] DIN ISO 9613-2 „Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien“, Teil 2: 
Allgemeines Berechnungsverfahren, Oktober 1999 

[11] DIN EN 12354-4 "Berechnung der akustischen Eigenschaften von Gebäuden 
aus den Bauteileigenschaften“ Ausgabe April 2001  
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[12] Abstandserlass NW - Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten 
und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige für den Im-
missionsschutz bedeutsame Abstände vom 6. Juni 2007 (MBl. Nr. 29 vom 
12.10.2007 S. 659)  
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 
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Anhang B:  Berechnung Kontingentierung 

B 1: Berechnungsgrundlagen 

Die Berechnung der Immissionspegel erfolgt für eine Schallausbreitung in den freien 
Raum ohne Zusatzdämpfungen wie z.B. Luftabsorption, Abschirmung, Boden- und 
Meteorologieeinfluss. Nur das Abstandsmaß wird eingerechnet. Die verwendeten 
Größen, von denen die hier relevanten in den nachfolgenden Tabellen ausgedruckt 
sind, haben folgende Bedeutung: 
 

Rechnerausdruck Immission: 

Spalte Erläuterung 

Nr. Nummerierung, Kennzeichnung der Schallquelle 

Kommentar Benennung der Schallquelle 

LW Schalleistungspegel der Schallquelle in dB(A) 

DT Abzug für zeitliche Bewertung in dB 

MM Schallminderung der Schallquelle in dB (optional) 

Do Richtwirkungsmaß (Raumwinkelmaß) in dB 

Cmet Meteorologische Korrektur in dB (Co = 2 dB) 

dp Abstand zwischen Punktquelle und Immissionsort in m, bei Linien- 
und Flächenschallquellen zur nächsten Ersatzschallquelle 

Adiv Geometrische Ausbreitungsdämpfung in dB 

LAT Immissionspegel am Immissionsort in dB(A) 

B 2: Angaben zum Berechnungsprogramm 

Die Berechnungen erfolgen mit dem Programmsystem SAOS-NP, Version 2014.06 

151



KRAMER Schalltechnik GmbH Seite 33 von 33 
Beratung  Gutachten  Informations-Technologie 

Gutachten Nr. 17 02 011/02 vom 8. Januar 2018  

B 3: Berechnung Schallimmission Tag  
exemplarisch für den Immissionsort 1 - Raiffeisenstraße 22 

Zeile Kommentar  Fläche (m2) Lw dB(A) dp m Adiv dB LAT dB(A) 

1 TF 1 (GE 1)       LEK = 63,0 dB(A) 2772,6 97,4 192,8 56,7 40,7 

2 TF 2 (GE 2+3)   LEK = 59,0 dB(A) 11572,0 99,6 70,3 47,9 51,7 

3 Gesamt  101,7   52,0 

 

B 4 Berechnung Schallimmission Nacht  
exemplarisch für den Immissionsort 1 - Raiffeisenstraße 22 

Zeile Kommentar  Fläche (m2) Lw dB(A) dp m Adiv dB LAT dB(A) 

1 TF 1 (GE 1)       LEK = 48,0 dB(A) 2772,6 82,4 192,8 56,7 25,7 

2 TF 2 (GE 2+3)   LEK = 44,0 dB(A) 11572,0 84,6 70,3 47,9 36,7 

3 Gesamt  86,7   37,0 
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1. Anlass und Rechtsgrundlagen  

1.1 Anlass  

§ 44 des BNatSchG enthält Schutzbestimmungen für bestimmte Tier- und Pflanzenarten. 

Diese gelten für Pflanzen- und Tierarten, die nach § 7 BNatSchG besonders und/oder streng 

geschützt sind, und zwar sowohl für die Individuen bzw. Populationen der Arten als auch für 

ihre Lebensräume bzw. wichtige Bestandteile der Lebensräume. 

Eingriffe in Natur und Landschaft bedürfen einer Überprüfung artenschutzrechtlicher Belan-

ge, wenn eine Betroffenheit bestimmter geschützter Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-

Richtlinie, wildlebende Vogelarten sowie Arten, die nach einer Rechtsverordnung nach § 54 

Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufgeführt sind) nicht von vorneherein auszuschließen ist 

(siehe hierzu auch Kapitel 1.2). Zu prüfen sind dabei die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 

BNatSchG, nach denen eine Tötung oder Verletzung von Individuen artenschutzrechtlich 

relevanter Arten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), eine erhebliche Störung der Lokalpopulation 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) sowie eine Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 

44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) verboten sind. Nähere Bestimmungen zu Eingriffen im Falle der 

Betroffenheit der Fortpflanzungs- und Ruhestätten und im Hinblick auf damit verbundene 

Tötungen von Individuen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten finden sich in § 44 Abs. 5 

BNatSchG (siehe Kapitel 1.2). Die Anforderungen des Artenschutzes sind in der Verwal-

tungsvorschrift des Landes NRW zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung 

der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) (VV-Artenschutz, MUNLV 

2010) näher beschrieben.  

Die Stadt Bornheim beabsichtigt die Entwicklung eines Gewerbegebietes an der Straße 

Rosental im Ortsteil Bornheim-Roisdorf. Im Zuge der Realisierung des Vorhabens sind 

Betroffenheiten von Arten, die unter die o.a. Schutzbestimmungen des § 44 BNatSchG fal-

len, nicht von vorneherein auszuschließen. In der vorliegenden artenschutzrechtlichen Be-

trachtung wird geprüft, ob und ggf. bei welchen Arten artenschutzrechtliche Konflikte auftre-

ten können. Für potenziell betroffene planungsrelevante Arten erfolgt eine einzelartbezogene 

Betrachtung der Verbotstatbestände. Weiterhin werden Vermeidungsmaßnahmen darge-

stellt, die geeignet sind, das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu vermei-

den.  

1.2 Rechtsgrundlagen  

Grundlage der Artenschutzprüfung sind die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG, 

wonach es nicht zu einer Tötung oder Verletzung von Individuen artenschutzrechtlich rele-

vanter Arten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), zu einer erheblichen Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG) oder zu einer Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
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BNatSchG) dieser Arten kommen darf. Bei zulässigen Eingriffen gelten hinsichtlich der Tö-

tung von Individuen und Zerstörung der Fortpflanzungs-/Ruhestätten ergänzende Vorgaben 

des § 44 Abs. 5 BNatSchG (siehe nachfolgendes Kapitel). Im Falle eines Verstoßes gegen 

ein Zugriffsverbot darf das Vorhaben dennoch zugelassen werden, wenn entsprechend der 

Vorgaben von § 45 Abs. 7 BNatSchG die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme 

vorliegen. 

Für die Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG sind zunächst sämtliche Arten des An-

hangs IV der FFH-Richtlinie sowie sämtliche wildlebende Vogelarten relevant, darunter auch 

Arten, die in Nordrhein-Westfalen nur als Irrgäste oder sporadische Zuwanderer auftreten 

sowie (bei den Vogelarten) häufige, verbreitete und ungefährdete Arten, die einen günstigen 

Erhaltungszustand haben. Vor diesem Hintergrund wurde für Nordrhein-Westfalen eine na-

turschutzfachlich begründete Auswahl von Arten getroffen, die in einer Artenschutzprüfung 

einzeln zu bearbeiten sind (planungsrelevante Arten, vgl. KIEL 2005). Im Falle der nicht-

planungsrelevanten Arten (z.B. ungefährdeten Vogelarten) kann in der Regel davon ausge-

gangen werden, dass keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten, sofern 

eingriffsbedingte Tötungen vermieden werden, so dass Einzelbetrachtungen nicht erforder-

lich sind (vgl. MUNLV 2010). 

Die Vorgaben der §§ 44 und 45 BNatSchG werden im Folgenden näher erläutert. 

1.2.1 Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG)  

Die artenschutzrechtlichen Regelungen des BNatSchG finden sich in § 44 mit den dort dar-

gestellten Verboten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelar-
ten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen 
oder zu zerstören  

(Zugriffsverbote)  
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In § 44 Absatz 5 BNatSchG werden die Zugriffsverbote für nach § 15 BNatSchG zulässige 

Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 

BNatSchG (z.B. bei Aufstellung eines Bebauungsplans) eingeschränkt: 

(5) Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im 
Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu-
lässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der 
Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte 
Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechts-
verordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen 
das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit verbundene unver-
meidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absat-
zes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in 
Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Sät-
ze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei 
Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor. 

Die Frage, ob die ökologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 

räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird, ist einzelfallbezogen zu prüfen. Die ökolo-

gische Funktion im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG kann ggf. auch durch vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) sichergestellt werden.  

Für die Bewertung des Störungstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist maßgeb-

lich, ob die Störwirkungen erheblich für die Lokalpopulation der betroffenen Art sind, d.h. ob 

sie zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Lokalpopulation führen können. 

Falls ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

eintritt, ist ein Ausnahmeverfahren nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich, um ein Vorha-

ben dennoch zulassen zu können. Demnach müssen folgende Voraussetzungen für die Er-

teilung einer Ausnahme kumulativ erfüllt sein:  

 Vorliegen von zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-

schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art,  

 Fehlen einer zumutbaren Alternative und  

 keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Populationen einer Art bzw. (Art 

des Anhangs IV FFH-RL) keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes. 

1.2.2 Begriffsdefinitionen  

Die in § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG verwendeten Begriffe werden im Folgenden unter Be-

rücksichtigung europarechtlicher Vorgaben und neuerer Gerichtsentscheidungen näher er-

läutert. 

158



KÖLNER BÜRO FÜR FAUNISTIK   ASP - Stadt Bornheim - Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rosental“ 

6 

Tötungen von Tieren können grundsätzlich baubedingt sowie betriebsbedingt eintreten (be-

triebsbedingt z.B. bei Straßen). Unvermeidbare baubedingte Tierverluste im Zusammenhang 

mit der Beseitigung von Fortpflanzungs-/Ruhestätten verstoßen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG 

bei Planungs- und Zulassungsverfahren nicht gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot 

des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, solange die ökologische Funktion der betroffenen Lebens-

stätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Demgegenüber betont das 

BVerwG u.a. im sog. „Freiberg-Urteil“ (Urteil vom 14.7.2011 – 9 A 12.10) die 

individuenbezogene Ausgestaltung des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. Demnach ist von einem 

Eintreten des Verbotstatbestandes bereits dann auszugehen, wenn einzelne Tiere durch 

eine Maßnahme getötet werden. Bei bestimmten Artengruppen sind Maßnahmen möglich, 

mit denen baubedingte Tötungen vollständig vermieden werden können (z.B. Vögel: Inan-

spruchnahme von Nistbereichen nur außerhalb der Brutzeit). 

Betriebsbedingte Tötungen (z.B. an Straßen) verstoßen nicht gegen das Tötungsverbot des 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, wenn sie dem allgemeinen Lebensrisiko einer Art entsprechen, 

sehr wohl allerdings dann, wenn sich durch das Vorhaben das Tötungsrisiko signifikant er-

höht. Dies ist ggf. einzelfallbezogen zu prüfen.  

Bezugsgröße für die Bewertung der „Störung“ ist laut  § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG die Lo-

kalpopulation der betroffenen Art. Störungen können grundsätzlich durch Beunruhigungen 

und Scheuchwirkungen z.B. infolge von Bewegung, Lärm oder Licht eintreten. Unter das 

Verbot fallen aber auch anlagebedingte Lebensraumbeeinträchtigungen und Störungen des 

Lebensraumverbundes, z.B. Silhouettenwirkungen von Bauwerken und Zerschneidungen 

von Leitstrukturen für Wander-/Ausbreitungsbewegungen (vgl. MUNLV 2010). Falls Störun-

gen zu einer Aufgabe von Brutplätzen, Quartieren oder sonstigen Fortpflanzungs-/Ruhestätte 

führen, ergeben sich Überschneidungen mit dem Verbotstatbestand des  § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG (siehe unten). 

Verbotstatbeständlich sind Störungen, die sich erheblich auf die Lokalpopulation auswirken, 

d.h. zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen Art führen. Dies ist 

der Fall, wenn sie sich auf die Überlebenschancen, die Reproduktionsfähigkeit und den Fort-

pflanzungserfolg der Arten auswirken. Die Bewertung der Erheblichkeit einer Störung hängt 

von Dauer und Zeitpunkt der Störwirkung ab, weiterhin auch von der „Empfindlichkeit“ der 

betroffenen Lokalpopulation. Empfindlichkeiten gegenüber störenden Einflüssen sind zu-

nächst arten- bzw. artengruppenbezogen sehr unterschiedlich. Weiterhin hängt die Empfind-

lichkeit einer Lokalpopulation auch von ihrer Größe und dem Verbreitungsbild ab: So führen 

Wirkungen auf kleine Restpopulationen und Vorkommen am Rand des Verbreitungsgebietes 
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eher zu erheblichen Störungen als Wirkungen auf größere Populationen in zentralen Berei-

chen des Verbreitungsraumes (vgl. MUNLV 2010). 

Als lokale Population im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann in Anlehnung an § 7 

Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG eine Gruppe von Individuen einer Art definiert werden, die eine Fort-

pflanzungs- oder Überdauerungsgemeinschaft bilden und einen zusammenhängenden Le-

bensraum gemeinsam bewohnen. Da Lokalpopulationen in der Praxis kaum nach populati-

onsbiologischen Kriterien definiert werden können, müssen alternativ pragmatische Kriterien 

für die Abgrenzung herangezogen werden. So können bei bestimmten Arten mit punktueller 

bzw. zerstreuter Verbreitung oder mit lokalen Dichtezentren kleinräumige Landschaftseinhei-

ten (z.B. Waldgebiete, Grünlandkomplexe, Bachläufe) oder Schutzgebiete (NSG, Natura 

2000-Gebiet) als Lebensraum einer Lokalpopulation benannt werden. Bei Arten mit flächiger 

Verbreitung kann die Definition anhand von naturräumlichen Landschaftseinheiten erfolgen, 

hilfsweise auch anhand von Verwaltungsgrenzen (Gemeinden, Kreise) (MUNLV 2010).  

Zu den Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG gehören alle Be-

standteile des  Lebensraumes, die für die Fortpflanzung benötigt werden, z.B. Balz- und 

Paarungsplätze, Neststandorte, Eiablageplätze, Wurfbaue/-plätze, Wochenstubenquartiere 

(von Fledermäusen), Verpuppungs-/Schlupfplätze (von Libellen, Schmetterlingen) (vgl. des 

MUNLV 2008, 2010). Ruhestätten sind Bereiche, die von Tieren zum Ruhen, Schlafen oder 

bei längerer Inaktivität (z.B. Überwinterung) aufgesucht werden. Hierzu gehören Schlaf-, 

Mauser- und Rastplätze, Sonnplätze oder Winterquartiere z.B. von Fledermäusen.  

Weitere Teilhabitate wie z.B. Nahrungsräume, Flugrouten und Wanderkorridore gehören 

nicht zu den Fortpflanzungs-/Ruhestätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. Beeinträchti-

gungen solcher Teilhabitate können aber in bestimmten Fällen (wenn es sich um essenzielle 

Habitatelemente handelt) dazu führen, dass Lebensstätten (Brutplätze, Quartiere,…) aufge-

geben werden bzw. dass keine Reproduktion mehr erfolgen kann. Ein solcher vollständiger 

Funktionsverlust einer Fortpflanzungs-/Ruhestätte erfüllt den Schädigungstatbestand.  

Die Definition der Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist jeweils artbezogen durchzuführen.  

Dabei lassen sich grundsätzlich 2 Fälle unterscheiden, und zwar erstens bei Arten mit relativ 

kleinen Aktionsräumen (z.B. Singvogelarten mit geringen Raumansprüchen) eine Definition 

unter Einbeziehung des weiteren Umfelds des jeweiligen Niststandortes, Eiablageplatzes, 

Versteckes u.ä. (weite Auslegung) sowie zweitens bei Arten mit großem Aktionsraum die 

Beschränkung auf die als Fortpflanzungs-/Ruhestätte genutzte kleinflächige bzw. punktuelle 

Örtlichkeit (z.B. Horststandort einer Greifvogelart, Fledermausquartier) (enge Auslegung) 

(EUROPEAN COMMISSION 2007, MUNLV 2010). 
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Hinsichtlich des Schutzes von Fortpflanzungs-/Ruhestätten ist weiterhin zu beachten, dass 

eine Zerstörung einer Lebensstätte außerhalb der Nutzungszeit durch die jeweilige Art den 

Verbotstatbestand nicht erfüllt, wenn es sich um eine nicht-standorttreue Art handelt, die ihre 

Lebensstätte ständig wechselt, dass der Verbotstatbestand allerdings sehr wohl erfüllt wird, 

wenn es sich um eine standorttreue Art handelt, die die betroffene Fortpflanzungs-

/Ruhestätte regelmäßig nutzt bzw. auf die Wiederverwendung der Fortpflanzungsstätte an-

gewiesen ist und keine Ausweichmöglichkeit hat (MUNLV 2010). 

Bei der Beschädigung einer Fortpflanzungs-/Ruhestätte kann es sich um eine unmittelbare 

materielle Schädigung eines Nestes, Quartieres o.ä. oder um eine mittelbare Funktionsbe-

einträchtigung, etwa durch Veränderung abiotischer Faktoren (z.B. Veränderung des Was-

serhaushalts mit Auswirkung auf die Lebensraumeignung für eine an Feuchtgebiete gebun-

dene Tierart).  Entscheidend ist die Frage, ob durch die Wirkung die Reproduktion oder die 

Ruhemöglichkeiten beeinträchtigt werden können (MUNLV 2010). 

Die Frage der „Absichtlichkeit“ artenschutzrechtlicher Beeinträchtigungen ist durch den 

EuGH im so genannten „Caretta-Caretta-Urteil“ vom 30.01.2002, Rs. C-103/00 (siehe unter 

http://curia.europa.eu) thematisiert worden. Danach ist eine Handlung dann als absichtlich zu 

bezeichnen, wenn sie in Kenntnis aller Umstände, folglich im Bewusstsein des Vorkommens 

der geschützten Arten und der beeinträchtigenden Wirkung der Handlung vorgenommen 

wird. Eine unmittelbare Absicht des Tötens von Anhang IV – Arten oder der Störung dersel-

ben muss nicht vorhanden sein. Das Wissen um die voraussichtliche Wirkung des eigenen 

Handelns im Zusammenhang mit dem ebenfalls bekannten Vorkommen von Anhang IV – 

Arten reicht aus, um dieses als absichtlich zu bezeichnen (siehe EUROPEAN COMMISSION 

2006, 2007, Kapitel II.3.). 

1.2.3 Fazit  

Ein Vorhaben ist somit unter folgenden Voraussetzungen aus artenschutzrechtlicher Sicht 

zulässig: 

a. Es entstehen keine Gefährdungen bzw. Beeinträchtigungen prüfrelevanter Arten mit 

artenschutzrechtlicher Relevanz oder 

b. es entstehen Gefährdungen bzw. Beeinträchtigungen mit artenschutzrechtlicher Rele-

vanz, diese können aber mit Hilfe geeigneter Maßnahmen vermieden, gemindert oder 

vorgezogen funktional ausgeglichen werden, so dass die artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestände nicht eintreten oder  

c. es verbleiben auch bei Berücksichtigung von Maßnahmen Beeinträchtigungen, die ar-

tenschutzrechtliche  Verbotstatbestände erfüllen. Das Vorhaben erfüllt aber die in § 45 

Abs. 7 BNatSchG formulierten Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme.  
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Falls Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG eintreten und die Voraus-

setzungen für die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG nicht erfüllt sind, ist 

das Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht unzulässig.  
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2. Beschreibung des Vorhabenbereiches 

2.1 Lage des Vorhabenbereiches 

Das Plangebiet befindet sich im Südosten von Bornheim-Roisdorf. Es umfasst eine Fläche 

von ca. 1,47 ha. Die Lage kann der nachfolgenden Abbildung entnommen werden. 

 

Abbildung 1: Lage des Plangebietes. 

 

Die Flächen des Plangebietes werden derzeit landwirtschaftlich genutzt, ehemalige der 

Landwirtschaft dienende Gebäude, die in Abbildung 1 noch dargestellt sind, wurden zwi-

schenzeitlich abgerissen. Die Flächen werden durch die Straße Rosental von Norden und 

die Raiffeisenstraße von Osten erschlossen. An der Straße Rosental befindet sich ein Feld-

weg zum benachbarten landwirtschaftlichen Betrieb. Der Feldweg dient der Erschließung 

des südlich des Plangebietes liegenden landwirtschaftlichen Betriebes, dessen Haupterwerb 

insbesondere durch den Anbau von Gemüse, Kräutern und Sonderkulturen erfolgt und wel-

cher als Gartenbaubetrieb und Gärtnerei eingetragen ist. Südlich des Plangebietes befinden 

sich ein Wohnhaus an der Raiffeisenstraße und eines am Feldweg gelegen.  

Die nachfolgenden Abbildungen vermitteln einen Eindruck von den Gegebenheiten im Plan-

gebiet.  
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Abbildung 2: Blick von Süden über den westlichen Teil des Plangebiet Richtung Rosental.  

 

Abbildung 3: Blick von Westen über den zentralen Teil des Plangebiets. 
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Abbildung 4: Blick von Osten über den östlichen Teil des Plangebiets parallel zur Raiffeisenstraße. 
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3. Vorgehensweise und Methodik 

3.1 Vorgehensweise und Fragestellung 

Mögliche artenschutzrechtlich relevante Betroffenheiten im Sinne des § 44 BNatSchG wer-

den in folgenden Schritten geprüft:  

 In einem ersten Schritt werden diejenigen prüfrelevanten Arten ermittelt, die im Wir-

kungsbereich des Vorhabens vorkommen könnten. Dies erfolgt unter Zugrundelegung 

der im Informationssystem der Naturschutzverwaltung (LANUV 2015) abrufbaren Mess-

tischblatt- (MTB-) bezogenen Zusammenstellung planungsrelevanter Arten und der Le-

bensraumsituation im Bereich bzw. im Umfeld des Vorhabens. 

 Für die potenziell vorkommenden prüfrelevanten Arten erfolgt eine Einschätzung, ob 

vorhabenbedingte Wirkfaktoren zur Auslösung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestän-

de führen können.  

 Für planungsrelevante Arten, bei denen ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstat-

bestandes nicht ausgeschlossen werden kann, erfolgt eine vertiefende Prüfung, ggf. un-

ter Berücksichtigung von Vermeidungs- oder Minderungsmaßnahmen sowie vorgezoge-

nen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen).  

3.2 Auswahl artenschutzrechtlich relevanter Arten  

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 BNatSchG sind die Arten des 

Anhangs IV der FFH-RL sowie die wildlebenden Vogelarten. Sind andere besonders ge-

schützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorha-

bens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor. 

3.3 Methodik und Datengrundlagen  

Die Ermittlung der prüfrelevanten Arten erfolgt im vorliegenden Beitrag anhand einer Poten-

zialeinschätzung. Auf Grundlage der Aufstellung planungsrelevanter Arten des LANUV 

(2015) für den Quadranten 1 des Messtischblattes (MTB) 5208 Bonn, in dem der 

Vorhabensbereich liegt, sowie einer Erfassung der Lebensraumsituation im Wirkungsbereich 

des Vorhabens wird ermittelt, welche planungsrelevanten Arten im Betrachtungsgebiet vor-

kommen könnten.  

Eine Erfassung der Lebensraumsituation (Biotop- und Nutzungstypen im Plangebiet und 

Umgebung) erfolgte im Rahmen einer Ortsbegehung am 31.10.2016.  
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Außerdem wurde geprüft, ob in der Landschaftsinformationssammlung des Landes 

Nordrhein-Westfalen (@LINFOS, LANUV 2015b) Meldungen planungsrelevanter Arten für 

den Vorhabenbereich und die Umgebung verzeichnet sind.  

In die Betrachtung einbezogen werden weiterhin nicht gefährdete, verbreitete Vogelarten, die 

in der Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG grundsätzlich zu berücksichtigen sind, aber 

nicht zu den planungsrelevanten Arten nach KIEL (2005) gehören. Diese werden summarisch 

abgehandelt, eine einzelartbezogene Prüfung erfolgt nicht. 
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4. Beschreibung des Vorhabens und seiner Auswirkungen  

Durch die Ausweisung der Gewerbegebietsfläche als Ergänzung des bereits bestehenden 

Gewerbeparks Bornheim-Süd soll der vorhandene Bedarf an derartigen Flächen der Stadt 

Bornheim gedeckt werden. Aufgrund dessen wird das Plangebiet gemäß § 8 BauNVO als 

Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Die Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet) entspricht 

der Zielsetzung der Stadt Bornheim, im Plangebiet weitere Gewerbebetriebe anzusiedeln. 

Im nächsten Kapitel erfolgt eine allgemeine Darstellung von Wirkfaktoren, die mit dem Vor-

haben verbunden sein könnten und theoretisch zu Auswirkungen auf Vorkommen bzw. Le-

bensräume artenschutzrechtlich relevanter Arten führen können. Die konkrete Konfliktanaly-

se für im Betrachtungsraum potenziell vorkommende Arten erfolgt in Kapitel 6.  

4.1 Baubedingte Wirkungen  

Hierzu gehören Wirkfaktoren, die im Zusammenhang mit der Durchführung der Baumaß-

nahmen auftreten.  

 Flächenbeanspruchung 

Durch baubedingte Flächenbeanspruchungen, z.B. Nutzungen als Baustreifen, Bau-, La-

ger- oder Rangierflächen kann es zu Zerstörungen oder Beeinträchtigungen von Lebens-

räumen über die anlagebedingt (durch die Bebauung) beanspruchten Flächen hinaus 

kommen. Diese Nutzungen bzw. Eingriffe sind zeitlich auf die Bauphase und räumlich auf 

die Baustellenbereiche beschränkt. Grundsätzlich ist eine Wiederherstellung betroffener 

Biotop- und Nutzungsstrukturen möglich.  

 Stoffeinträge 

Die Bautätigkeit ist mit Erdbewegungen verbunden. In bestimmten Fällen kann es in die-

sem Zusammenhang zu Veränderungen von Lebensräumen im Umfeld der Baustellen 

durch Einträge von Nährstoffen kommen (Ruderalisierung).  

Im vorliegenden Fall sind derartige Veränderungen auf größerer Fläche nicht zu erwar-

ten, da im Bereich bzw. im Umfeld des Vorhabenbereiches keine diesbezüglich empfind-

lichen Lebensräume vorkommen. Artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen über 

diesen Wirkfaktor treten daher nicht ein. 

 Baubedingte akustische und optische Störwirkungen 

Die Bautätigkeit ist mit Maschinenbetrieb und daraus resultierenden Lärmemissionen 

verbunden, weiterhin mit visuellen Störwirkungen auf Lebensräume bzw. bestimmte emp-

findliche Arten im Umfeld der Baustelle, durch Fahrzeuge und Maschinen sowie die An-

wesenheit von Baupersonal. Dadurch kann es zu Beeinträchtigungen von Vorkommen 
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störempfindlicher Arten im Umfeld der Baustelle kommen. Diese Wirkungen sind zeitlich 

auf die Bauphase beschränkt. Bei der Bewertung der Beeinträchtigungen sind die vor-

handenen Vorbelastungen (hier v.a. durch direkt benachbarte Gewerbegebiete, Straßen-

verkehr) zu beachten.  

 Unmittelbare Gefährdung von Individuen  

Bei Eingriffen in die Vegetation können Tiere getötet und verletzt oder deren Entwick-

lungsstadien zerstört werden. Dieses Risiko betrifft Entwicklungsstadien wie z.B. Vogel-

eier, weiterhin Individuen, die nicht aus dem Eingriffsbereich flüchten können, z.B. Jung-

vögel in Nestern sowie Individuen von nicht flugfähigen Arten bzw. Artengruppen wie z.B. 

Reptilien oder Amphibien. 

Weiterhin zu beachten sind mögliche Tötungsrisiken durch mit den Baumaßnahmen ein-

hergehende Fahrzeugbewegungen. Die Geschwindigkeiten der Fahrzeuge sind i.d.R. zu 

gering, um zu einem direkten Kollisionsrisiko für flugfähige Tiere (Fledermäuse und Vö-

gel) zu führen. Eine mögliche Betroffenheit besteht allenfalls für Individuen von nicht flug-

fähigen Arten (z.B. Reptilien, Amphibien), die sich in den Baustellenbereichen aufhalten. 

 

4.2 Anlage- und betriebsbedingte Wirkungen  

 Flächeninanspruchnahme / Lebensraumverlust 

Anlagebedingte Flächenbeanspruchungen sind generell mit einem dauerhaften Verlust 

von Vegetationsflächen bzw. -strukturen mit ihren Lebensraumfunktionen für Tiere ver-

bunden.  

Im vorliegenden Fall kommt es zu anlagebedingten Flächeninanspruchnahmen von 

Ackerflächen. An der Straße und den Wirtschaftswegen randlich der Ackerfläche verlau-

fen Streifen mit schmaler Saumvegetation, die ebenfalls von Flächeninanspruchnahme 

betroffen sein dürften. Es ist von einem weitgehenden Verlust der Vegetationsflächen im 

Plangebiet auszugehen.  

 Anlage- und betriebsbedingte akustische und optische Störwirkungen 

Die zur gewerblichen Nutzung vorgesehene Fläche liegt zwischen bereits bestehender 

gewerblicher Nutzung, einzelnen Wohnhäusern und einem Gartenbaubetrieb. An der 

Nordgrenze verläuft eine Straße. Die Fläche unterliegt bereits siedlungstypischen / ge-

werblichen Störwirkungen. Vorkommen besonders störempfindlicher Arten sind daher 

von vorneherein nicht zu erwarten. Störungsbedingte Auswirkungen auf artenschutz-

rechtlich relevante Arten können sich allenfalls dann ergeben, wenn die geplante Bebau-
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ung und Nutzung in bestimmten Bereichen zu einer Verstärkung von Störbelastungen 

gegenüber dem aktuellen Zustand führt.  

 Auswirkungen auf Lebensraumvernetzung und –verbund 

Beeinträchtigung von Vernetzungs- und Verbundbeziehungen treten z.B. auf, wenn funk-

tionale Zusammenhänge von Lebensräumen gestört werden (z.B. Trennung von Brut- 

und Nahrungsräumen einer Tierart, Verlust wichtiger Teilhabitate, z.B. Nahrungsräume), 

wenn Tierwanderwege unterbrochen oder miteinander in Kontakt stehende Teilpopulati-

onen durch ein Vorhaben voneinander getrennt werden (Barriereeffekte). Dies kann z.B. 

Fledermausarten betreffen, etwa wenn Eingriffe in Leitstrukturen für Flüge zwischen 

Quartieren und Nahrungsgebieten erfolgen oder auch Amphibien, wenn Teilhabitate (z.B. 

Landlebensräume im Umfeld von Gewässern) oder Wanderkorridore von Eingriffen be-

troffen sind. 

 Unmittelbare Gefährdung von Individuen  

Eine unmittelbare Gefährdung von Individuen geschützter Arten könnte unter Umständen 

betriebsbedingt eintreten, etwa im Zusammenhang mit der verstärkten Frequentierung 

von Zuwegungen durch KFZ und LKW. Mögliche Betroffenheiten können diesbezüglich 

für Arten mit bodengebundener Lebensweise (z.B. Amphibien) entstehen, für flugfähige 

Arten wie Vögel und Fledermäuse besteht in der Regel bei geringen Fahrgeschwindigkei-

ten (unter 50 km/h) kein nennenswertes Konfliktpotenzial.  
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5. Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Arten  

Im ersten Schritt wird geprüft, welche für die Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG rele-

vanten Arten (Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie, wildlebende Vogelarten) im Wirkungsbe-

reich des Vorhabens theoretisch vorkommen könnten.  

Auf Grundlage der im Informationssystem der Naturschutzverwaltung (LANUV 2014) abruf-

baren Messtischblatt- (MTB-) bezogenen Zusammenstellung planungsrelevanter Arten und 

der Lebensraumsituation im Bereich bzw. im Umfeld des Vorhabens lassen sich Vorkommen 

dieser Arten abschätzen.  

Im Fundortkataster in der Landschaftsinformationssammlung des Landes NRW (@LINFOS, 

LANUV 2015) sind keine Punktnachweise planungsrelevanter Arten im Plangebiet und dem 

direkten Umfeld verzeichnet. Für die weitere Umgebung (>500m Entfernung) des Plangebie-

tes sind einige typische Offenlandarten aus den Gruppen der Avifauna, Amphibien und Rep-

tilien (Feldschwirl, Rebhuhn, Wechselkröte und Zauneidechse) angegeben:  

 

Abbildung 5: Abfrage der Landschaftsinformationssammlung (LINFOS) des Landes NRW (Stand 
31.07.2015). 

 

In der nachfolgenden Tabelle sind die planungsrelevanten Arten zusammengestellt, die im 

Quadranten 1 des MTB 5208 Bonn nachgewiesen sind (Auflistung der erweiterten Auswahl 

für die Lebensraumtypen, die im Plangebiet vorkommen: Äcker und Ackerbrachen). 
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Tabelle 1: planungsrelevante Arten MTB 5208 Bonn (Q1) (Lebensraumtyp-bezogene Auswahl) 
LANUV (2015) 
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5.1 Europäische Vogelarten 

5.1.1 Nicht planungsrelevante Vogelarten  

Für die Prüfung nach § 44 BNatSchG sind grundsätzlich alle wildlebende Vogelarten rele-

vant. Weit verbreitete und ungefährdete Arten mit einem landesweit günstigen Erhaltungszu-

stand und einer großen Anpassungsfähigkeit werden aber nicht als „planungsrelevant“ im 

Sinne von KIEL (2005) eingestuft. Bei diesen Arten wird davon ausgegangen, dass im Regel-

fall keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten. Daher ist keine einzelart-

bezogene Betrachtung erforderlich. Das Nichtvorliegen der Verbotstatbestände ist aber auch 

für diese Arten in der ASP in geeigneter Weise zu dokumentieren (MUNLV 2010). Außerdem 

gilt auch für diese Arten das Verbot eingriffsbedingter Tötungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG. 

Im Vorhabenbereich und der direkten Umgebung kommen folgende Lebensraumtypen vor, 

die von bau-/anlagebedingten Eingriffen betroffen sein könnten: Äcker, Ackerbrachen, 

schmale Saumbereiche.  

In diesen Bereichen sind Brutvorkommen folgender nicht-planungsrelevanter Vogelarten 

theoretisch möglich: 

 Wiesenschafstelze, Jagdfasan. 

5.1.2 Planungsrelevante Vogelarten  

In der nachfolgenden Tabelle sind die planungsrelevanten Vogelarten zusammengestellt, die 

laut LANUV (2014) im Quadranten 1 des MTB 5208 Bonn, in dem der Vorhabenbereich liegt, 

vorkommen (Auswahl der Arten erfolgt für die im Plangebiet und Umgebung vorkommenden 

Lebensraumtypen Äcker, Ackerbrachen). Für diese Arten erfolgt anhand der konkreten Le-

bensraumsituation eine Einschätzung, ob sie im Wirkungsbereich des Vorhabens vorkom-

men könnten oder nicht. 

Wie der nachfolgenden Tabelle entnommen werden kann, können von den insgesamt 24 für 

den MTB-Quadranten gelisteten planungsrelevanten Vogelarten 12 für den Betrachtungs-

raum als potenziell vorkommend eingestuft werden. Für diese 12 Arten können Bruten im 

Bereich des Plangebiets ausgeschlossen werden. Die Arten sind allenfalls als Gastvögel 

(Nahrungsgäste) auf den Flächen denkbar.  
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Tabelle 2: Einschätzung des Vorkommens der für den MTB-Quadranten angegebenen planungsrele-
vanten Vogelarten im Betrachtungsraum. Status: pB = potenzieller Brutvogel, pN = potenzieller 
Nahrungsgast RL NW: Rote-Liste-Status in Nordrhein-Westfalen nach SUDMANN et al. (2008); RL 
D: Rote-Liste-Status in Deutschland nach SÜDBECK et al. (2007). Kategorien: 0 = ausgestorben 
oder verschollen, 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, V = Vorwarnlis-
te, R = durch extreme Seltenheit (potentiell) gefährdet, S = von Naturschutzmaßnahmen abhängig, 
* = ungefährdet. Schutz: § = besonders geschützt, §§ = streng geschützt; Rot hinterlegt: Vor-
kommen nicht zu erwarten bzw. ausgeschlossen. Grün hinterlegt: Vorkommen als Brutvogel theo-
retisch denkbar (potenziell vorkommende Art). Gelb hinterlegt: Potenzielles Vorkommen nur als 
Gastvogel denkbar. 

Deutscher Name 
wissenschaftl. Name 

Sta-
tus 

RL 
NW 

RL 
D 

Schutz 
Vorkommen im Wirkungsbereich des Vorha-
bens 

      

Feldlerche 

Alauda arvensis 
-- 3S 3 § 

Art besiedelt Offenland in größerer Entfernung zu 
Vertikalstrukturen, Plangebiet und angrenzende 
Bereiche sind  aufgrund der Bebauung im Umfeld 
nicht als Brutlebensraum geeignet. 

Feldschwirl 

Locustella naevia 
pN 3 * § 

Als Lebensraum nutzt der Feldschwirl gebüsch-
reiche, feuchte Extensivgrünländer, größere Wald-
lichtungen, grasreiche Heidegebiete sowie Verlan-
dungszonen von Gewässern. Im Betrachtungsge-
biet nicht als Brutvogel zu erwarten, Auftreten als 
Nahrungsgast in Säumen, Brachflächen denkbar. 

Feldsperling 

Passer montanus  
pN 3 V § 

Brutvogel in Höhlenbäumen und Nistkästen, Nah-
rungsgast v.a. in Krautfluren (Sämereien), im Be-
trachtungsgebiet nicht als Brutvogel zu erwarten, 
Auftreten als Nahrungsgast in Säumen, Brachflä-
chen denkbar. 

Flussregenpfeifer 

Charadrius dubius  
-- 3 * §§ 

Art brütet auf vegetationsarmen offenen Flächen, 
z.B. Abbauflächen, Industriebrachen. im Betrach-
tungsraum keine geeigneten Lebensräume. 

Graureiher 

Ardea cinerea  
-- * * § 

Brut in Baumbeständen an größeren Gewässern, 
Nahrungsgast an Gewässern aller Art, auch in der 
offenen Feldflur. Auftreten im Betrachtungsraum 
nicht zu erwarten.  

Habicht 

Accipiter gentilis 
-- V * §§ 

keine störungsarmen Baumbestände als mögl. 
Brutstandorte, Eignung als Nahrungshabitat gering, 
kein Vorkommen zu erwarten. 

Kiebitz 

Vanellus vanellus  
-- 3S 2 §§ 

Art besiedelt Offenland in größerer Entfernung zu 
Vertikalstrukturen, Plangebiet und angrenzende 
Bereiche sind  aufgrund nahegelegener Bebauung 
nicht als Brutlebensraum geeignet 

Mäusebussard  

Buteo buteo 
pN * * §§ 

Keine Horste im Betrachtungsgebiet, aber Auftreten 
als Nahrungsgast denkbar. 

Mehlschwalbe 

Delichon urbica  
pN 3S V § 

Bruten in Wohnsiedlungen im Umfeld des Plange-
bietes denkbar, Auftreten als Nahrungsgast im 
Plangebiet und angrenzendem Offenland denkbar. 

Rauchschwalbe 

Hirundo rustica  
pN 3S V § 

im Plangebiet und nahen Umfeld keine pot. Brut-
standorte (Bauernhöfe), aber Auftreten als Nah-
rungsgast denkbar. 

Rebhuhn 

Perdix perdix  
-- 3S 2 § 

Art der offenen Feldflur. Im Plangebiet und angren-
zenden Flächen kein Vorkommen zu erwarten, 
aufgrund der Orts- bzw. Gewerbegebietsnähe und 
ständiger Störwirkungen. 
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Deutscher Name 
wissenschaftl. Name 

Sta-
tus 

RL 
NW 

RL 
D 

Schutz 
Vorkommen im Wirkungsbereich des Vorha-
bens 

      
Rotmilan 

Milvus milvus 
pN 3  §§ 

Keine Baumbestände (Waldrand) als mögl. Brut-
standorte, gelegentl. Auftreten als Nahrungsgast 
denkbar. 

Schleiereule 

Tyto alba 
pN *S * §§ 

Brutvogel auf Dachböden, in Scheunen, Kirchtür-
men, Nahrungssuche im Offenland. Bruten im 
weiteren Umfeld des Plangebietes nicht auszu-
schließen, Auftreten als Nahrungsgast denkbar. 

Schwarzkehlchen 

Saxicola rubicola 
pN 3S   

Der Lebensraum des Schwarzkehlchens sind 
magere Offenlandbereiche mit kleinen Gebüschen, 
Hochstauden, strukturreichen Säumen und Gräben. 
Auftreten als Nahrungsgast denkbar.  

Sperber 

Accipiter nisus 
pN * * §§ 

keine deckungsreichen Baumbestände als mögl. 
Brutstandorte, gelegentl. Auftreten als Nahrungs-
gast denkbar. 

Steinkauz 

Athene noctua  
-- 3S 2 §§ 

Brut in Baumhöhlen oder Nistkästen in offenen, 
grünlandreichen Landschaften. Im Vorhabens-
bereich und Umgebung keine geeigneten Lebens-
räume.  

Turmfalke 

Falco tinnunculus 
pN VS * §§ 

Brut an Bauwerken oder in Baumbeständen (Krä-
hennestern), Nahrungssuche in Offenland. Keine 
Horste im Betrachtungsgebiet, aber Auftreten als 
Nahrungsgast denkbar. 

Rostgans 

Tadorna ferruginea 
-- Neo * § 

Rostgänse brüten in kleinen Kolonien in Bruthöhlen 
oder in Gebäudenischen, oft in der Nähe von Ge-
wässern. Das Spektrum reicht von Flüssen, 
Altarmen und Baggerseen hin zu Regenrückhalte-
becken und Feuerlöschteichen. Im Vorhabens-
bereich und Umgebung keine geeigneten Lebens-
räume. 

Turteltaube 

Streptotelia turtur 
pN 2 V §§ 

Die Brutplätze liegen meist in Feldgehölzen, baum-
reichen Hecken und Gebüschen, an gebüsch-
reichen Waldrändern oder in lichten Laub- und 
Mischwäldern. Zur Nahrungsaufnahme werden 
Ackerflächen, Grünländer und schütter bewachse-
ne Ackerbrachen aufgesucht. Das Nest wird in 
Sträuchern oder Bäumen angelegt. Gelegentl. 
Auftreten als Nahrungsgast denkbar. 

Uferschwalbe 

Riparia  riparia  
pN VS V §§ 

Brutvogel in Steilwänden, z.B. in Abgrabungen. 
Nahrungssuche im Offenland, auch in größerer 
Entfernung zum Brutplatz. Im Betrachtungsraum 
Auftreten als Nahrungsgast denkbar (in der weite-
ren Umgebung befinden sich Kiesgruben). 

Wachtel 

Coturnix coturnix  
-- 2S * § 

Art besiedelt Offenland in größerer Entfernung zu 
Vertikalstrukturen, Plangebiet und angrenzende 
Bereiche sind  aufgrund der Bebauung im Umfeld 
nicht als Brutlebensraum geeignet. 

Waldkauz 

Strix aluco 
-- * * §§ 

Im Plangebiet , im nahen u. weiteren Umfeld  keine 
Baumbestände mit Höhlen als potenzielle Brut-
standorte, daher kein Vorkommen zu erwarten. 

Waldwasserläufer 

Tringa ochropus 
-- - * §§ 

Durchzügler auf Flächwasserzonen, Schlammflä-
chen an Still-, Fließgewässern. Im Betrachtungs-
raum keine geeigneten Rasthabitate 
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Deutscher Name 
wissenschaftl. Name 

Sta-
tus 

RL 
NW 

RL 
D 

Schutz 
Vorkommen im Wirkungsbereich des Vorha-
bens 

      

Weißwangengans 

Branta leucopsis 
-- RS  § 

Die Brutgebiete liegen in Spitzbergen und Nord-
west-Sibirien. Mittlerweile haben sich auch im 
mitteleuropäischen Raum kleinere Brutkolonien 
etabliert. Im Betrachtungsraum keine geeigneten 
Brut- oder Rasthabitate 

 

 

5.2 Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

Im Informationssystem des LANUV (2014) sind für den Quadranten 1 des MTB 5208 Bonn 

mehrere Säugetierarten (Fledermäuse: Teichfledermaus, Großes Mausohr, Abendsegler, 

Braunes Langohr), eine Reptilienart (Zauneidechse) und eine Amphibienart (Wechselkröte) 

aufgeführt.  

Es ist davon auszugehen, dass im Betrachtungsraum weiterhin die in Siedlungsgebieten 

bzw. siedlungsnahen Lebensräumen verbreitete und häufige Fledermausart Zwergfleder-

maus auftritt. Theoretisch denkbar ist ein zumindest sporadisches Auftreten weiterer Fleder-

mausarten.   

Quartiermöglichkeiten für alle genannten Fledermausarten finden sich im Plangebiet nicht. 

Es sind dort keine Gebäude vorhanden. Desweiteren existiert dort kein Baumbestand der 

z.B. Quartiermöglichkeiten in Form von Spalten oder Höhlen aufweisen könnte. Das Plange-

biet könnte somit allenfalls von Arten wie der Zwergfledermaus als Nahrungsraum genutzt 

werden.  

Für die im MTB vorkommende planungsrelevante Amphibienart Wechselkröte stehen im Be-

reich bzw. im Umfeld des Plangebietes keine geeigneten Lebensräume zur Verfügung. Die 

Listung im Messtischblatt hat ihre Ursache vermutlich in den Vorkommen der Art aus den 

Bereichen der Kiesabgrabungen im Umfeld von Bornheim. Die Habitatansprüche der Wech-

selkröte (größere Tümpel und kleinere Abgrabungsgewässer mit sonnenexponierten Flach-

wasserzonen als Laichgewässer in Kombination mit offenen, sonnenexponierten, trocken-

warmen Habitaten mit grabfähigen Böden, z.B. Ruderal- und Brachflächen in frühen Sukzes-

sionsstadien als Sommerhabitate) sind nicht erfüllt. Dies gilt ebenso für die planungsrelevan-

te Reptilienart Zauneidechse, die ebenfalls in der MTB-bezogenen Auflistung enthalten ist. 

Auch bezüglich dieser Art sind Vorkommen aus dem Bereich der Kiesabgrabungen bekannt. 

Weitere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind für den Betrachtungsraum nicht zu 

erwarten. 
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6. Betroffenheit artenschutzrechtlich relevanter Arten 

Auf Grundlage der Erkenntnisse zu möglichen Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter 

Arten im Vorhabenbereich bzw. dessen Umfeld erfolgt eine Prognose möglicher Auswirkun-

gen des Vorhabens auf Individuen bzw. Lebensräume dieser Arten und eine Bewertung die-

ser Wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände (siehe 

6.2).  

Dabei werden Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Lebensraumverlusten, 

Individuenverlusten und Störwirkungen in die Betrachtung einbezogen. Diese Maßnahmen 

sind im nachfolgenden Kapitel 6.1 zusammengestellt.  

Weiterhin werden bei Bedarf Maßnahmen benannt, mit denen mögliche artenschutzrechtlich 

relevante Lebensraumverluste vorgezogen funktional ausgeglichen werden können (CEF-

Maßnahmen). Diese Maßnahmen sind nur dann erforderlich, wenn es durch das Vorhaben 

zu Zerstörungen bzw. Funktionsverlusten von Fortpflanzungs-/Ruhestätten planungsrelevan-

ter Arten kommt. 

6.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung artenschutzrelevanter 
Beeinträchtigungen  

Bei der Realisierung des Vorhabens sind folgende Maßnahmen zu berücksichtigen, um di-

rekte Gefährdungen, Lebensraumverluste und Störungen artenschutzrechtlich relevanter  

Arten zu vermeiden bzw. zu reduzieren:  

 V1 Minimierung baubedingter Flächeninanspruchnahmen 

Baubedingte Flächeninanspruchnahmen (z.B. Anlage und Nutzung von Baustellenzu-

fahrten, Lagerflächen, Stellflächen für Baumaschinen), die über das Plangebiet hinaus-

gehen, sollten generell auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden. Sofern 

möglich, sollte insbesondere eine Inanspruchnahme von Gehölzen (Baum-, 

Gebüschbeständen) vermieden werden.  

 V2 Zeitliche Beschränkung der Eingriffe in Gebüsche, Gehölze und Brachflächen, alter-

nativ ökologische Baubegleitung 

Sofern es vorhabenbedingt zur Inanspruchnahme von Flächen mit Gebüschen, Bäumen 

oder brachgefallener Vegetation kommt, ist diese außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit 

wildlebender Vogelarten (Zeitraum für Revierbesetzung, Balz und Brut bis zum Ausflie-

gen der Jungtiere, 1. März bis 30. September) durchzuführen. Mit der Ausschlusszeit 

lassen sich vorhabenbedingte Verluste von Individuen sowie Beschädigungen oder Zer-

störungen von Nestern und Eiern brütender Vögel vermeiden. 
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Falls vorhabenbedingte Eingriffe in Gehölze innerhalb der Brutzeit wildlebender Vogelar-

ten vorgesehen sind, sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von 

Individuenverlusten bzw. Zerstörungen von Nestern und Eiern brütender Vögel vorzuse-

hen, z.B. eine ökologische Baubegleitung, die sicherstellt, dass Brutvorkommen recht-

zeitig identifiziert und geschützt werden können. 

Die Maßnahmen sind erforderlich, um das Eintreten des Verbotstatbestands des § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (unmittelbare Gefährdung von Individuen, Entwicklungsstadien) 

sowie des Artikels 5 der Vogelschutzrichtlinie für wildlebende Vogelarten zu vermeiden. 

Die Inanspruchnahme einer vegetationsfreien Ackerfläche ist möglich, da hier nicht mit 

Brutvorkommen wildlebender Vogelarten zu rechnen ist.  

 

6.2 Mögliche Betroffenheiten prüfrelevanter Arten und Bewertung der ar-
tenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

Im Folgenden wird geprüft, ob die für den Betrachtungsraum als potenziell vorkommend ein-

gestuften geschützten Tierarten von Beeinträchtigungen durch das geplanten Vorhaben be-

troffen sein könnten und ob diese Beeinträchtigungen zur Erfüllung artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG führen könn-

ten. Dabei werden die in Kapitel 6 benannten Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt. 

6.2.1 Europäische Vogelarten  

Nicht-planungsrelevante Vogelarten 

Für die im Betrachtungsraum potenziell vorkommenden nicht-planungsrelevanten Vogelarten 

(siehe Kapitel 5.1.1) kann ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände von vor-

neherein ausgeschlossen werden, wenn Maßnahmen zur Vermeidung eingriffsbedingter 

Gefährdungen von Individuen und Entwicklungsstadien vorgesehen werden (z.B. Aus-

schlusszeit für Eingriffe in Vegetationsflächen und –strukturen, siehe 6.1). Mit diesen Maß-

nahmen können Tötungen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG vermieden werden. 

Erhebliche Störungen der Lokalpopulationen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind 

für die nicht-planungsrelevanten Arten ausgeschlossen. Vorhabenbedingte Störwirkungen 

sind zwar für einige Arten dieser Gruppe auf individueller Ebene (d.h. für einzelne als Brut-

vögel oder Gastvögel auftretende Individuen) denkbar. Die Störwirkungen betreffen aller-

dings nur sehr geringe Anteile der jeweiligen Verbreitungsräume der Lokalpopulationen. Auf-

grund der weiten Verbreitung und geringen Spezialisierung dieser Arten sowie angesichts 
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des günstigen Erhaltungszustandes der jeweiligen Lokalpopulationen wird sich als Folge 

dieser Störung der Erhaltungszustand der Lokalpopulationen nicht verschlechtern. 

Eine Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs-/Ruhestätten im Sinne des § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG mit Auswirkungen auf die ökologische Funktion tritt ebenfalls nicht 

ein. Vorhabenbedingte Inanspruchnahmen von gerade stattfindenden Bruten können mit der 

Vermeidungsmaßnahme V2 ausgeschlossen werden. Die Räumung von Vegetation und 

Gehölzen kann aber mit Inanspruchnahmen einzelner Brutplätze außerhalb der Brutzeit ver-

bunden sein. Aufgrund vorhandener Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung ist von einem 

Erhalt der ökologischen Funktion im räumlichen Zusammenhang auszugehen, da die Arten 

weit verbreitet und wenig spezialisiert in ihren Lebensraumansprüchen sind (vgl. MUNLV 

2010).  

Planungsrelevante Vogelarten 

Wie aus Tabelle 2 in Kapitel 5.1.2 entnommen werden kann, sind im Betrachtungsraum 

(Plangebiet und nahes Umfeld) 12 planungsrelevante Vogelarten als potenziell vorkommend 

einzustufen. Die Wirkungen des geplanten Vorhabens sind für diese Arten, die jedoch ledig-

lich als Gastvögel (Nahrungsgäste) im Bereich des Plangebiets zu erwarten sind, wie folgt zu 

bewerten:  

Feldschwirl (Locustella naevia), Feldsperling (Passer montanus), Mäusebussard 

(Buteo buteo), Mehlschwalbe (Delichon urbica), Rauchschwalbe (Hirundo rustica), 

Rotmilan (Milvus milvus), Schleiereule (Tyto alba), Schwarzkehlchen (Saxicola 

rubicola), Sperber (Accipiter nisus), Turmfalke (Falco tinnunculus), Turteltaube 

(Streptotelia turtur), Uferschwalbe (Riparia riparia) – mögliche Gastvogelarten 

Tötungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

Die genannten Arten werden für den Betrachtungsraum als mögliche Gastvögel eingestuft. 

Da keine Brutplätze von vorhabenbedingten Eingriffen betroffen sind, besteht kein Tötungsri-

siko. 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Bau-, anlage- und betriebsbedingte Störwirkungen betreffen allenfalls mögliche Teilhabitate 

(z.B. Nahrungshabitate) dieser Arten, keine Brutlebensräume, da diese auch in der näheren 

Umgebung ausgeschlossen werden können. Mögliche Störungen führen nicht zu Beeinträch-

tigungen der jeweiligen Lokalpopulationen, der Störungstatbestand tritt nicht ein. 

Schädigungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG) 

Das geplante Vorhaben ist weder mit Inanspruchnahmen möglicher Brutbereiche dieser Ar-

ten verbunden noch mit Inanspruchnahmen von für Brutvorkommen essenziellen Teilhabita-
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ten. Für evtl. betroffene Vorkommen bleiben potenzielle Nahrungshabitate großflächig ver-

fügbar. Es kommt somit nicht zu Zerstörungen oder Funktionsverlusten von Fortpflanzungs-

/Ruhestätten, der Schädigungstatbestand tritt nicht ein.  

6.2.2 Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie 

Wie Kapitel 5.2 entnommen werden kann, wird für den Betrachtungsraum (Plangebiet und 

nahes Umfeld) eine planungsrelevante Fledermausart als potenziell vorkommend eingestuft.  

Mögliche Wirkungen des geplanten Vorhabens auf die Art sind wie folgt zu bewerten:  

Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

Tötungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

Vorhabenbedingt erfolgen keine Eingriffe in Gebäude oder Höhlen-/Spaltenbäume als mögli-

che Quartierstandorte. Somit besteht kein eingriffsbedingtes Tötungsrisiko. Anlage- und be-

triebsbedingt kommt es ebenfalls nicht zu Gefährdungen von Fledermausindividuen.  

 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Die Zwergfledermaus ist als Kulturfolger nicht besonders empfindlich gegenüber Lärm und 

Licht. Baubedingte Lärmentwicklungen oder optische Effekte sind für evtl. im Plangebiet ja-

gende oder in Gebäuden in der Umgebung ruhende Zwergfledermäuse nicht mit nennens-

werten Beeinträchtigungen verbunden. Auch anlage- und betriebsbedingt sind keine Wirkun-

gen zu erwarten, die zur Beeinträchtigung des Erhaltungszustands lokaler Vorkommen füh-

ren könnten. Somit ist nicht mit artenschutzrechtlich relevanten Störwirkungen für die im Be-

trachtungsraum potenziell vorkommende Zwergfledermaus zu rechnen. 

Schädigungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG) 

Fortpflanzungs-/Ruhestätten werden nicht direkt beansprucht. Im Plangebiet könnte die 

Zwergfledermaus als Nahrungsgast auftreten. Die Flächeninanspruchnahme betrifft aber nur 

geringe Anteile von möglichen Nahrungsräumen für evtl. im Umfeld ansässige Vorkommen 

der Art. Flächen mit einer vergleichbaren oder höheren Eignung bleiben für lokale vorkom-

men südlich und nördlich des Plangebietes großflächig verfügbar. Somit kommt es nicht zu 

indirekten Beeinträchtigungen oder Funktionsverlusten von Fortpflanzungs-/Ruhestätten. 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass im Plangebiet und dessen Umgebung weitere Fleder-

mausarten (Großes Mausohr, Abendsegler, Braunes Langohr) auftreten, zumindest spora-

disch, z.B. als Nahrungsgäste oder Durchzügler. Artenschutzrechtlich relevante Beeinträch-
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tigungen sind aber auch für diese Arten nicht zu erwarten, da keine Betroffenheiten potenzi-

eller Quartierbereiche oder attraktiver Nahrungshabitate eintreten und auch keine Auswir-

kungen auf Bereiche bzw. Strukturen mit möglichen wichtigen Funktionen für den Lebens-

raumverbund ersichtlich sind.  
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7. Zusammenfassung und Fazit 

Die Stadt Bornheim beabsichtigt die Entwicklung eines Gewerbegebietes an der Straße 

Rosental im Ortsteil Bornheim-Roisdorf. Im Zuge der Realisierung des Vorhabens sind 

Betroffenheiten von Arten, die unter die o.a. Schutzbestimmungen des § 44 BNatSchG fal-

len, nicht von vorneherein auszuschließen. In der vorliegenden artenschutzrechtlichen Be-

trachtung wird daher geprüft, ob und ggf. bei welchen Arten artenschutzrechtliche Konflikte 

gem. § 44 BNatSchG durch dieses Vorhaben auftreten könnten.  

Im ersten Schritt werden diejenigen prüfrelevanten Arten ermittelt, die im Wirkungsbereich 

des Vorhabens vorkommen könnten. Dies erfolgt unter Zugrundelegung der im Informations-

system der Naturschutzverwaltung (LANUV 2015) abrufbaren Messtischblatt- (MTB-) bezo-

genen Zusammenstellung planungsrelevanter Arten, der Auswertung von im Fundortkataster 

der @LINFOS verzeichneten Artnachweisen sowie einer Erfassung der Lebensraumsituation 

im Bereich bzw. im Umfeld des Vorhabens.  

Für die potenziell vorkommenden prüfrelevanten Arten erfolgt anschließend eine Einschät-

zung, ob vorhabenbedingte Wirkfaktoren zur Auslösung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-

stände führen können. Weiterhin werden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (z.B. 

zeitliche Beschränkung von Eingriffen in Vegetationsflächen und –strukturen) benannt, die 

zur Vermeidung von Verbotstatbeständen erforderlich sind.   

Die Prüfung kommt zu folgendem Ergebnis:  

Im Plangebiet und seiner Umgebung ist allenfalls mit Brutvorkommen weniger nicht-

planungsrelevanter Brutvogelarten zu rechnen. Bei diesen Arten treten im Regelfall keine 

Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG ein, so auch im vorliegenden Fall, da für evtl. 

von Lebensraumverlusten betroffene einzelne Vorkommen von verbreiteten Vogelarten der 

Äcker und Ackerbrachen Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung vorhanden sind und das 

Vorhaben lediglich mit räumlich begrenzten Störwirkungen verbunden ist. Das Verbot ein-

griffsbedingter Tötungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gilt allerdings auch für die nicht-

planungsrelevanten Arten, somit sind Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefährdung der 

Individuen und Entwicklungsstadien erforderlich (Ausschlusszeit für Eingriffe in mögliche 

Brutbereiche).  

Für den Betrachtungsraum (Plangebiet und von vorhabenbedingten Wirkungen betroffene 

Umgebung) werden unter Beachtung des Lebensraumangebotes und der vorhandenen Vor-

belastungen (z.B. durch benachbarte Gewerbebetriebe) 12 planungsrelevante Vogelarten als 

potenziell vorkommend eingestuft. Diese Arten (Feldschwirl (Locustella naevia), Feldsperling 

(Passer montanus), Mäusebussard (Buteo buteo), Mehlschwalbe (Delichon urbica), Rauch-

schwalbe (Hirundo rustica), Rotmilan (Milvus milvus), Schleiereule (Tyto alba), Schwarz-
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kehlchen (Saxicola rubicola), Sperber (Accipiter nisus), Turmfalke (Falco tinnunculus), Turtel-

taube (Streptotelia turtur), Uferschwalbe (Riparia riparia)) sind jedoch nur als potenzielle 

Gastvogelarten im Bereich des Plangebiets denkbar. Für planungsrelevante Brutvogelarten 

existieren dort keine geeigneten Lebensräume. Artenschutzrechtlich relevante Beeinträchti-

gungen können für die Gastvögel ausgeschlossen werden, da die vorhabensbedingten Flä-

chenbeanspruchungen und Störungen keine Brutplätze und keine essenziellen Nahrungsha-

bitate betreffen. 

Für die als potenziell vorkommend eingestufte planungsrelevante Art des Anhangs IV FFH-

RL Zwergfledermaus und sonstige im Betrachtungsraum evtl. auftretende Fledermausarten 

ist ebenfalls nicht von artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen auszugehen, da 

keine Eingriffe in potenzielle Quartierbereiche erfolgen, keine erheblichen Störwirkungen 

eintreten und die Flächeninanspruchnahme nur geringe Teilflächen der für lokale Vorkom-

men verfügbaren Nahrungshabitate betrifft.  

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist das Vorhaben somit bei Beachtung der beschriebenen 

Maßnahmen zur Tötungsvermeidung zulässig. 

 

 

 

 

Für die Richtigkeit:  

 

Köln, 02.11.2016 

 

 

 

 

 

   ___________________________ 

    Dr. Thomas Esser   
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9. Anhang: Protokoll Artenschutzprüfung  

Protokoll einer Artenschutzprüfung (ASP) – Gesamtprotokoll –  
 
A.) Antragsteller (Angaben zum Plan/Vorhaben) 

Allgemeine Angaben  

Plan/Vorhaben (Bezeichnung):  

Plan-/Vorhabenträger (Name):  Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH Bornheim. 

Gegenstand der vorliegenden artenschutzrechtlichen Prüfung ist die Inanspruchnahme von Ackerflächen für die Ent-
wicklung eines Gewerbegebietes an der Straße Rosental im Ortsteil Bornheim-Roisdorf.  

 

Stufe I: Vorprüfung (Artenspektrum/Wirkfaktoren)   

Ist es möglich, dass bei FFH-Anhang IV-Arten oder europäischen Vogelarten die Ver-
bote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei Umsetzung des Plans bzw. Realisierung des Vor-
habens ausgelöst werden?  

     

■ ja   nein 

     

Stufe II: Vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände  

(unter Voraussetzung der unter B.) (Anlagen „Art-für-Art Protokoll“) beschriebenen Maßnahmen und Gründe)   

Nur wenn Frage in Stufe I „ja“:  
Wird der Plan bzw. das Vorhaben gegen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen 
(ggf. trotz Vermeidungsmaßnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen oder 
eines Risikomanagements)?  

     

 ja  ■ nein 

     

Arten, die nicht im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung einzeln geprüft werden:  
Begründung: Bei den folgenden Arten liegt kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor (d.h. keine erhebliche Störung 
der lokalen Population, keine Beeinträchtigung der ökologischen Funktion ihrer Lebensstätten sowie keine unvermeidbaren Verletzungen 
oder Tötungen und kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko). Es handelt sich um Irrgäste bzw. um Allerweltsarten mit einem landesweit 
günstigen Erhaltungszustand und einer großen Anpassungsfähigkeit. Außerdem liegen keine ernst zu nehmenden Hinweise auf einen 
nennenswerten Bestand der Arten im Bereich des Plans/Vorhabens vor, die eine vertiefende Art-für-Art-Betrachtung rechtfertigen wür-
den.  

 

 

Stufe III: Ausnahmeverfahren  

Nur wenn Frage in Stufe II „ja“:  

      

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden   ja   nein 

öffentlichen Interesses gerechtfertigt?       

      

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden?    ja   nein 

      

      

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelarten    ja   nein 

nicht verschlechtern bzw. bei Anhang IV – Arten günstig bleiben?  
 

     

Antrag auf Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG   

Nur wenn alle Fragen in Stufe III „ja“:  

Die Realisierung des Plans/des Vorhabens ist aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
im Sinne von § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG gerechtfertigt und es gibt keine zumutbare Alternative. Der Erhaltungszu-
stand der Populationen wird sich bei europäischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang-IV-Arten 
günstig bleiben. Deshalb wird eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG 
beantragt. Zur Begründung siehe ggf. unter B.) (Anlagen „Art-für-Art-Protokoll“). 
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Nur wenn Frage 3. in Stufe III „nein“:  
(weil bei einer FFH-Anhang-IV-Art bereits ein ungünstiger Erhaltungszustand vorliegt) 

Für die Erteilung einer Ausnahme sprechen „außergewöhnliche Umstände“. Außerdem wird sich durch die Ausnahme 
der ungünstige Erhaltungszustand der Populationen nicht weiter verschlechtern bzw. wird die Wiederherstellung des 
günstigen Erhaltungszustandes nicht behindert. Zur Begründung siehe ggf. unter B.) (Anlagen „Art-für-Art-Protokoll“). 

 

Nur wenn eine der Fragen in Stufe III „nein“:  

Im Zusammenhang mit privaten Gründen liegt eine unzumutbare Belastung vor. Deshalb wird eine Befreiung von den 
artenschutzrechtlichen Verboten gem. § 67 Abs. 2 BNatSchG beantragt.   
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Bebauungsplan Ro 24 "Gewerbegebiet Rosental" der Stadt Bornheim 
 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung  
  
 
Die Stadt Bornheim beabsichtigt das "Gewerbegebiet Rosental" in Roisdorf auf derzeit landwirt-
schaftlich genutzten Flächen als Gewerbeflächen zu entwickeln. Hierzu stellt sie den Bebau-
ungsplan Ro 24 auf. 
 
Zur Ermittlung von Eingriff und Ausgleich wurde vorliegende Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
erarbeitet.   
 
Für die von der Änderung betroffenen Flächen ergibt sich folgende ökologische Bilanz (auf der 
Grundlage der "Numerische Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW" des 
Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen):  
 
Bestand (s. auch Anlage 1) 

BIOTOPTYP          
Fläche in 

m²

Code gem. 
Arbeits-

hilfe

Grund-
wert     
(A) 

Bestands- 
wert

versiegelte Fläche 227 1. 1 0,0 0
Wegraine, Säume ohne Gehölze 612 2. 4 4,0 2.448
Acker, intensiv, Wildkrautarten weitgehend fehlend 14.277 3. 1 2,0 28.554
Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzanteil > 50 % 41 7. 2 5,0 205

Summe 15.157 31.207

 
 
Planung (s. auch Anlage 1) 

BIOTOPTYP          
Fläche in 

m²

Code gem. 
Arbeits-

hilfe

Grund-
wert     
(P) 

Planugns- 
wert

Erschließung 667 1. 1 0,0 0
gewerbliche Baufläche (GRZ 0,8) 14.490

davon versiegelbar 11.592 1. 1 0,0 0
davon Grünfläche mit Festsetzungen
(Gehölzpflanzung gem. textlichen Festsetzungen) 2.218 7. 2 5,0 11.090
davon Grünfläche ohne Festsetzungen
(z. B. in GE: Intensivrasen, Staudenrabatten, Bodendecker) 680 4. 5 2,0 1.360

Summe 15.157 12.450
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2

Aus dem Vergleich der ökologischen Wertigkeit des Bestandes gegenüber der Planung ergibt 
sich ein Defizit von 18.757 Einheiten.  Es somit davon auszugehen, dass die durch die Festset-
zungen des Bebauungsplanes ermöglichten Flächennutzungen zu erwartenden Eingriffe in Natur 
und Landschaft nicht vollständig durch die vorgesehenen Maßnahmen kompensiert werden kön-
nen.  
 
Aufgestellt, Aachen im Mai 2017 
 

 
 
Norbert Rath 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1:  Bestands-, Konflikt- und Maßnahmenplan 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

Rat 26.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 250/2018-7 

    Stand 20.03.2018 

 
Betreff 
 

Bebauungsplan Ro 15 in der Ortschaft Bornheim / 4. Änderung; 
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 
 

Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt, seinen Beschluss vom 13.08.2013 über die Aufstellung der 4. Änderung 
des Bebauungsplanes Ro 15 in der Ortschaft Bornheim aufzuheben. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 13.08.2013 die Aufstellung der 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes Ro 15 in der Ortschaft Bornheim beschlossen. Der Änderungsbereich liegt süd-
westlich der Straße Fußkreuzweg in einem Bereich zwischen Secundastraße und Herder-
straße.  
Für den Änderungsbereich ist im rechtskräftigen Bebauungsplan Ro 15 Gewerbegebiet fest-
gesetzt. Die Flächen konnten bis dato jedoch keiner gewerblichen Nutzung zugeführt wer-
den. 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für den Änderungsbereich gemischte Bauflä-
che dar und in der näheren Umgebung ist bereits Wohnbebauung vorhanden. Daher sollte 
mit der Änderung Mischgebiet (MI) festgesetzt werden, um mehr Nutzungsmöglichkeiten für 
die Grundstücke zu eröffnen. 
Im Verfahren zur Bebauungsplanänderung wurde auf Grund der Nähe zur Deutschen Bahn 
ein Schallgutachten eingeholt. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die Lärmemis-
sionen erheblich sind. Dadurch wird eine Wohnnutzung auf Grund der erforderlichen 
Schutzmaßnahmen (Schallschutzwand, Fenster mit schallgedämpfter Lüftung…) nur mit er-
heblichem finanziellem Mehraufwand möglich sein. Das Änderungsverfahren wurde deshalb 
nicht mehr weitergeführt. 
Daher schlägt die Verwaltung vor, den Beschluss über die Aufstellung der 4. Änderung des 
Bebauungsplanes Ro 15 aufzuheben. 
 
Anlagen 
 
Übersichtskarte 
 

Ö  6Ö  6
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

Rat 26.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 265/2018-7 

    Stand 27.03.2018 

 
Betreff 
 

Neuaufstellung Regionalplan; Teilplan Nichtenergetische Rohstoffe (Locker-
gesteine); Kommunalbefragung 

 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat) 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt die der Vorlage beigefügte Stellungnahme und beauftragt den Bürger-
meister, diese gegenüber der Bezirksplanungsbehörde abzugeben. 
 
Sachverhalt 
 
Mit Schreiben vom 31.01.2018 hat die Bezirksplanungsbehörde bei der Bezirksregierung  
Köln zur informellen „3. Abgrabungskonferenz und Kommunalbefragung“ am 27. Februar 
eingeladen. Ende 2017 fanden bereits zwei Abgrabungskonferenzen für die Unternehmen 
der Sand- und Kiesindustrie statt.  
 
Anlass ist die Neuaufstellung des Teilplans Nichtenergetische Rohstoffe (Lockergesteine) für 
den Regionalplan Köln vor dem Hintergrund des seit 2017 gültigen Landesentwicklungsplans 
und dessen durch die neue Landesregierung angekündigten Novellierung („Entfesselungs-
paket II der Landesregierung“). Darin ist grundsätzlich vorgesehen, dass u.a. die Bereiche 
für die Sicherung und den Abbau von Bodenschätzen (BSAB) „nur“ noch als Vorranggebiete 
ohne Eignungswirkung festgelegt werden sollen (also keine Konzentrationswirkung entfal-
ten). Nur in „Bereichen mit besonderen Konfliktlagen“ sollen die BSAB weiterhin als Vor-
ranggebiete mit Eignungswirkung festgelegt werden. Die Bezirksplanungsbehörde vertritt 
derzeit die Auffassung, dass im Regierungsbezirk Köln diese besonderen Konfliktlagen ge-
geben sind, also BSAB mit Konzentrationswirkung festgelegt werden sollten. 
 
In der Kommunalbefragung hat die Bezirksplanungsbehörde einen Fragenkatalog vorgelegt 
und um Beantwortung bis Ende April gebeten. Die Stellungnahme der Stadtverwaltung ist 
beigefügt und wird den Ratsgremien hiermit zur Beschlussfassung vorgelegt.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Stellungnahme der Stadt Bornheim  
 

Ö  7Ö  7
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Regionalplan Köln, Teilplan Nichtenergetische Rohst offe (Lockergesteine) 
-informelle Beteiligung- 
3. Abgrabungskonferenz und Kommunalbefragung am 27. 02.2018,  
Schreiben der Bezirksregierung Köln vom 31.01.2018,  
Fragenkatalog der Bezirksplanungsbehörde 
 
Hier: Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 

 
In Bornheim werden zurzeit Abgrabungen der Firmen Horst (Mittelweg West), Hünten (Born-
heimer Straße/ Mittelweg) und Esch (verlängerte Bleibtreustraße) betrieben. 
 
 

 
Keine 
 
 

 
Eines 
 
 

 
Eines, ja. 
 
 

 
Das informelle Verfahren für eine Abgrabung liegt außerhalb der im Flächennutzungsplan 
ausgewiesenen Konzentrationszone für die Gewinnung von quartären Sanden und Kiesen. 
 
 

 
Die Stadt Bornheim ist eine wachsende Kommune am Ballungsrand zwischen Köln und 
Bonn. Zentrale Aufgabe ist daher, Wohnen und Arbeiten mit aller zugehörigen Infrastruktur 
zu ermöglichen.  
 
Die noch vorhandenen Freiflächen sind dabei vorrangig den Belangen der Naherholung, 
dem Erhalt von Natur und Landschaft und der Land- und Forstwirtschaft vorbehalten. Inso-
fern gilt es, den Freiraum von flächenintensiven Großvorhaben –auch „vorübergehender“ Art- 
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freizuhalten. Daher hat Bornheim bereits seit 2002 im Flächennutzungsplan (FNP) eine Kon-
zentrationszone für die Gewinnung von quartären Sanden und Kiesen festgesetzt, die im 
Rahmen der Neuaufstellung des FNPs 2011 aktualisiert wurde. Bei derzeit noch vorhande-
nen Restflächen von 20 ha und einer jährlichen Abgrabungsquote von ca. 2 ha besteht der-
zeit nicht die Absicht, die Konzentrationszone zu überplanen. Mittel- bis langfristiges Ziel 
wäre, den Sand- und Kiesabbau in Bornheim auslaufen zu lassen. 
 
Die Ausweisung von Gewinnungsflächen für präquartäre Kiese und Sande („Quarzsand/-
kies) wurde bei der Aufstellung des FNPs im Rahmen der stadtweiten Prüfung ausgeschlos-
sen, da die einzige Lagerstätte hierfür in einem für Natur und Landschaft hoch sensiblen 
Bereich liegt. 
 
 

 
Die Definition des Abbaubedarfs im Regierungsbezirk Köln anhand der Interessenskundge-
bungen der Sand und Kiesindustrie wird seitens der Stadt Bornheim kritisch gesehen. Es ist 
nicht zu akzeptieren, dass im Rheinland durch den Sand- und Kiesabbau mit all seinen Um-
weltauswirkungen Flächen und Rohstoffe in Anspruch genommen werden, um –zumindest 
teilweise- den Bedarf im benachbarten oder auch entfernteren Ausland damit zu decken. 
 

 
Nach den Ausführungen der Bezirksplanungsbehörde in der Kommunalveranstaltung am 
27.02.2018 sieht die Novelle des Landesentwicklungsplans grundsätzlich vor, BSAB nur als 
Vorranggebiete ohne Eignungswirkung auszuweisen (also ohne Konzentrationswirkung). Die 
Ausnahme bilden „Bereiche mit besonderer Konfliktlage“. Hier soll es bei der gültigen Rege-
lung im LEP bleiben, BSAB mit Konzentrationswirkung auszuweisen. Als Beispiel für einen 
„Bereich mit besonderen Konfliktlagen“ nennt der LEP selbst den Niederrhein, also mindes-
tens die rheinnahen Abbaugebiete auch im Regierungsbezirk Köln. Diese Auffassung wird 
von der Stadt Bornheim unterstützt. Dabei wird unter den zu Punkt 6 genannten besonderen 
Ansprüchen an die Stadt Bornheim mit ihrer Lage am Ballungsrand angeregt, im Zuge der 
Ausweisung von BSAB mit Konzentrationswirkung keine Festsetzungen (mehr) auf Bornhei-
mer Stadtgebiet vorzusehen. 
 
Darüber hinaus unterstützt die Stadt Bornheim die Überlegung der Bezirksplanungsbehörde, 
im Regionalplan keine Reservegebiete mehr für den Zeitraum 25 Jahre + x auszuweisen, da 
hierdurch Flächen sehr langfristig einer anderweitigen Planung entzogen werden. 
 
Zu den „präquartären Kiesen uns Sanden“ (Quarzsand/ -kies“) hat die Bezirksplanungsbe-
hörde im Kommunaltermin ausgeführt, dass derzeit nicht die Absicht besteht, diese Locker-
gesteinsart in die anstehende  Überarbeitung einzubeziehen. Der „Sachliche Teilplan hoch-
reiner weißer Quarzkies“ bliebe unverändert bestehen. Dieses Vorgehen wird seitens der 
Stadt Bornheim ausdrücklich befürwortet. 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 232/2018-9 

    Stand 22.03.2018 

 
Betreff 
 

Verwaltungsvereinbarung zwischen Landesbetrieb Straßen NRW und Stadt 
Bornheim zum Bau eines Bürgerradweges zwischen Hersel und Widdig 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, der Verwaltungsvereinbarung zwischen dem 
Landesbetrieb Straßen NRW und der Stadt Bornheim zum Bau eines Bürgerradweges zwi-
schen Widdig und Hersel zuzustimmen.  
 
Sachverhalt 
 
Der Bau eines kombinierten Rad- und Gehwegs entlang der Kölner Landstraße (L300) zwi-
schen der Richard-Piel-Straße in Hersel und etwa Römerstraße in Widdig wird seit etwa 
2012 zwischen Landesbetrieb Straßen NRW und Stadt Bornheim diskutiert. Ab der Richard 
Piel-Straße bis zur Stadtgrenze Bonn ist bereits ein Geh- und Radweg vorhanden. Der Rad-
weg von Wesseling bis zur Römerstraße befindet sich im Bau. Das Teilstück dazwischen soll 
nun als „Lückenschluss“ gebaut werden. 
 
Der Sachverhalt wurde bereits in den Vorlagen 078/2012-7, 090/2012-7, 511/212-7, 
250/2013-7, 626/2014-7 und 276/2015-7/1 dargestellt. 
 
Anfänglich hatte der Landesbetrieb in Aussicht gestellt, die Kosten für den Radwegbau in 
Höhe von ca. 800.000 € zu tragen, sofern die Stadt Bornheim die anfallenden Planungskos-
ten in Höhe von ca. 60.000 € übernimmt. Von dieser Regelung ist der Landesbetrieb zwi-
schenzeitlich zu Ungunsten der Stadt Bornheim abgewichen, wie in der Vorlage 276/2015-
7/1 beschrieben wird. Die Stadtverwaltung hat deshalb 2017 mit dem Landesbetrieb erneut 
Gespräche aufgenommen, um möglichst die ursprüngliche Kostenverteilung wieder zu errei-
chen und damit eine wirtschaftliche Projektentwicklung zu ermöglichen. Die Gespräche wa-
ren erfolgreich, so dass der Landesbetrieb einen angepassten Entwurf einer Verwaltungs-
vereinbarung vorgelegt hat. Darin sind für die Stadt Bornheim ähnlich günstige Konditionen 
enthalten, wie sie ursprünglich 2012 vorgesehen waren (siehe Anlage 1): 
 
Der kombinierte Rad-und Gehweg entlang der Kölner Landstraße (L300) soll im Rahmen des 
Landesprogramms Bürgerradwege NRW hergestellt werden. Das Programm soll es ermögli-
chen, Radwege an Landesstraßen auch dann zu realisieren, wenn im normalen Baupro-
gramm dafür kurzfristig keine Mittel zur Verfügung stehen. 
 
Der Landesbetrieb Straßen NRW übernimmt für den Bereich der freien Strecke die Baukos-
ten, die Stadt Bornheim soll die Baukosten innerhalb der Ortsdurchfahrt Widdig zur Hälfte  
übernehmen. Die geschätzten Baukosten liegen bei ca. 800.000 €. Der Landesbetrieb hat 
diesen finanziellen Ansatz am 05.02.2016 schriftlich bestätigt. Diese Schätzung beruht auf 
langjährigen Erfahrungswerten und geht von den vorgeschriebenen Standards beim Bau 
eines Zweirichtungsradweges in 3 m Breite mit geplanter Benutzungspflicht aus. 
 

Ö  8Ö  8
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Entsprechend der Streckenlänge ergeben sich daraus Baukosten außerorts von ca. 664.000 
€ und innerorts von ca. 136.000 €. Die Baukosten der Stadt Bornheim würden sich demnach 
auf ca. 68.000 € belaufen. Der Landesbetrieb hätte 732.000 € zu tragen. 
 
Die notwendigen Grunderwerbsverhandlungen soll die Stadt Bornheim führen. Der Landes-
betrieb Straßen NRW übernimmt für den Bereich außerorts die kompletten Grunderwerbs-
kosten, die Stadt Bornheim soll die Grunderwerbskosten innerhalb der Ortsdurchfahrt Widdig 
zur Hälfte übernehmen. Da es zurzeit noch keine konkrete Planung gibt können die Grund-
erwerbskosten nur grob geschätzt werden. Außerorts wären ca. 2.000 m2 Grunderwerb zu 
tätigen, innerorts ist voraussichtlich kein Grunderwerb zu tätigen. 
Nach heutiger Schätzung betragen die Grunderwerbskosten außerorts ca. 15.000 €, die vom 
Landesbetrieb zu tragen sind. 
 
Die Planungskosten betragen ca. 84.000 €. Die Stadt soll die Planungskosten bis zur aus-
führungsreifen Planung übernehmen. Das bedeutet für die Stadt Bornheim ein Anteil von ca. 
45.000 €. Der Landesbetrieb hätte einen Anteil von ca. 39.000 € zu tragen. 
 
In der Summe kommt die Stadt Bornheim unter o.g. Voraussetzungen auf einen  
Kostenanteil von ca. 113.000 €. Der Landesbetrieb hätte einen Kostenanteil von ca.  
786.000 € zu tragen. 
 
Die Unterhaltung des Rad- und Gehwegs innerhalb der Ortsdurchfahrt Widdig (Eigentum, 
Unterhaltung und Verkehrssicherung) trägt ohnehin die Stadt Bornheim. Die Kosten hierfür 
belaufen sich auf ca. 5.000 € jährlich. Außerorts liegt die Unterhaltungslast beim Landesbe-
trieb. 
Insgesamt wird seitens der Stadt Bornheim eine baldige Realisierung des Projekts ange-
strebt. Wenn der Grunderwerb in den Jahren 2019/2020 getätigt wird, könnte der Ausbau 
bereits 2021 erfolgen. Da die Planung zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht begonnen hat, kann 
eine konkrete zeitliche Abfolge erst im Laufe der Planungsphase dargestellt werden. 
 
Für den Bau eines kombinierten Rad- und Gehweges zwischen der Richard-Piel-Straße in 
Hersel und etwa Römerstraße in Widdig ist unter Projektnummer 5.000322 ein Investitions-
projekt im Haushalt eingestellt. 2018 stehen Mittel in Höhe von 20.000 € zur Verfügung. Die 
o.g. Kosten von ca. 113.000 €, die von der Stadt zu tragen wären, übersteigen die verfügba-
ren Mittel. Der Differenzbetrag von ca. 93.000 € soll außerplanmäßig aus dem verfügbaren 
Straßenbaubudget (Gesamtvolumen 4 Mio. €) finanziert werden. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Auf die Kostendarstellung im Sachverhalt wird verwiesen.  
 
Anlage zum Sachverhalt 
 
Entwurf Verwaltungsvereinbarung 
Übersichtsplan Bürgerradweg 
 

196



1 
 

 

Verwaltungsvereinbarung 
14.03.2018 

 
zwischen 

 
dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dieses vertreten durch das Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch den Leiter der Regionalniederlassung Ville-Eifel, 
Jülicher Ring 101 – 103, 53879 Euskirchen 
 

- nachstehend „Straßenbauverwaltung“ genannt - 

 
 

und 
 
 
der Stadt Bornheim, 
diese vertreten durch ihren Bürgermeister, 
Rathausstr. 2, 53332 Bornheim 
 

- nachstehend “Stadt“ genannt - 
 

über 
 
 
die Herstellung eines kombinierten Rad- / Gehweges entlang der L 300 zwischen den Ortsteilen 
Hersel und Widdig in Bornheim. 
 
 
 
 
 
Vorbemerkungen 

Die bestehende Landesstraße 300 verbindet die Ortsteile der Stadt Bornheim Hersel und Widdig, 
weiterhin stellt die L 300 die überörtliche Verbindung zwischen Bonn über Bornheim nach Wesseling 
dar. Entsprechend dieser Verkehrsbedeutung ist auch die Verkehrsbelastung dieses 
Streckenabschnittes mit fast 6.700 Fahrzeugen pro Tag relativ hoch. 
Um den Radverkehr hier sicherer zu führen, kommen die Beteiligten überein, im Rahmen des 
Landesprogramms „Bürgerradwege NRW“ einen kombinierten Rad- Gehweg herzustellen und damit 
einen Radweg-Lückenschluss zwischen Hersel und Widdig zu schaffen. 
 
 
 
 

I Allgemeines 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
1. Die Straßenbauverwaltung und die Stadt, nachstehend als „Beteiligte“ bezeichnet, kommen 

überein, zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, insbesondere zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit, entlang der L 300 zwischen Hersel und Widdig einen parallelen Rad- / 
Gehweg herzustellen. 
 

Ö  8Ö  8
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2. Der betreffende Abschnitt befindet sich ab 1.1.2015 sowohl auf der freien Strecke der  
L 300 (Straßenbaulast für Fahrbahn einschl. Rad-Gehwege liegt bei der 
Straßenbauverwaltung), als auch innerhalb der OD Widdig (Baulast der Gehwege liegt bei der 
Stadt).  
 
Bereiche: 
L300,  Abschnitt 3, NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
 
  freie Strecke    km   0,720       bis           2,680 
 
  ab 1.1.2015 OD Widdig  km   2,680   bis       3,080   
 

3. Art und Umfang der Baumaßnahme bestimmen sich nach einem von der Stadt 
aufzustellenden Vorentwurf (nach RE 2012), der nach Genehmigung durch die 
Straßenbauverwaltung Bestandteil dieser Vereinbarung wird. 

 
4. Grundlagen der Vereinbarung sind: 

 das Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG NRW) 

 die Straßenkreuzungsverordnung (StrKrVO), 

 die Straßenkreuzungsrichtlinien (StraKR)  

 die Ortsdurchfahrtrichtlinien (ODR) 

 das Wasserhaushaltsgesetz (WHG),  

 das Landeswassergesetz (LWG) NRW und  

 die sonst für die Straßenbauverwaltung, bzw. die Stadt geltenden Vorschriften und 
Richtlinien. 

 
5. Folgende Anlagen ist Bestandteil dieser Vereinbarung:  

 Anlage 1:    Übersichtsplan 
 
 

§ 2 
Durchführung der Baumaßnahme 

 
1. Die Planung der Baumaßnahme (Vorentwurf nach RE 2012 sowie Ausführungsplanung) 

einschl. der erforderlichen Genehmigungsverfahren, Abstimmungen mit allen Beteiligten und 
Behörden erfolgt durch die Stadt in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung. Hierzu 
beauftragt die Stadt in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung ein qualifiziertes Ing. Büro 
zur Herstellung des entspr. Vorentwurfes sowie der Ausführungsplanung. 

 
2. Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehörde (hoheitliche Bauaufsicht) verbleiben bei der 

Straßenbauverwaltung als Baulastträger der L 300. 
 

3. Der von der Stadt für die Baumaßnahme aufzustellende Vorentwurf wird nach Genehmigung 
durch die Straßenbauverwaltung Bestandteil dieser Vereinbarung. 
Auf der Grundlage des genehmigten Vorentwurfes lässt die Stadt die Ausführungsplanung 
einschl. Markierungs- und Beschilderungsplänen erstellen. 

 

4. Die Pläne der Beschilderung und Markierung sind vor und nach einer 

straßenverkehrsrechtlichen Anordnung durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde der 

Straßenbauverwaltung vorzulegen.  

 
5. Die Durchführung der Baumaßnahme (Ausschreibung, Vergabe, Bauüberwachung, 

Abrechnung, Vertragsabwicklung) erfolgt in Abstimmung mit der Stadt durch die 
Straßenbauverwaltung. 
 

6. Der für die Durchführung der Baumaßnahme erforderliche Grunderwerb wird von der Stadt 
durchgeführt.  
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7. Mit der Baumaßnahme darf erst begonnen werden, wenn die Finanzierung gesichert ist und 

die Beteiligten dem Baubeginn zugestimmt haben. 

Die Straßenbauverwaltung wird zur Finanzierung die Maßnahme im Landesprogramm 

„Bürgerradwege NRW“ anmelden. Über die Höhe der zur Verfügung stehenden 

Haushaltsmittel sowie den Zeitpunkt der Zuweisung entscheidet das zuständige 

Landesministerium. 

 
8. Die Verkehrssicherungspflicht während der Bauzeit wird von der Straßenbauverwaltung 

wahrgenommen. 
 

9. Nach Beendigung der Bauarbeiten werden die Bauleistungen gemeinsam durch die 
Beteiligten abgenommenen. Die Straßenbauverwaltung überwacht die Gewährleistungsfristen 
und macht Gewährleistungsansprüche gegen den Auftragnehmer geltend.  
 
Sofern im Rahmen dieser Baumaßnahme auch Maßnahmen an städtischen Einrichtungen 
durchgeführt werden, überwacht die Stadt die Gewährleistung dieser Bauteile und teilt der 
Straßenbauverwaltung etwa auftretende Mängel unverzüglich mit. 
 

10. Ansprechpartner der Straßenbauverwaltung für die Maßnahme ist Herr Werner Engels, Tel. 

02251 796-322, Werner.Engels@strassen.nrw.de 

 
 

 
II  Kostenverteilung 

 
§ 3 

Kosten der Baumaßnahme 
 

1. Die Stadt trägt die Kosten der baureifen Planung einschl. aller evtl. erforderlicher Gutachten, 
Stellungnahmen und sonstiger Genehmigungen.  
 

2. Die Straßenbauverwaltung übernimmt für den Bereich der freien Strecke die Baukosten zum 
Neubau des Rad- und Gehweges entlang der L 300.  
 

3. Entsprechend den OD-Richtlinien Nr. 12a sind die Baukosten eines kombinierten Rad- 
Gehweges innerhalb einer Ortsdurchfahrt zwischen den Beteiligten hälftig zu teilen.  
 

4. Je nach Haushaltslage des Landes kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich die Summe 
der Landesbeteiligung an Bürgerradwegen (Abs. 2 und 3) ändert. 
 

5. Eine evtl. Fahrbahnerneuerung der L 300 einschl. der erforderlichen Nebenarbeiten erfolgt zu 
Lasten der Straßenbauverwaltung.  
 

6. Sollte sich bei der Entwurfsbearbeitung herausstellen, dass es sinnvoll erscheint, Leistungen 
für die Stadt innerhalb dieser Baumaßnahme mit auszuführen, so trägt die Stadt diese Kosten 
aus ihrem Veranlassungsbereich.  
 

 
§ 4 

Grunderwerb 
 
1. Die Grunderwerbsverhandlungen sowie die Bauerlaubnisverträge werden von der Stadt 

durchgeführt bzw. abgeschlossen. Die notariellen Grunderwerbsverträge werden entspr. den 
zukünftigen Eigentumsverhältnissen von den Beteiligten abgeschlossen, das heißt innerhalb 
der OD Widdig durch die Stadt, außerhalb durch die Straßenbauverwaltung. 
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2. Verpflichtende Erklärungen gegenüber Dritten zu Grunderwerbspreisen, Entschädigungen und 
sonstige Leistungen werden bei Grunderwerbsverhandlungen von der Stadt nur in Absprache 
mit der Straßenbauverwaltung abgegeben. 
 

3. Die Kosten des Grunderwerbs einschließlich der Kosten für das Versetzen von Zäunen, die 
Herstellung von Sockelmauern, die Entschädigung von Straßenanliegern und Drittbeteiligten 
usw. sowie die Kosten für Beurkundung, Pfandfreigabe und Vermarkung werden bis zur Höhe 
des offiziellen Gutachterpreises wie die Baukosten im Rahmen der zugewiesenen 
Haushaltsmittel nach § 3, Abs. 2 und 3 dieser Vereinbarung übernommen. 
Evtl. Grunderwerbskosten, die den offiziellen Gutachterpreis übersteigen, sowie Kosten die 
über die zugewiesenen Haushaltsmittel des Landes hinausgehen, werden von der Stadt 
übernommen.  
 

4. Die Straßenschlussvermessung und Berichtigung des Grundbuches wird von der 
Straßenbauverwaltung veranlasst. Für die Übernahme der hieraus sowie aus den 
erforderlichen notariellen Beurkundungen entstehenden Kosten gilt das gleiche wie vor in Abs. 
3. 

 
 

§ 5 
Änderungen von Versorgungsleitungen 

 
1. Vor Baubeginn der Baumaßnahme werden die notwendigen Änderungen oder Sicherungen 

von Ver- und Entsorgungsleitungen aufgrund der zwischen den Versorgungsunternehmen und 
der Straßenbauverwaltung bestehenden Sondernutzungs- und Gestattungsverträgen von der 
Straßenbauverwaltung mit der Stadt abgestimmt. 

 
2. Soweit Ver- und Entsorgungsleitungen oder sonstige Anlagen im Zuge der Baumaßnahme 

betroffen sind und verlegt werden müssen, erfolgt dies in Abstimmung zwischen den 
Beteiligten und den jeweiligen Versorgungsunternehmen. 

 
3. Die Beteiligten veranlassen die ggf. notwendigen Änderungen oder Sicherungen von 

Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen Dritter, sofern sie gegen diese Rechte geltend 
machen können.  

 
4. Soweit Kosten für die Verlegung bzw. Sicherung von Leitungen nach Ausschöpfung der 

bestehenden Rechtsverhältnisse getragen werden müssen, gehören diese zu den Baukosten 
und werden nach § 3 dieser Vereinbarung abgerechnet.  

 
5. Die Benutzung von Straßengrundstücken für Ver- und Entsorgungsleitungen ist, sofern keine 

Rahmenverträge bestehen, im Einzelfall im Wege der Sondernutzungserlaubnis oder durch 
Bundesmustervertrag zu regeln. 

 
 

§ 6 
Baustelleneinrichtung, -räumung und Verkehrssicherung 

 
1. Die Kosten der Baustelleneinrichtung, -räumung und Verkehrssicherung werden getrennt als 

gesonderte Positionen in die für jeden Beteiligten zu erstellenden Ausschreibungsunterlagen 
(Lose / Abschnitte) aufgenommen.  

 
2. Soweit Kosten eines Baulastträgers in den Leistungspositionen eines anderen Beteiligten 

enthalten sind, werden diese im Verhältnis der jeweils anteiligen Baukosten zwischen den 
Beteiligten geteilt. 

 
 

§ 7 
Verwaltungskosten 
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Verwaltungskosten werden zwischen den beteiligten nicht vereinbart. 
 
 

§ 8 
Zahlungspflicht und Abrechnung 

 
1. Die Straßenbauverwaltung und die Stadt verpflichten sich, die nach dieser Vereinbarung auf 

sie entfallenden Kostenanteile zu übernehmen.  
 

2. Die Abrechnung der Kosten der gemeinsam zu finanzierenden Arbeiten obliegt der 
Straßenbauverwaltung. Sofern Leistungen für die Stadt mit ausgeführt werden, leistet die 
Stadt entsprechend dem Baufortschritt auf Anforderung der Straßenbauverwaltung 
Abschlagszahlungen.  

 
3. Nach Fertigstellung und Abrechnung der Baumaßnahmen wird die Straßenbauverwaltung der 

Stadt eine geprüfte Abrechnung über die Maßnahme und den eventuellen Kostanteil der Stadt 
übersenden.  

 
4. Die nach dem Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts im BGB von 30 auf 3 Jahre 

verkürzte Verjährungsfrist wird unter Beachtung des § 202 BGB auf 10 Jahre ab Abnahme der 
Maßnahme verlängert. 

 
 
 
 

III Sonstige Regelungen 
 

§ 9 
Baulast und Unterhaltung  

 
1. Die Straßenbaulast an den jeweiligen Straßenteilen nach Fertigstellung der Maßnahme 

richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.  
 

2. In Ergänzung hierzu wird unter Bezug auf § 35, Abs. 4 (StrWG NW) und den OD-Richtlinien 
folgendes vereinbart: 
 
2.1 die Straßenbauverwaltung bleibt Baulastträger (Eigentum, Unterhaltung und 

Verkehrssicherung) der L 300 einschl. der gesamten Nebenanlagen außerhalb der 
OD Widdig.  

             Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
     km 0,720   -   2,680 rechts 
 

2.2 die Straßenbauverwaltung bleibt innerhalb der OD Widdig Baulastträger (Eigentum, 
Unterhaltung und Verkehrssicherung) der Fahrbahn einschl. der 
Entwässerungsrinnen.  

 
  Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
     km 2,680   -   3,080 rechts 
 
2.3 die Stadt übernimmt innerhalb der OD Widdig die Unterhaltung (Eigentum, 

Unterhaltung und Verkehrssicherung) des kombinierten Rad- / Gehweges. 
Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
    km 2,680   -   3,080 rechts 
 

3. Die Straßenbauverwaltung löst die Unterhaltung, die sie selbst an den kombinierten Rad-
Gehwegen innerhalb der OD hätte durchführen müssen durch Zahlung eines einmaligen 
Ablösebetrages entspr. der Ablösungsbeträge-Berechnungsverordnung (ABBV) an die Stadt 
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ab. In die Berechnung der Ablösesumme geht der jeweilige hälftige Kostenanteil der 
Straßenbauverwaltung entspr. § 3 dieser Vereinbarung ein (siehe Anlage 3). 
 

4.  Die Stadt verpflichtet sich den kombinierten Rad- Gehweg so zu unterhalten, dass die 
theoretische Lebensdauer des Rad- Gehweges von 25 Jahren erreicht wird. Wird nach 
Ablauf dieser Lebensdauer von 25 Jahren eine Erneuerung des Rad- Gehweges erforderlich, 
so beteiligt sich die Straßenbauverwaltung wieder an den Herstellungskosten, eine erneute 
Beteiligung an den Unterhaltungskosten erfolgt nicht mehr. 
 

 
§ 10 

Änderungen und Ergänzungen 
 
Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung einschl. der Anlagen, die Bestandteil dieser 
Vereinbarung sind, bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 11 
Anzahl der Ausfertigungen 

 
Diese Vereinbarung wird 2-fach gefertigt. Jeder Beteiligte erhält eine Ausfertigung. 
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§ 12 

Inkrafttretung 
 
Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die letzte Unterschrift eines Beteiligten 
erfolgt. 
 
 
 
 
 
Für die Stadt     Für die Straßenbauverwaltung 
 
 
Bornheim, den  ……………………  Euskirchen, den ………………….. 
 
 
Der Bürgermeister    Der Leiter der Regionalniederlassung Ville-Eifel 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…………………………………….   ………………………………………. 
(Wolfgang Henseler, Bürgermeister)  (Gerhard Decker, LtdRegBauDir) 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

Rat 26.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 230/2018-1 

    Stand 14.03.2018 

 
Betreff 
 

Gewerbegebiet "Alfter Nord" - Gründung einer kommunalen Arbeitsgemein-
schaft zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit bei der Entwicklung und Ver-
marktung des Gewerbegebietes "Alfter Nord" 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 

1. Die Stadt Bornheim bekennt sich zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit bei der Ent-
wicklung des Gewerbegebiets „Alfter Nord“ mit den benachbarten Gebietskörperschaften 
Alfter und Bonn. 

2. Der Rat beschließt hierzu auf der Grundlage des beiliegenden Positionspapiers eine 
kommunale Arbeitsgemeinschaft Alfter, Bonn und Bornheim  (gem. §§ 2 –3 GkG NRW)  
zu gründen und die Wirtschaftsförderungsgesellschaften von Bornheim und Alfter in die-
se Arbeitsgemeinschaft aufzunehmen.  

3. Der Rat beauftragt die Verwaltung ergänzend, die erforderlichen Vereinbarungen für die 
kommunale Arbeitsgemeinschaft und die interkommunale Entwicklung (z.B. Infrastruk-
tur- oder Erschließungsmaßnahmen) dem Rat zum Beschluss vorzulegen.  

 
Sachverhalt 
 
Der Wirtschaftsraum Bonn – Rhein/Sieg prosperiert. Unternehmen expandieren, die Zahl der 
Neugründungen steigt stark an und das Ansiedlungsinteresse regionaler, überregionaler und 
internationaler Unternehmen wächst in hohem Maße. Gleichzeitig sind für bereits ansässige 
Betriebe, insbesondere im Bonner Stadtgebiet, nicht immer ausreichende Gewerbeflächen 
vorhanden. Auch in Alfter sind alle Gewerbeflächen vollständig vermarktet. Zudem ist eine 
Konzentration der verbliebenen Gewerbeflächenpotenziale anderer Ortsteile in Alfter Nord 
vorgesehen. Um die Unternehmen und ihre Arbeitsplätze in der Region halten zu können 
und neue Gewerbetreibende hinzu zu gewinnen, ist unabhängig von den individuellen kom-
munalen Bedarfen die Ausweisung neuer Gewerbeflächen unerlässlich.  
 
Das neue Gewerbeflächenkonzept der Bundesstadt Bonn (Stadt- und Regionalplanung Dr. 
Jansen GmbH: 2017, Entwurf) prognostiziert allein für Bonn einen Gewerbeflächenbedarf 
von ca. 170 ha bis zum Jahr 2035, der nicht auf dem Stadtgebiet gedeckt werden kann. Um 
auch in Zukunft interessierten Unternehmen Angebote zur Bestandssicherung beziehungs-
weise Neuansiedlung machen zu können, hat die Bonner Wirtschaftsförderung eine 3-
Baustein-Strategie zur Sicherung und Bereitstellung von Gewerbeflächen in allen Qualitäten 
entwickelt. Der Baustein 1 umfasst die Entwicklung neuer städtischer Potenzialflächen und 
Flächenreaktivierung, als Baustein 2 wird die Interkommunale Gewerbeflächenentwicklung 

Ö  9Ö  9
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im Rahmen eines Kooperationsmodells auf Basis einer kommunalen Arbeitsgemeinschaft 
mit den Gemeinden Alfter und Bornheim gesehen, Baustein 3 ist die rechtlich verbindliche 
interkommunale Gewerbeflächenentwicklung im Sinne des Regionalplans.  
 
Die kommunalen Grenzen der Gebietskörperschaften spielen bei der Standortentscheidung 
gewerblicher Unternehmen nur eine untergeordnete Rolle. Vielmehr stehen das starke 
Marktgeschehen des prosperierenden Ballungsraums Bonn - Rhein/Sieg, die Konzentration 
gut ausgebildeter Fachkräfte und die verkehrliche sowie digitale Infrastruktur im Vorder-
grund. Diese Entwicklungen begünstigen, dass sich benachbarte Kommunen zunehmend in 
der Rolle des Motors der Region verstehen und daher auch die künftige Gewerbeflächen-
entwicklung gemeinsam abstimmen. 
 
Alfter, Bonn und Bornheim beabsichtigen daher in interkommunaler Zusammenarbeit das 
Gewerbegebiet Alfter Nord zu entwickeln. Ziel ist insbesondere eine partnerschaftliche An-
siedlungsstrategie mit einem gemeinsam festgelegten Nutzungskonzept, einem frühzeitigen 
Austausch von Informationen und Mitspracheregelungen insbesondere bei der Ansiedlung 
von Unternehmen. Mit einem partnerschaftlich entwickelten Flächenangebot unter einer ge-
meinsamen Dachmarke sowie mit der aktiven Zusammenarbeit in allen Phasen einer An-
siedlung wird insbesondere der Mittelstand in der Region gefördert und gestärkt. Außerdem 
sollen die interkommunalen Verflechtungen in Natur und Landschaft, im Verkehr, in der Inf-
rastruktur und in der Wirtschaftsförderung zum Wohle der Kommunen, der Unternehmen und 
Ihrer Mitarbeiter abgestimmt geplant und optimiert werden. 
 
Das Gebiet „Alfter Nord“ ist in besonderem Maße für eine erfolgreiche, kooperative  Entwick-
lung geeignet, da das Plangebiet bereits im Regionalplan Köln, Teilabschnitt Region Bonn / 
Rhein-Sieg und im Flächennutzungsplan der Gemeinde Alfter planungsrechtlich gesichert ist  
und die Bodenordnung intensiv vorangetrieben wird. Das geplante Gewerbegebiet „Alfter 
Nord“ liegt integriert im räumlich-funktionalen Zusammenhang aller drei Kommunen:  An-
grenzende Siedlungsstrukturen, Natur und Landschaftsraum, Straßen, Fuß- und Radwege, 
Nahverkehr und technische Infrastruktur. Die zentrale Lage zwischen Alfter, Bornheim und 
Bonn in nächster Nähe zur A 555 und zur DB-Strecke Bonn-Köln und die Nachbarschaft zu 
den Gewerbearealen im Bornheimer Süden und im Bonner Westen sind wesentliche Fakto-
ren, die für eine gemeinsame Entwicklung sprechen. Das Bauleitplanverfahren wurde bereits 
angestoßen. Nach dem Beschluss des Gemeindeentwicklungsausschusses Alfter vom 
15.02.2018 werden nun die Bürger und Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
Operative Projektentwicklung 
Die Wirtschaftsförderung Alfter (WfA) führt in Abstimmung mit der Gemeinde Alfter die ope-
rative Projektentwicklung für das Gewerbegebiet durch. Dazu gehören die Rahmenplanung 
und die Bauleitplanung, die Fachplanungen, die Bodenordnung und die Finanzierung und 
Realisierung der Erschließung sowie der Grünflächen und Ausgleichsmaßnahmen. Die Wirt-
schaftsförderung Alfter trägt alleine die Entwicklungskosten und das wirtschaftliche Risiko 
des Gewerbegebietes. Sie trifft dementsprechend auf der Grundlage der gemeinsamen, ver-
bindlich definierten Ansiedlungskriterien die abschließenden Vergabeentscheidungen. 
 
Kommunale Arbeitsgemeinschaft 
Die Wahl einer geeigneten Organisationsform für die interkommunale Zusammenarbeit ist 
Teil einer umfassenden Prüfung und von mehreren Determinanten beeinflusst: Es liegt ein 
territorialer Gebietsvorbehalt der Gemeinde Alfter nach Art. 78 der Verfassung des Landes 
NRW und den §§ 1 und 2 GO NRW vor. Zuständig für Wirtschaftsförderung und Entwicklung 
auf dem Gemeindegebiet ist dementsprechend originär die Gemeinde Alfter (territorialer Ge-
bietsvorbehalt). Aufgrund dieser rechtlichen Vorgabe und nicht zuletzt aufgrund des Ziels der 
zügigen Umsetzung kristallisierte sich im Prozess die „Kommunale Arbeitsgemeinschaft“ als 
geeignete Organisationsform heraus. Andere Formen der Zusammenarbeit wurden geprüft 
und sind nicht praktikabel oder zulässig.  
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Die Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim bilden daher für die gesamte Prozessgestaltung 
und auf Ebene der Fachplanungen eine „kommunale Arbeitsgemeinschaft“ zur Unterstüt-
zung, Beratung und Qualitätssicherung nach §§ 2 und 3 GkG NRW. Die Arbeitsgemeinschaft 
entwickelt Anregungen und Empfehlungen; sie fasst keine die Mitglieder bindenden Be-
schlüsse. Die Zuständigkeit der Organe der einzelnen Mitglieder bleibt unberührt (§ 3 Abs. 1 
GkG NRW). Die kommunale Arbeitsgemeinschaft wird durch einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zwischen den Partnerkommunen konstituiert. 
 
Folgende Aufgaben soll die kommunale Arbeitsgemeinschaft übernehmen: 

- Erarbeitung einer gemeinsamen, attraktiven Nutzungs- und Vermarktungsstrategie 
mit klaren Kriterien auf der Basis des umfangreichen Knowhows der Arbeitsgemein-
schaft 

- Abstimmung und Mitsprache bei der Vermarktung der Bauflächen 
- Partnerschaftliche Förderung von Unternehmen  
- Frühzeitige Information bei Verlagerungstendenzen von Bestandsunternehmen 
- Entwicklung von Regeln und Prozessautomatismen bei Verlagerungstendenzen von 

Unternehmen für die zuständigen Ämter der Kommunen   
- Gemeinsame Erarbeitung von übergreifenden Entwicklungsbausteinen (Artenschutz, 

Freiraumentwicklung, Verkehr u.a.) 
 

Gegebenenfalls werden ergänzende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen zwischen den 
Kommunen erforderlich, z.B. im Bereich der technischen Infrastruktur, der verkehrlichen Er-
schließung oder im öffentlichen Nahverkehr. Diese werden den zuständigen Gremien zum 
Beschluss vorgelegt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Personalaufwendungen können noch nicht beziffert werden. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Positionspapier „Alfter Nord“ 
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Gewerbegebiet Alfter Nord  

Unternehmen in der Region binden 

Unternehmen für die Region gewinnen 

 

Positionspapier  

Kommunale Zusammenarbeit bei der Entwicklung des Gewerbegebietes Alfter Nord 
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0. Präambel 

Der Wirtschaftsraum Bonn / Rhein-Sieg prosperiert. Unternehmen expandieren, die Zahl der 

Neugründungen steigt stark an und das Ansiedlungsinteresse regionaler, überregionaler und 

internationaler Unternehmen wächst in hohem Maße. Gleichzeitig sind für bereits ansässige Betriebe, 

insbesondere im Bonner Stadtgebiet, nicht immer ausreichende Gewerbeflächen vorhanden. Auch in 

Alfter sind alle Gewerbeflächen vollständig vermarktet. Zudem ist eine Konzentration der verbliebenen 

Gewerbeflächenpotenziale anderer Ortsteile in Alfter Nord vorgesehen. Um die Unternehmen und ihre 

Arbeitsplätze in der Region halten zu können und neue Gewerbetreibende hinzu zu gewinnen, ist 

unabhängig von den individuellen kommunalen Bedarfen die Ausweisung neuer Gewerbeflächen 

unerlässlich.  

Alfter, Bonn und Bornheim beabsichtigen daher in interkommunaler Zusammenarbeit das 

Gewerbegebiet Alfter Nord zu entwickeln. Ziel ist insbesondere eine partnerschaftliche 

Flächenmobilisierung mit einem gemeinsam festgelegten Nutzungskonzept, einem frühzeitigen 

Austausch von Informationen und Mitspracheregelungen insbesondere bei der Ansiedlung von 

Abb. Chancen der interkommunalen Zusammenarbeit 
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Unternehmen. Mit einem gemeinschaftlich entwickelten Flächenangebot unter einer gemeinsamen 

Dachmarke sowie mit der aktiven Zusammenarbeit in allen Phasen einer Ansiedlung wird insbesondere 

der Mittelstand in der Region gefördert und gestärkt.  

  

Außerdem werden die interkommunalen Verflechtungen in Natur und Landschaft, im Verkehr, in der 

Infrastruktur und in der Wirtschaftsförderung zum Wohle der Kommunen, der Unternehmen und Ihrer 

Mitarbeiter abgestimmt geplant und optimiert. Das geplante Gewerbegebiet liegt dabei vollständig im 

Gemeindegebiet Alfters.  

Die Rechtsform der „Kommunalen Arbeitsgemeinschaft“ ist die zulässige und passende 

Organisationsform für die zügige und schlagkräftige Realisierung des Gebietes. Die 

Wirtschaftsförderung Alfter GmbH (WfA) übernimmt dabei die operative Flächenentwicklung. Sie trägt 

alleine die Entwicklungskosten und das wirtschaftliche Risiko. Sie trifft dementsprechend auf der 

Grundlage der gemeinsamen, verbindlich definierten Ansiedlungskriterien die abschließenden 

Vergabeentscheidungen.  

Das vorliegende Positionspapier beschreibt die Chancen für die teilhabenden Kommunen. Nach rund 

einem Jahr intensiver Vorbereitung der drei Partner zeichnet sich bereits jetzt der Erfolg der 

Zusammenarbeit ab. Auf der Grundlage eines abgestimmten städtebaulichen Konzeptes konnte 

zwischenzeitlich die Bauleitplanung gestartet, der Grunderwerb weit vorangetrieben und erste 

Vermarktungsideen formuliert werden. Mit dem gemeinsamen Projekt Alfter Nord werden dabei 

Kompetenzen für eine interkommunale Zusammenarbeit in der Wirtschaftsförderung und 

Baulandentwicklung in Bonn und der Region erworben.  
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1. Gewerbegebiet Alfter Nord: Interkommunal! 

- Unternehmen in der Region binden und für die Region gewinnen - 

Bei der Standortentscheidung gewerblicher Unternehmen stehen das starke Marktgeschehen der 

prosperierenden Agglomeration Bonn / Rhein-Sieg, die Konzentration gut ausgebildeter Fachkräfte 

und die verkehrliche sowie digitale Infrastruktur im Vordergrund. Kommunale Grenzen der 

Gebietskörperschaften spielen bei der Standortentscheidung eine untergeordnete Rolle. 

Aufgrund dieser Erkenntnisse beabsichtigen die Gemeinde Alfter, die Stadt Bornheim sowie die 

Bundesstadt Bonn eine noch engere Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung in der 

gewerblichen Entwicklung und Wirtschaftsförderung. Die Planung und Realisierung des 

Gewerbegebietes Alfter Nord ist dabei ein passendes Pilotprojekt für die interkommunale 

Zusammenarbeit dreier benachbarter Kommunen. Bereits seit Anfang 2017 bereitet ein Team aus 

Planern, Entwicklern und Wirtschaftsförderern der drei Kommunen die niederschwellige und 

pragmatische Organisation und den Ablauf des gemeinsamen Entwicklungsprozesses vor. Und „die 

Chemie zwischen den Beteiligten stimmt“.   

Das Gebiet Alfter Nord ist in besonderem Maße für eine erfolgreiche, kooperative  Entwicklung 

geeignet, da das Plangebiet bereits im Regionalplan Köln, Teilabschnitt Region Bonn / Rhein-Sieg und 

im Flächennutzungsplan der Gemeinde Alfter planungsrechtlich gesichert ist  und die Bodenordnung 

intensiv vorangetrieben wird. Das geplante Gewerbegebiet Alfter Nord liegt integriert im räumlich-

funktionalen Zusammenhang aller drei Kommunen:  Angrenzende Siedlungsstrukturen, Natur und 

Landschaftsraum, Straßen, Fuß- und Radwege, Nahverkehr und technische Infrastruktur. Die zentrale 

Lage zwischen Alfter, Bornheim und Bonn in nächster Nähe zur A 555 und zur DB-Strecke Bonn-Köln 

und die Nachbarschaft zu den Gewerbearealen im Bornheimer Süden und im Bonner Westen sind 

wesentliche Faktoren, die für eine gemeinsame Entwicklung sprechen. Das Bauleitplanverfahren 

wurde bereits angestoßen. Nach dem Beschluss des Gemeindeentwicklungsausschusses Alfter vom 

15.02.2018 werden nun die Bürger und Träger öffentlicher Belange beteiligt. 

Das hier vorliegende Positionspapier beschreibt die Chancen und Potenziale sowie die Struktur der 

interkommunalen Zusammenarbeit der drei Kommunen, die angesichts der hohen Dynamik und 

Vielschichtigkeit der wirtschaftlichen Prozesse und der daraus resultierenden Anforderungen an die 

Region von hoher Bedeutung ist. Der Austausch von Informationen, die enge Kooperation in der 

Wirtschaftsförderung und Projektentwicklung und die Zusammenführung der jeweiligen Kompetenzen 

versprechen enorme Synergien im Sinne einer erfolgreichen Bewältigung des qualitativen und 

quantitativen Bedarfs an Gewerbeflächen.   
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Dies erkennt auch der Landesentwicklungsplan 2017: „Nur durch Bündelung kommunaler Finanz- und 

Verwaltungskraft lassen sich die gewachsenen Ansprüche  von Unternehmen an Gewerbe- und 

Industrieflächen […] befriedigen und Qualitätsstandards verwirklichen, die im Standortwettbewerb 

der Regionen in einem offenen europäischen Markt die Wettbewerbsfähigkeit des Landes, seiner 

Regionen und Gemeinden stärken.“ 

LEP NRW, 6.3. – 4 Interkommunale Zusammenarbeit, 2017, S. 42 

Das neue Gewerbeflächenkonzept der Bundesstadt Bonn (Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen 

GmbH: 2017, Entwurf) prognostiziert allein für Bonn einen Gewerbeflächenbedarf von ca. 170 ha  bis 

2035, der nicht im eigenen Stadtgebiet gedeckt werden kann. Um auch in Zukunft interessierten 

Unternehmen Angebote zur Bestandssicherung beziehungsweise Neuansiedlung machen zu können, 

hat die Bonner Wirtschaftsförderung eine 3-Baustein-Strategie zur Sicherung und Bereitstellung von 

Gewerbeflächen in allen Qualitäten entwickelt. Der Baustein 1 umfasst die Entwicklung neuer 

städtischer Potenzialflächen und Flächenreaktivierung, als Baustein 2 wird die Interkommunale 

Gewerbeflächenentwicklung im Rahmen eines Kooperationsmodells auf Basis einer kommunalen 

Arbeitsgemeinschaft mit den Gemeinden Alter und Bornheim gesehen, Baustein 3 ist die rechtlich 

verbindliche interkommunale Gewerbeflächenentwicklung im Sinne des Regionalplans.  

Die Kooperation der Gemeinde Alfter, der Stadt Bornheim und der Bundesstadt Bonn steht in einem 

längeren intensiven Diskussionszusammenhang. In jüngster Zeit hat sich dies durch die Initiative 

‚shaREgion‘ weiter verfestigt, in der im Rahmen eines Projektaufrufes des Landes NRW 

(StadtUmland.NRW) ein Zukunftskonzept für die Stadt Bonn und deren Nachbargemeinden entwickelt 

wurde. Die gemeinsame Mobilisierung von Gewerbeflächen geht von der Grundannahme aus, dass die 

aktuellen und für die nächsten Jahre zu erwartenden Wachstumsimpulse insbesondere dann positiv 

im Sinne der Region genutzt werden können, wenn durch intensive und partnerschaftliche 

Zusammenarbeit die vorhandenen Potenziale „geteilt“, d.h. gemeinsam entwickelt und genutzt 

werden. Es geht um das nur interkommunal erreichbare Ziel, Unternehmen in der Region zu binden 

und Unternehmen für die Region zu gewinnen. Der Bereich Alfter Nord ist außerdem Teil des 

ausgewählten Lupenraumes ‚shaREgion.linksrheinisch‘, in dem kurz- und mittelfristig beispielhafte 

Lösungen integrierter interkommunaler Siedlungsentwicklung erprobt werden sollen. 
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2. Räumlich-funktionale Beziehungen und Charakteristik des 

Gewerbegebietes Alfter Nord 

 

Lage 

- Gemeindegebiet Alfter; unmittelbar angrenzend an Bonn und Bornheim  

- direkte städtebauliche Einbindung in die Gewerbegebiete Bornheim-Süd und die Ortslage 

Alfter 

- unmittelbare Nähe der Gewerbegebiete Bonn-West und Bonn-Hohe Straße 

- Ergänzung der gewerblichen Prägung des näheren Umfeldes 

- Nachbarschaft zu Wohnstandorten 

 

 

Abb. Lage und räumlich-funktionale Beziehungen  

214



8 
 

 

Räumlich – funktionale Beziehungen 

- Integraler Bestandteil des Siedlungsraums Alfter / Bornheim / Bonn; benachbart zur Ortslage 

Alfter, zum Ortsteil Bonn-Tannenbusch und den Gewerbegebieten Bonn-West und 

Bornheim-Süd.  

- Anbindung an die interkommunale Straßenverbindung L 183n / Ortsumgehung Roisdorf und 

Alfter; Anbindung an Hohe Straße, Bonn 

- Schaffung einer fußläufigen Beziehung zum DB-Haltepunkt Bornheim Roisdorf mit 

Verbindungen Richtung Bonn und Köln   

- Integration überörtlicher Radwegebeziehungen und Radpendlerrouten 

- Gestaltung eines gemeinsamen Landschaftsraums; Integration des überregionalen Grünzugs 

als Naherholungsgebiet 

- Aufwertung des grenzüberschreitenden Lebensraums für Flora und Fauna (Artenschutz) 

- Anschluss der Entwässerung an den Bonner Randkanal 

- Berücksichtigung der freizuhaltenden  Hochspannungs- und Mittelspannungstrasse  

 

Kennziffern 

- Plangebiet ca. 48 ha  

- Bauflächen ca. 29 ha  

- Landwirtschaftliche Flächen & Grünflächen  ca. 16 ha  

- Verkehrsflächen  ca. 3 ha 

 

Planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

- Darstellung gewerblicher Flächen im FNP und im Regionalplan 

- Einleitung des Bauleitplanverfahrens 
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3. Gewerbegebiet Alfter Nord - Vom Prozess zum Projekt 

Auf der Grundlage einer Machbarkeitsuntersuchung der Wirtschaftsförderung Alfter aus dem Jahr 

2016 bereitete ein interdisziplinäres Team aus den Verwaltungen und den Wirtschaftsförderungen der 

drei Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim seit Anfang 2017 mit Unterstützung der beratenden 

Stadtplaner und Projektentwickler der ulrich hartung gmbh die Organisation und den Ablauf des 

interkommunalen Prozesses vor. 

Die Wahl einer geeigneten Organisationsform ist dabei Teil einer längeren Prüfung und von mehreren 

Determinanten beeinflusst: Insbesondere liegt ein territorialer Gebietsvorbehalt der Gemeinde Alfter 

nach Art. 78 der Verfassung des Landes NRW und den §§ 1 und 2 GO NRW vor. Zuständig für 

Wirtschaftsförderung und Entwicklung auf dem Gemeindegebiet ist daher originär die Gemeinde 

Alfter.  

Aufgrund dieser rechtlichen Vorgaben und nicht zuletzt aufgrund des Ziels der zügigen Umsetzung 

kristallisierte sich im Prozess die „kommunale Arbeitsgemeinschaft“ als geeignete Organisationsform 

heraus.  

 

 

.1 Kommunale Arbeitsgemeinschaft 

Die Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim bilden für die gesamte Prozessgestaltung und auf Ebene 

der Fachplanungen eine „kommunale Arbeitsgemeinschaft“ zur Unterstützung, Beratung und 

Qualitätssicherung nach §§ 2 und3 GkG NRW. Die Arbeitsgemeinschaft entwickelt Anregungen und 

Empfehlungen; sie fasst keine die Mitglieder bindenden Beschlüsse. Die Zuständigkeit der Organe der 

einzelnen Mitglieder bleibt unberührt (§ 3 Abs. 1 GkG NRW).  

Die kommunale Arbeitsgemeinschaft wird durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen den 

Partnerkommunen konstituiert. Die gegenseitige Vereinbarung im Sinne des gesamten 

Positionspapiers sowie der Präambel sind Gegenstand dieses öffentlich-rechtlichen Vertrages. Dieser 

ist bei den Aufsichtsbehörden anzeigepflichtig. 

Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich eine Geschäftsordnung, die die Zusammensetzung und die Prozesse 

innerhalb der Arbeitsgemeinschaft regelt. Dabei stehen insbesondere Regelungen zur frühzeitigen 

Information von Anfragen aus dem Gewerbebestand der Kommunen, zur Mitsprache bei Ansiedlungen 

im Gebiet und zur durchgängigen Begleitung und Förderung von Unternehmen und Ihrer Mitarbeiter 

im Fokus.  
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Ziele der kommunalen Arbeitsgemeinschaft 

Partnerschaftliche Mobilisierung und Vermarktung des Gewerbegebietes Alfter Nord 

- Erarbeitung einer gemeinsamen, attraktiven Nutzungs- und Vermarktungsstrategie mit 

klaren Kriterien auf der Basis des umfangreichen Knowhows der Arbeitsgemeinschaft 

- Abstimmung und Mitsprache bei der Vermarktung der Bauflächen; Transparenz der 

Vergaben 

- Partnerschaftliche Förderung des Mittelstands und der Bestandsunternehmen in der Region 

mit Einbeziehung regionaler Institutionen  

- Gezielte Vermarktung unter einem Namen und mit abgestimmtem Konzept 

- Frühzeitige Information bei Verlagerungstendenzen von Bestandsunternehmen 

- Entwicklung von Regeln und Prozessautomatismen bei Verlagerungstendenzen von 

Unternehmen für die zuständigen Ämter der Kommunen   

- Gemeinsame Erarbeitung von übergreifenden Entwicklungsbausteinen (Artenschutz, 

Freiraumentwicklung, Verkehr u.a.) 

 

Modus der Zusammenarbeit der kommunalen Arbeitsgemeinschaft 

- Regelmäßige Mitteilungen in den kommunalen Gremien 

- Regelmäßiger interkommunaler Jour fixe  

- Fachspezifische Meetings: Abstimmung der Verwaltungen sowie externer Dienstleister 

- Intensive Zusammenarbeit in der Betreuung der Unternehmerinnen und Unternehmer 

 

Mitglieder der kommunalen Arbeitsgemeinschaft 

Mitglieder der kommunalen Arbeitsgemeinschaft werden die Kommunen Alfter, Bornheim und Bonn, 

vertreten durch: 

- den Fachbereich 3 - Planen, Entwickeln, Bauen der Gemeinde Alfter 

- die Wirtschaftsförderung Alfter GmbH (WfA) 

- das Dezernat III, 61 Stadtplanungsamt der Bundesstadt Bonn 

- das Dezernat OB, 03 Amt für Wirtschaftsförderung, Liegenschaften und Tourismus der 

Bundesstadt Bonn 

- Dezernate I und II der Stadt Bornheim 

- die Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH Bornheim 

Weitere Fachämter und Institutionen werden bedarfsabhängig konsultiert und hinzugezogen.  
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Nächste Schritte  

- Ausarbeitung einer öffentlich rechtlichen Vereinbarung zur Gründung der kommunalen 

Arbeitsgemeinschaft 

- Geschäftsordnung 

- Klärung Detailfragen der Entwicklung 

- Ausgestaltung eines Marketingkonzepts mit externer Agentur 

 

.2 Operative Projektentwicklung  

Die Wirtschaftsförderung Alfter (WfA) führt in Abstimmung mit der Gemeinde Alfter die operative 

Projektentwicklung für das Gewerbegebiet durch. Dazu gehören: 

Standortbezogene Planung (Rahmenplanung + Bauleitplanung) 

- Städtebauliches Konzept 

- Mobilitätskonzept: Verknüpfung überörtlicher Straßen, Fuß- und Radwege  

- Technische Infrastruktur: Entwässerung, Wasser-, Energie- und Breitbandversorgung  

- Freiraumkonzept: Verflechtung und Qualifizierung  Grün- und Landschaftsraum, Artenschutz 

- Nachhaltige Entwicklung 

- Planungsrecht: Bebauungsplan, Flächennutzungsplanänderung (Planungshoheit Gemeinde 

Alfter) 

Bodenordnung  

- Ankauf der Grundstücke durch die WfA 

- Durchführung eines Umlegungsverfahrens und anschließende Neuordnung 

Umsetzung 

- Freilegung und Herstellung der Bebaubarkeit der Grundstücke  

- Straßen, Wege, technische Versorgung, Entwässerung und Rückhaltungen,  

Anschluss Bonner Randkanal, öffentliche Grünflächen 

Finanzierung 

- Die Wirtschaftsförderung Alfter trägt alleine die Entwicklungskosten und das wirtschaftliche 

Risiko des Gewerbegebietes 
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.3 Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen  

Zur Realisierung und Finanzierung von Einzelvorhaben sind unter anderem für folgende 

Teilaufgaben weitere Vereinbarungen oder öffentlich-rechtliche Verträge erforderlich, 

insbesondere:  

- Anschluss Entwässerung an den Bonner Randkanal 

- Anbindung Raiffeisenstraße (Bornheim) 

- Anbindung Hohe Straße (Bonn) 

- Vereinbarung ÖPNV 

- Sicherstellung der Brandbekämpfung durch die Feuerwehren 

 

 

 

4. Chancen der interkommunalen Zusammenarbeit 

Von einer interkommunalen Zusammenarbeit profitieren sowohl die Region als Ganzes, als auch die 

einzelnen Kommunen unter unterschiedlichsten Gesichtspunkten. Hervorzuheben ist hierbei die 

koordinierte und aktive Mobilisierung von Gewerbeflächen und Steuerung von Ansiedlungen über die 

Grenzen einer Kommune hinaus.  

 

.1 … für Alfter 

- höherer Flächenumsatz und nachhaltiger Vermarktungserfolg durch kooperative  

Vermarktung  

- Stärkung des Gewerbestandortes und Minderung der Auspendlerquote 

- stärkere überregionale Bekanntheit durch partnerschaftliche Wirtschaftsförderung 

- höhere Standortqualität durch Verflechtung Verkehr, Freiraum und Städtebau 

- homogene Qualität durch Profilierung der Nutzung mit einem zukunftsfähigen und 

nachhaltigen Branchenmix 

- Anbindung an P+R („Park and Ride“) am Bahnhof Roisdorf 

- ÖV-Anbindung von Alfter Nord in Richtung Roisdorf Bf. und Hersel, sowie in Richtung 

Tannenbusch-Mitte  

- Unterstützung und Beratung bei allen Entwicklungsschritten 
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.2 … für Bonn 

- Mitwirkung bei der Entwicklung des Nutzungs- und Vermarktungskonzeptes Alfter Nord 

- Mitsprache bei der Umsiedlung und Ansiedlung von Unternehmen  

- Frühzeitige Information bei Umsiedlungstendenzen 

- Chance einer aktiven, vorausschauenden Gewerbeflächenstrategie 

- Vermeidung der Abwanderung bedeutender Unternehmen außerhalb der Region; Sicherung 

der Arbeitsplätze und der Kaufkraft 

- Dynamisierung von Bonner Gewerbestandorten: Qualifizierung vorhandener 

Gewerbegebiete; Schaffung von Flächen für neue Unternehmen; Mobilisierung der 

Verdichtungspotenziale von minder genutzten Bestandsflächen im Bonner Stadtgebiet; 

Grundstücks- und Standortentwicklung  

- Bindung von Bonner Bürgerinnen und Bürger durch die Sicherung von Unternehmen in der 

Region 

- ÖV-Anbindung von Tannenbusch-Mitte über Alfter Nord und Roisdorf Bf. nach Hersel 

- Vermeidung von Pendlerbelastungen durch räumliche Nähe und abgestimmte 

Verkehrskonzepte; Entlastung der verkehrlichen Infrastruktur 

- Die Kooperation mit Alfter und Bornheim ist einer von drei Bausteinen der Bonner 

Gewerbeflächenstrategie 

 

.3 … für Bornheim 

- stärkere überregionale Bekanntheit durch partnerschaftliche Wirtschaftsförderung 

- Realisierung einer Anbindung Gewerbe Bornheim-Süd in Richtung Bonn; Entlastung Straßen 

und Knoten 

- ÖV-Anbindung Bornheim-Hersel über Roisdorf Bf. und Alfter Nord nach Tannenbusch-Mitte. 

- Mitwirkung bei der Gestaltung des Nutzungskonzepts; Ergänzung statt Konkurrenz 

- Bindung der Bornheimer Bürgerinnen und Bürger in der Region auf der Basis schon 

bestehender Pendlerbeziehungen 

 

.4 … für die Region 

Gemeinsame Entwicklung kommt allen zugute 

- Erarbeiten eines gemeinsamen Qualitätsmaßstabes in Bezug auf die Entwicklung des 

Gebietes 

-  Gemeinsame Profilierung des neuen regional bedeutsamen Standortes in Abstimmung und 

Ergänzung der GE-Angebote Bonn und Bornheim 
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- Steuerung und Stärkung übergreifender Struktureffekte: Arbeitsmarkt / Arbeitsplätze vor 

Ort, Beschäftigte wohnen in Alfter/Bornheim/Bonn 

- Ansatz zur Verkehrsreduktion durch das Halten von Betrieben in der Region 

- Förderung kurzer Wege; Reduzierung Pendlerverkehre 

- Ergänzung und Optimierung der ÖPNV-Vernetzung 

- Gemeinsames Vermarktungskonzept zur abgestimmten und ausgewogenen Entwicklung der 

kommunalen und regionalen gewerblichen Strukturen 

- Umfassendes Flächenangebot: Akquisitions-, Expansionsmöglichkeiten und 

Standortsicherung für lokale und regionale Unternehmen 

- Stärkung des regionalen Portfolios differenzierter Gewerbeflächenangebote 

- Sicherung und Stärkung des Produktionssektors in regionaler Betrachtung 

- Bindung der Fachkräfte 

- Abstimmung beim interkommunalen Artenschutz 

- Nachbetrachtung und Aufbereitung dieser interkommunalen Arbeitsgemeinschaft als ein 

Beispiel der interkommunalen Zusammenarbeit in der Region Bonn / Rhein-Sieg 

 

 

Bündelung Knowhow, Kontakte und Netzwerke der Kommunen 

- Integrierte Gewerbeflächenentwicklung über kommunale Grenzen hinweg als strategischer 

Fachbeitrag für die Region 

- Pro-aktives Handeln durch Erfahrungs- und Wissenstransfer 

- Austausch über Bedarfe und Zukunftsperspektiven  

- Kooperation mit regionalen Institutionen, u.a.: rsk, :rak, IHK, HWK, Bez. Reg., Region 

Köln/Bonn e.V., Metropolregion Rheinland e.V.  

- Kommunen bündeln Expertise in der Flächenentwicklung  und wirtschaftlichen 

Projektentwicklung  

- Wissen um Bedürfnisse regionaler Unternehmen gewährleistet maßgeschneidertes 

attraktives, nachhaltiges Nutzungskonzept 

- Enge, interdisziplinäre Abstimmung zu Planungsthemen 

- Akquisition, Kommunikation und Vermarktung als gemeinsame Adresse  
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5. Zeitplan 

2016  Machbarkeitsstudie zur Entwicklung eines Gewerbegebietes durch ulrich hartung gmbh 

2017  Beschluss Aufsichtsrat und Gemeinderat Alfter zur Entwicklung des Gewerbegebietes Alfter 

Nord 

Initiierung der interkommunalen Arbeitsgruppe Alfter, Bonn, Bornheim; Erarbeitung eines 

Positionspapiers als Grundlage der Zusammenarbeit 

Kommunalrechtliche und steuerliche Prüfung der Optionen der Zusammenarbeit  

Start des Grunderwerbs durch die WfA  

Vorstellung der Rahmenplanung im Gemeindeentwicklungsausschuss Alfter 

2018  Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Beteiligung des Bebauungsplans und der FNP-Änderung 

(15.02.2018) 

Start des Umlegungsverfahrens 

Erschließungsplanung 

Gremienvorlage Alfter, Bonn, Bornheim; Beschluss Positionspapier zur interkommunalen 

Zusammenarbeit 

Erarbeitung eines gemeinsamen Vermarktungskonzepts  

Regeln der interkommunalen Zusammenarbeit   

Öffentlich rechtlicher Vertrag zur interkommunalen Zusammenarbeit 

2019  Offenlage des Bebauungsplans und der FNP-Änderung 

Satzungsbeschluss Bebauungsplan und FNP-Änderung 

Abschluss Umlegungsverfahren 

Öffentlich-rechtliche Verträge Alfter / Bonn / Bornheim  

Realisierung von Ausgleichs- und Grünflächen  

Realisierung der Erschließung des ersten Bauabschnitts 

Vermarktung 

2020 ff.  Realisierung der weiteren Erschließung und Bauabschnitte 

Herstellung der Anbindung Hohe Straße und Raiffeisenstraße  

Realisierung von Ausgleichs- und Grünflächen  

Vermarktung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.04.2018 

Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 202/2018-7 

    Stand 20.03.2018 

 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 27.02.2018 betr. Bebauung RO 17 / SUTI-
Center 

 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
wie folgt zu beschließen: s. Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung:  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis 
 
Sachverhalt 
 
Der Lieferverkehr der 2 Anlieferzonen des Einkaufszentrums entlang der Bahntrasse soll 
zukünftig über den Widdiger Weg bzw. die Siegburger Str./ Schumacherstraße abgewickelt 
werden.  
 
Aufgrund des Straßenquerschnitts und der Straßenführung ist eine Lkw-Ausfahrt über die 
Mainzer Str. / Güterbahnhofsstraße sehr unwahrscheinlich. Da die An- und Abfahrt meist 
über die Autobahn erfolgt ergibt sich für die Lkw-Fahrer hierdurch kein Vorteil und wird daher 
auch nicht erwartet.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
 

Ö  10Ö  10

223



Ö  10Ö  10

224



TOP 

 
 

  Seite 1 von 1 

Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 251/2018-7 

    Stand 05.04.2018 

 
Betreff 
 

Antrag der CDU-Fraktion vom 20.03.2018 betr. Antrag auf Aufstellungsbe-
schluss für eine Bebauungsplanentwicklung gemäß §13a BauGB in Bornheim-
Waldorf, Schmiedegasse/Lücherweg/Kampsweg/Blumenstraße 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt den Antrag zur Kenntnis und verweist ihn in die 
Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung im Juni 2018. 
 
Sachverhalt 
 
Die Fläche ist für eine Bebauung grundsätzlich geeignet. Mit den Trägern des Vorhabens 
haben in der Vergangenheit auch bereits Gespräche stattgefunden. 
 
Derzeit bearbeitet die Verwaltung vorrangig Projekte, die in der Priorisierung der Wohnbau-
flächenentwicklung unter Priorität 1 eingestuft sind. 
 
Im Rahmen der Vorbereitung der Haushaltsberatungen soll in der Sitzung des Ausschusses 
für Stadtentwicklung im Juni eine Aktualisierung der Planprioritäten erfolgen. In diesem Kon-
text wird auch ein Beschluss über die zeitliche Entwicklung der beantragten Fläche Schmie-
degasse/ Lücherweg/ Kampsweg/ Blumenstraße vorbereitet. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
 

Ö  11Ö  11
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An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Stadtentwicklung 
Wolfgang Schwarz 
Postfach 1140   
53308 Bornheim 
 

 
22.03.2018 

 
 
Antrag auf Aufstellungsbeschluss eine Bebauungsplanentwicklung gemäß § 13a BauGB in Born-
heim-Waldorf, Schmiedegasse/Lücherweg/Kampsweg/Blumenstraße 
 
 
Sehr geehrter Herr Schwarz, 
 
bitte nehmen Sie nachfolgenden Antrag auf die Sitzung des nächsten Ausschusses für Stadtent-
wicklung: 
 
Antrag: 
 
Der Bürgermeister wird beauftragt, dem Ausschuss für Stadtentwicklung gemäß §13a BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplans in der Ortschaft Waldorf – Schmiedegas-
se/Lücherweg/Kampsweg/Blumenstraße vorzulegen. 
 
Begründung: 
 
Die Fläche ist im Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim als Wohnbaufläche ausgewiesen. Ge-
mäß der am 17.7.2013 vom Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften beschlossenen 
Leitlinien der Wohnbauflächen-Entwicklung und Bewertung der Wohnbauflächen als Grundlage 
für die zukünftige Wohnbauflächen-Entwicklung der Stadt Bornheim wurde diese Fläche insbe-
sondere aufgrund ihrer Lage innerhalb des 500m-Radius der Versorgung und teils der ÖPNV-
Haltestelle sowie der zu erwartenden geringen Umweltauswirkungen positiv bewertet. Besonders 
aufgrund der Nähe zu den Infrastruktureinrichtungen im Ort und der integrierten Lage im gewach-
senen Ortskern von Waldorf halten wir die Fläche für besonders entwicklungswürdig.  
 
Die Eigentümer beabsichtigen, das ca. 6.800 m² umfassende Gebiet einer Wohnbebauung zuzu-
führen. Ziel ist es nach wie vor, die baureifen Grundstücke teilweise zur freien Bebauung zu veräu-
ßern bzw. teilweise selbst zur Errichtung eines barrierefreien Altersruhesitzes zu nutzen. Es wird 
ein konventioneller Bebauungsplan angestrebt und ist somit eine klassische Innenentwicklung. 
Insgesamt ist die Schaffung von 18 Wohneinheiten geplant. Ein Mehrfamilienhaus mit 5-6 
Wohneinheiten ist vorgesehen und könnte als geförderter Wohnraum genutzt werden. 
 
 
gez. Günter Knapstein gez. Helga Bandel   
 
 
 

Wir in Bornheim. 

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bornheim 

Servatiusweg-19-23 

53332 Bornheim 

Ö  11Ö  11
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 Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

Rat 26.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 263/2018-7 

    Stand 05.04.2018 

 
Betreff 
 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 26.03.2018 betr. Auflösung 
der Bahnquerung der L118 im Bereich der Kreuzung L118/L300 in Hersel 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat.  
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei den Baulastträgern Landesbetrieb Straßenbau NRW 
und Häfen und Güterverkehr Köln AG eine langfristige Auflösung der Bahnkreuzung im Be-
reich der Kreuzung L118/L300 in Hersel anzuregen.  
 
Sachverhalt 
 
Bei dem Bahnübergang in Hersel handelt es sich um die Kreuzung einer Landesstraße und 
einer Eisenbahnstrecke der Häfen und Güterverkehr Köln. Die L 118 und die Linie 16 befin-
den sich beide nicht in der Baulast der Stadt Bornheim. Dies gilt auch für die angrenzende 
Landesstraße L 300. Lediglich die untergeordnet einmündende Moselstraße ist eine Ge-
meindestraße. 
 
Die Auflösung der Kreuzung beinhaltet eine Beseitigung der höhengleichen Kreuzung der L 
118 mit dem Bahnkörper der Häfen und Güterverkehr Köln mit einem Entfall des zurzeit ge-
gebenen Bahnübergangs. Die Aufhebung einer Kreuzung erfolgt nach dem Eisenbahnkreu-
zungsgesetz. In Hersel sind hier in erster Linie der Landesbetrieb Straßenbau mit der Nie-
derlassung Euskirchen und die Häfen und Güterverkehr Köln beteiligt. Inwieweit auch die 
Stadt Bornheim mit der Moselstraße untergeordnet beteiligt sein kann, wäre von einer kon-
kreten späteren Planung abhängig. 
 
Grundsätzlich kann die Stadt Bornheim daher die Aufhebung der Eisenbahnkreuzung nicht in 
die Wege leiten. Dies ist den Beteiligten, hier dem Landesbetrieb Straßenbau NRW und der 
Häfen und Güterverkehr Köln vorbehalten. Die Stadt Bornheim könnte dies lediglich anre-
gen.  
 
Die aktuellen Planungsüberlegungen des Landesbetriebs Straßenbau wurden im StEA am 
15.11.2017 durch das Planungsbüro BBW aus Bochum vorgestellt (Vorlage 709/2017-7). 
Nach dem Beschluss im StEA vom 15.11.2017 wurde die Verwaltung beauftragt, die Ver-
handlungen mit den Beteiligten (Landesbetrieb Straßen NRW und HGK) fortzusetzen, um 
eine wirkliche Optimierung des Knotenpunktes (u.a. Verlängerung der Abbiegespuren) zu 
erreichen und den Ausschuss über die Ergebnisse der Verhandlungen zu informieren. Dieser 
Ansatz ist als mittelfristige Lösung zu betrachten. Die Verwaltung hat hierzu bereits erste 
Schritte unternommen und befindet sich Verlauf weiterer Abstimmungen.  

Ö  12Ö  12
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Gleichzeitig läuft eine neue Planung der HGK zu den Bahnsteigen und Gleisanlagen der 
Linie 16, in der insbesondere die Option für den Güterverkehr aufrechterhalten werden soll. 
Die Anfänge der Planung wurden der Stadt und den vielen anderen Beteiligten in einem 
Termin beim NVR am 12.03.18 durch die HGK vorgestellt. Diese Planung beinhaltet die Op-
tion für eine weitgehende Umgestaltung der Bahnsteige in Hersel. Die Planung der HGK soll 
bis zum Sommer fertig gestellt und im Herbst den Ratsgremien vorgestellt werden. Damit 
können aber die weiteren Planungen z.B. zum He 09 zunächst nicht weiter geführt werden, 
da die Entscheidungen der HGK wesentliche Auswirkungen auf das gesamte Plangebiet 
haben. 
 
Bedingt durch die Baulastträgerschaft des Landesbetriebs Straßenbau NRW und die Häfen 
und Güterverkehr Köln AG soll nach weiterer Abstimmung von Seiten der Stadt Bornheim die 
Anregung einer kreuzungsfreien Querung der Bahnlinie als langfristige Lösung erfolgen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Große Anfrage 
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN · Servatiusweg 19-23 · 53332 Bornheim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Stadtratsfraktion Bornheim 
 

Dr. Kuhn, Arnd 

Fraktionsvorsitzender 

Markus Hochgartz 

stellvertr. Fraktionsvorsitzender 

 

Fraktionsgeschäftsstelle 

Servatiusweg 19-23, 53332 Bornheim 

Tel.:     +49 (22 22) 94 55 40 

Mobil: 0151 20 74 61 04 

diegruenen@rat.stadt-bornheim.de 

   

Bankverbindung: Kreissparkasse Köln  IBAN: DE03370502990049004371  BIC: COKSDE33XXX                www.gruene-bornheim.de 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Henseler, sehr geehrter Herr Schwarz, 
  

wir bitten den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 
25.04.2018 und des Rates am 26.04.2018 zu setzen. 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bornheim empfiehlt dem Rat folgenden Beschluss: 
 

Der Rat der Stadt Bornheim möge beschließen: 
 

Die Bahnquerung der Linie 16 über die L118 im Bereich der Kreuzung L118/L300 in Hersel soll aufgelöst werden. Die 
Verwaltung wird beauftragt die dafür notwendigen Schritte einzuleiten. 
 

Begründung: 
Der Zustand der Kreuzung L118/L300 in Hersel wird im Verkehrsgutachten der Firma Brilon Bondzio Weiser GmbH 
im Zusammenhang mit den Planungen einer neuen BÜSTRA-Anlage bereits jetzt als mangelhaft nachgewiesen. 
Dabei fand eine bereits konkret diskutierte Taktverdichtung der Linie 16 noch keine Berücksichtigung, so dass von 
einem eher noch schlechteren Urteil auszugehen ist. Klar wurde durch das Gutachten ebenso, dass eine echte 
Chance die Kreuzung zu ertüchtigen nur in einer Aufhebung der Bahnquerung liegt. Uns ist bewusst, dass eine 
solche Maßnahme, wie auch immer sie später konkret aussehen wird, eine langfristige Aufgabe ist und keine 
schnelle Lösung bietet. Umso wichtiger ist es jetzt mit den Planungen zu beginnen, zumal wir eine Taktverdichtung 
der Linie 16 ebenfalls anstreben. 
Wir erwarten zudem, dass die benachbarten Kommunen Bonn und Wesseling, die beide bereits öffentlich eine 
Taktverdichtung der Linie 16 forderten, ein solches Ansinnen aktiv unterstützen. Dies gilt insbesondere, da ein 
Großteil des Kraftfahrzeugverkehrs durch die Fahrt nach oder aus Bonn heraus resultiert.  
Auch wir setzen uns für eine Taktverdichtung der Linie 16 ein. Da uns aber bewusst ist, welche Auswirkungen eine 
solche Maßnahme für die Kreuzung darstellt, müssen wir parallel dazu eine große Lösung bei der Ertüchtigung 
anstreben. Dies bedeutet insbesondere für den Bereich um die Kreuzung und den Bahnhof in Hersel, dass die 
Umsetzung dieser Maßnahme Priorität hat und alle weiteren Maßnahmen diesem Projekt untergeordnet werden 
müssen. Langfristig wäre es für Hersel schädlich, wenn wir eine Lösung durch andere Planungen verhinderten.  
 

Markus Hochgartz                                                Maria Koch                                               und Fraktion 

Bornheim, 26. März 2018 

Betreff: Auflösung der Bahnquerung der L118 im Bereich 
der Kreuzung L118/L300 in Hersel 

An Bürgermeister der Stadt Bornheim 

Herrn Wolfgang Henseler 

und den Vorsitzenden des Stadtentwicklungsausschusses 

Herrn Wolfgang Schwarz 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 

Ö  12Ö  12
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 264/2018-9 

    Stand 27.03.2018 

 
Betreff 
 

Antrag der UWG/Forum-Fraktion vom 26.03.2018 betr. Prüfung zur Installie-
rung eines Schrammbordes sowie Sanierung der Parkstreifen vor dem 
Nahkauf- Markt in Merten 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung vertagt den Antrag in die nächste Sitzung.  
 
Sachverhalt 
 
Auf den beigefügten Antrag vom 26.03.2018 wird Bezug genommen. 
 
Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin soll nach § 1 der Geschäftsordnung zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten Erläuterungen erstellen. Sie sollen eine kurze Sachdarstellung und 
einen Entscheidungsvorschlag des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin enthalten. Wegen 
der Kürze der Zeit zwischen Eingang des Antrages und Abgabeschluss sowie den Osterferi-
en war die rechtzeitige Fertigung der notwendigen Vorlage nicht möglich. 
 
Die Verwaltung wird die Vorlage daher in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Stadt-
entwicklung vorlegen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
 

Ö  13Ö  13
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UWG/FORUM-Fraktion, Servatiusweg 19, 53332 Bornheim 
An den 
Vorsitzenden  
des Stadtentwicklungsausschusses 
Herrn Wolfgang Schwarz 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 
 
        Bornheim, den 26. März 2018 

  Sehr geehrter Herr Schwarz, 
 
  hiermit bitte ich Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 
  Ausschusses für Stadtentwicklung zu setzen: 
 
  Beschlussentwurf: 
 
  1. Der Bürgermeister wird beauftragt, bei einer Ortsbesichtigung mit allen Beteiligten und 
      dem zuständigen Fachbereichsleiter zu prüfen, ob die Möglichkeit besteht, vor dem  
          Nahkauf-Markt in Merten, Kirchstraße, ein Schrammbord  zu installieren und teilweise den 
      Bordstein abzusenken. 
  2. den SSB zu beauftragen, umgehend den  städtischen Parkstreifen vor dem Markt zu 
      sanieren. 
   
  Begründung: 
 
  Beim letzten Gespräch mit den Betreibern, den Herren Caragrigoriou, Herrn Römer von der 
  Wirtschaftsförderungsgesellschaft und dem Mertener Ortsvorsteher wurde deutlich, dass der 
  relativ kleine Markt  erhebliche Schwierigkeiten hat, gegen die großen Mitbewerber (Edeka 
  Walberberg und REWE Waldorf) konkurrenzfähig zu sein. Der Markt ist als Nah- und  
  Vollversorger für den Ort Merten, insbesondere für Senioren und nicht motorisierte Kunden,  
  enorm wichtig. Zu der fehlenden Attraktivität tragen offensichtlich u.a. auch die mit den 
  Einkaufswagen schlecht anzufahrenden Parkplätze bei. Äußerst hilfreich – darüber waren 
  sich alle Gesprächsteilnehmer einig – wäre die Sanierung des städtischen Parkstreifens vor  
     dem Markt mit teilweiser Bordsteinabsenkung incl. Errichtung eines Schrammbordes, damit 
  motorisierte Kunden ebenerdig problemlos mit dem Einkaufswagen die Kofferräume 
  ihrer PKW´s zum Verstauen ihrer Einkäufe erreichen können. Der Ist-Zustand ist leider nicht 
  kundenfreundlich. 
  Um durch die Bordsteinabsenkung bzw. Schrammbordeinrichtung zu einer zufriedenstellen-
   den Lösung zu kommen, sollte die Ortsbesichtigung mit allen Beteiligten und dem zuständi-
  gen Fachbereichsleiter kurzfristig stattfinden, um dadurch das „Überleben“ des für die  
  Mertener und auch Rösberger Bevölkerung wichtigen Versorgungsbetriebes zu sichern. 
 
  Mit freundlichen Grüßen 
 
  Hans Gerd Feldenkirchen u. Fraktion 

 
 

Fraktionsvorsitzender: Hans Gerd Feldenkirchen 
Straußweg 4, 53332 Bornheim 

Tel.: 02227-9099377 – Fax: 02227-909427 
eMail: h.g.feldenkirchen@t-online.de 

 

Fraktionsgeschäftsstelle   
Servatiusweg 19 
53332 Bornheim 

 
Tel: 02222/99 566 345/46 

Fax: 02222/99 563 457 
uwg-fraktion@rat.stadt-bornheim.de 
www.uwg-bornheim.de 
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  öffentlich  Vorlage Nr. 214/2018-9 

    Stand 06.03.2018 

 
Betreff 
 

Mitteilung zum Sanierungsverfahren an der Brücke "Ackerweg" in Walberberg 

 
Sachverhalt 
 
Die einspurige Wirtschaftswegbrücke „Ackerweg“ kreuzt die Straßenbahntrasse der HGK 
Linie 18. Im Oktober 2016 wurde eine Brückenhauptprüfung an dem o.g. Bauwerk durchge-
führt. Insbesondere auf Basis der bei der Bauwerksprüfung festgestellten deutlichen Mängel 
der Unterbauten wurde ein Baustoffgutachten vom Büro Hart vom 18.07.2017 für die Unter-
bauten erstellt. Die bereits bei der Bauwerksprüfung festgestellten starken Auswaschungen 
und Absandungen an den Sichtflächen des Widerlagers Ost wurden im Gutachten bestätigt. 
Das Bauwerk wurde seitdem für den KFZ- und LKW Verkehrs mittels Baken durch den 
StadtBetrieb Bornheim gesperrt. Das Büro Kocks aus Koblenz wurde mit einer Variantenun-
tersuchung zur Untersuchung verschiedener Sanierungsmöglichkeiten beauftragt. Insgesamt 
wurden 6 Varianten mit Kosten erstellt. Bei den Kostenangaben handelt es sich um grobe 
Bruttokosten inkl. Baunebenkosten.  
 
Variante 1:  Instandsetzung des Bauwerkes (Betonsanierung der Widerlager) 
  Kosten: ca. 115.000,00 €  
Variante 2:  Neubau neben Bestand (Fahrbahnbreite wie Bestand 3,00 m) 
  Kosten: ca. 160.000,00 € 
Variante 3: Neubau neben Bestand (Fahrbahnbreite 4,50 m) 
  Kosten: ca. 180.000,00 € 
Variante 4: Sperrung der Brücke (Vollständige Demontage) 
  Kosten: ca.   50.000,00 € 
Variante 5: Abstützung des bestehenden Bauwerke mit Stahlträgern 
  Kosten: ca.   90.000,00 € 
Variante 6: Erhalt des Bauwerke als Geh- und Radwegbrücke 
  Kosten: ca.   30.000,00 € 
 
Der Verwaltungsvorstand hat am 19.02.2018 beschlossen die wirtschaftlichste Variante vo-
ranzutreiben. Die Brücke wird demnach so modifiziert, dass das Bauwerk als Geh- und 
Radwegbrücke weiterhin genutzt werden kann. Die Benutzung der Brücke durch KFZ- und 
landwirtschaftliche Verkehr bleibt dauerhaft verboten. Da eine örtliche Umleitung des Wirt-
schaftsverkehrs über die anliegenden Wege möglich ist, kann den Nutzern die Umleitung 
zugemutet werden. Es sind genügend Haushaltsmittel vorhanden um die Variante Geh- und 
Radwegbrücke zu realisieren. 
Die bauliche Umsetzung ist für das Jahr 2018 geplant. Zum Erhalt des Bauwerkes als Geh- 
und Radwegbrücke sind folgende technischen Leistungen erforderlich: 
 

- Dauerhafte Oberflächensicherung der Widerlager mit einem Netz- oder Vlies-System 
- Ergänzung der Beschilderung als Geh- und Radwegbrücke 
- Anpassungsarbeiten am Geländer  
- Aufstellen von Pollern 
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Finanzielle Auswirkungen  
 
Die Kosten zum Erhalt als Geh- und Radwegbrücke belaufen sich auf ca. 30.000 € (inkl. Pla-
nungskosten). Da das Bauwerk weiterhin bestehen bleibt, sind Bauwerksprüfungen nach 
DIN 1076 nach wie vor erforderlich. Die Prüfkosten fallen turnusmäßig alle 3 Jahre an und 
belaufen sich auf ca. 1.700,00 €/pro Prüfung. Die nächste Prüfung ist im Jahr 2019 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 05.06.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 254/2018-1 

    Stand 22.03.2018 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. barrierefreier Ausbau von 58 Bushaltestellen im Gebiet der 
Stadt Bornheim 

 
Sachverhalt 
 
Das Schreiben des Zweckverbandes Nahverkehr Rheinland ist als Anlage beigefügt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Schreiben Zweckverband Nahverkehr Rheinland 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 262/2018-7 

    Stand 27.03.2018 

 
Betreff 
 

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 26.03.2018 betr. 
Überarbeitung des Regionalplans 

 
Sachverhalt 
 
Die Anfrage kann kurzfristig nicht beantwortet werden. Die Verwaltung wird in einer der 
nächsten Sitzungen vor den Sommerferien hierzu eine Stellungnahme erarbeiten. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Große Anfrage 
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN · Servatiusweg 19-23 · 53332 Bornheim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Stadtratsfraktion Bornheim 
 

Dr. Kuhn, Arnd 

Fraktionsvorsitzender 

Markus Hochgartz 

stellvertr. Fraktionsvorsitzender 

 

Fraktionsgeschäftsstelle 

Servatiusweg 19-23, 53332 Bornheim 

Tel.:     +49 (22 22) 94 55 40 

Mobil: 0151 20 74 61 04 

diegruenen@rat.stadt-bornheim.de 

   

Bankverbindung: Kreissparkasse Köln  IBAN: DE03370502990049004371  BIC: COKSDE33XXX                www.gruene-bornheim.de 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Schwarz, 
  

wir bitten die folgende Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 
25.04.2018 zu setzen. 
 

Angestoßen durch die Vorlagen zur Überarbeitung des Regionalplans im letzten Stadtentwicklungsausschuss, 
hätte die Grüne Fraktion noch eine Reihe Fragen. Die Verwaltung möge nachfolgende Punkte beantworten: 
 

1. Wie hoch sind derzeit die Flächenreserven der Kommune basierend auf dem Abgleich zwischen der 
bestehenden Bebauung und den Darstellungen im Flächennutzungsplan? 
a. Für wohnbauliche Entwicklung 
b. Für gewerbliche Entwicklung 
 

2. Wie hoch sind derzeit die Flächenreserven der Kommune basierend auf dem Abgleich zwischen den 
bestehenden Ausweisungen (FNP und B-Pläne) und den Darstellungen im Regionalplan? 
a. Für wohnbauliche Entwicklung 
b. Für gewerbliche Entwicklung 
 

3. Hat die Bezirksregierung Entwicklungsabsichten zu Flächen ins Gespräch gebracht, die derzeit nicht im 
Regionalplan als Siedlungsfläche ausgewiesen sind? Wenn ja: Für welche? 
 

4. Hat die Verwaltung Entwicklungsabsichten zu Flächen in das Gespräch eingebracht, die derzeit nicht im 
Regionalplan als Siedlungsfläche ausgewiesen sind? Wenn ja: Für welche? 

 
5. Welche Konflikte traten bei der Bewertung der Flächen zwischen der Verwaltung und der Bezirksregierung 

auf? 
 

 

Dr. Arnd Kuhn                                              Markus Hochgartz                                            und Fraktion 

Bornheim, 26. März 2018 

Betreff: Überarbeitung des Regionalplans 

An den Vorsitzenden des Stadtentwicklungsausschusses 

Herrn Wolfgang Schwarz 

 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 
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Ausschuss für Stadtentwicklung 25.04.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 269/2018-1 

    Stand 09.04.2018 

 
Betreff 
 

Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen Sitzungen 

 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung nimmt zu den Anfragen aus der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwick-
lung vom 21.03.2018 wie folgt Stellung: 
 
AM Stadler (TOP 14, StEA 21.03.2018) 
betr. Denkmaltor Einfahrt Villa Anna 
Warum liegt die Baustelle brach und wann geht es dort weiter? 
 
Antwort: 
Die Arbeiten verzögern sich weiter, da bei den Untersuchungen festgestellt werden konnte, 
dass die in den Pfeilern vorhandenen Metallträger korrodiert sind und ausgebaut werden 
müssen, um ähnliche Schadensbilder für die Zukunft  möglichst zu vermeiden. Für die not-
wendigen Arbeiten müssen neue Angebote eingeholt werden.  
 
AM Heller (TOP 14, StEA 21.03.2018) 
betr. Sekundarschule Merten 
Warum gehen die Bauarbeiten in der Mensa nicht weiter? 
 
Antwort: 
Die Arbeiten in der Mensa werden zurzeit nicht fortgesetzt, weil die im Zusammenhang mit 
den Sanitärarbeiten durchgeführte Ausschreibung wegen Unwirtschaftlichkeit aufgehoben 
werden musste. Eine freihändige Vergabe gem. § 3a Abs. 4 Ziffer 4 VOB/A wird derzeit vor-
bereitet. Die Submission für die Vergabe der Elektroarbeiten erfolgte am 29.03.2018. Nach 
Abschluss der Elektro- und Sanitärarbeiten werden dann die Trockenbau-, Putz- und Est-
richarbeiten durchgeführt. Im Anschluss hieran werden die Maler- und Fliesenarbeiten erfol-
gen. Die Kücheneinrichtung ist bereits bestellt. Der Fachplaner rechnet nach Beauftragung 
der Sanitär- und Elektroarbeiten mit einer verbleibenden Bauzeit von 14-16 Wochen.  
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